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Im Rahmen des CIVITAS-Projektes hat die Bertels-
mann Stiftung in den vergangenen Jahren zahlrei-
che Projekte mitinitiiert und begleitet, die das ge-

meinsame Ziel hatten, den Bürger wieder in den Mit-
telpunkt des Verwaltungshandelns zu rücken. Der 
Schwerpunkt „Neue Medien“ innerhalb des CIVITAS-
Projektes befasste sich dabei mit den Möglichkeiten, die 
neue Kommunikationstechnologien in diesem Zusam-
menhang bieten (werden): Werden direktere Kommuni-
kationsmöglichkeiten auch dazu führen, dass Staat und 
Bürger einander wieder näher kommen? Oder wird der 
Aufbruch ins Zeitalter von E-Government und E-Demo-
cracy nur als Schritt zur Verwaltungsmodernisierung 
gesehen, die demokratischen Potenziale des elektroni-
schen Netzes aber außer Acht gelassen?

Nachdem die Stiftung mit dem „Balanced E-Govern-
ment“-Konzept über ein aussagefähiges Instrumenta-
rium zur Messung von Verwaltungseffizienz und Bür-
gernähe verfügt (den „Begix“), lag es nahe, CIVITAS 
und Begix zusammen zu führen und auf Projekte zur 
Online-Bürgerbeteiligung anzuwenden.

Im Rahmen einer systematischen Untersuchung ha-
ben die Bertelsmann Stiftung und der Lehrstuhl für 
Planungstheorie und Stadtplanung der RWTH Aachen 
die existierenden Kriterien weiter entwickelt, um die 
Qualität aktueller (v.a. deutschsprachiger) Projekte zur 
Online-Bürgerbeteiligung und –Bürgerorientierung zu 
testen. Neben der Identifikation vorbildlicher Projekte 
war das Ziel der Analyse dabei vor allem, ein tragfä-
higes Kriterienset zu entwickeln, das Entscheidungs-
trägern künftiger Projekte zur Orientierung dienen 
kann.

Es zeigte sich in der Untersuchung, dass das Internet 
noch immer mehr Hoffnungsträger als praktisches In-
strument der Alltagsarbeit ist. Das Potenzial, Wege aus 
der Politik- und Staatsverdrossenheit zu bieten, hat es 
allemal. Und so manches Einzelprojekt schafft es, nütz-
lich und motivierend zu sein.

Konkrete Konzepte zur größeren Frage, welchem Ge-
sellschaftsverständnis solche Projekte letztlich die-
nen sollen, sind hingegen nach wie vor rar: Wie genau 
soll die Mischung aus repräsentativer und direkter 
Demokratie aussehen? Welche Rolle soll die Informa-
tionstechnologie dabei spielen? Soll sie Transparenz 
schaffen? Oder ist Transparenz ein lästiger Aspekt, der 
Experten-Entscheidungen verzögert und die Effizienz 
der Demokratie mindert? Sind direktere Formen der 
Bürgerbeteiligung wünschenswert? Oder sorgen sie 
nur dafür, dass schlecht informierte Bürger die Steue-
rungskapazität der gut informierten hemmen?

Keine dieser Fragen ist schon beantwortet. Sie müssen 
aber alle beantwortet werden, um neue technologische 
Hilfsmittel zum integralen und nützlichen Bestandteil 
eines demokratischen Gesamtsystems jenseits techno-
philen Selbstzwecks werden zu lassen. Der Weg zur Be-
antwortung der Fragen wird noch Jahre in Anspruch 
nehmen. Er wird nur gelingen, wenn immer wieder 
die international bereits gemachten Erfahrungen ge-
sammelt und aufbereitet werden, um darauf aufbauend 
vernünftige und pragmatische Wege zu finden.

Prof. Dr. Dr. h.c. mult. Heribert Meffert
Präsidiumsvorsitzender 
der Bertelsmann Stiftung

Prof. Dr. Marga Pröhl
Mitglied der Geschäftsleitung
der Bertelsmann Stiftung

V O R W O R T
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E-Bürgerbeteiligung zwischen Online-Chat und Bürgernetz

  E-Bürgerbeteiligung zwischen
  Online-Chat und Bürgernetz

Dr. Thomas Hart  |  Dirk- Christof Stüdemann1

1 Einleitung

„Neue Medien und Bürgerorientierung“ – der Titel der 
Studie, die den Hauptteil dieses Bandes ausmacht, deu-
tet vieles an: Die Hoffnung, dass das Zeitalter der Infor-
mationsgesellschaft den Bürger stärker in den Mittel-
punkt des politischen und administrativen Interesses 
rückt. Die Vermutung, dass die perfekte Strategie zur 
demokratieorientierten Nutzung der neuen Technologi-
en noch nicht gefunden wurde. Der Zweifel, dass der 
öffentliche Sektor aus sich heraus die notwendigen Er-
kenntnisse zieht und die relevanten Schritte ergreift. 

Die Studie zeigt, welche aktuellen und interessanten 
Ansätze es bei der Einbeziehung von Bürgern in poli-
tische Prozesse über das Internet bereits in der Praxis 
zu beobachten gibt. Unabhängig von diesen konkreten 
Beispielen lohnt es sich aber auch, noch einmal allge-
mein über die Möglichkeiten nachzudenken, die v.a. 
das Internet für Bürgerschaft, Politik und Verwaltung 
in sich trägt – und darüber, welche strukturellen Hin-
dernisse der Entfaltung all der viel zitierten „Poten-
ziale“ derzeit noch entgegen stehen. 

E-Business, E-Commerce oder E-Procurement sind nur
einige der vielen Neologismen, die durch das Aufkom-
men des Internets entstanden sind. Der vorgestellte 
Buchstabe suggeriert elektronische Modernität und 
Fortschritt – eines der letzten nach außen sichtbaren 
Überbleibsel einer globalen Innovationsphase, die als 
„New Economy“ zunächst Reichtum zauberte, dann 
Wertschöpfung vernichtete. Auch im politik- und ver-
waltungswissenschaftlichen Bereich fand das „E“ sei-
nen Einzug in Begriffen wie E-Government, E-Demo-
cracy und E-Governance. 

Auch wenn Definitionen weniger interessant sind als 
die Konzepte, die sich dahinter verbergen, kann man 
doch zunehmend einen Wandel der Definitorik feststel-
len, der sich auch darauf auswirkt, wie in der Praxis 
Projekte positioniert (bzw. auch aus welchen Budgets 
sie finanziert) werden. 

_ E-Governance wird dabei zunehmend als „Regie-
rungshandeln auf elektronischem Weg“ verstanden, 
vereint somit aus Sicht von Politik und Verwaltung 
E-Government und E-Democracy unter einem Dach. 

_ E-Government wäre demnach lediglich die Bereit-
stellung vorhandener Services durch Nutzung des 
Internets durch den öffentlichen Sektor (synonym 
„E-Administration“) 

_ E-Democracy umfasst dann alle Aktivitäten, bei de-
nen die Bürgerschaft auf elektronischem Wege zu-
sammenkommt, sich artikuliert und versucht, auf 
politische Prozesse Einfluss zu nehmen.

Solche Kategorisierungsversuche sind missverständ-
lich bis falsch. Sie suggerieren, dass eine Verwal-
tung, die ihre Dienste auf elektronische Leistungser-
bringung umstellt, damit lediglich effizienzorientierte 
Change-Prozesse einleitet. Die aus Sicht der Bürgerge-
sellschaft deutlich höher einzuschätzende Errungen-
schaft der „E-Society“ ist aber, dass die Elektronisie-
rung der Verwaltung auch zu größerer Transparenz 
und zu verstärkten Möglichkeiten der Bürgerpartizi-
pation an öffentlichen Entscheidungsprozessen führen 
kann. Und das nicht nur in Prozessen, die explizit als 
„Beteiligungsverfahren“ ausgewiesen sind (wie Bür-
gerversammlungen, Petitionsverfahren, Anhörungen, 
etc.), sondern in jedem einzelnen Schritt jedes öffent-
lichen Verfahrens. 

1  Dr. Thomas Hart ist Projektmanager der Bertelsmann Stiftung. Dirk-Christof Stüdemann, M.A., ist Projektassistent der Bertelsmann Stiftung. 
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Die Bertelsmann Stiftung hat deshalb den Begriff des 
„Balanced E-Government“ entwickelt und etabliert, der 
genau dies verdeutlichen soll: „Gutes E-Government“ 
schafft die Balance zwischen aus effizienzorientierter 
Veraltungsmodernisierung und partizipationsfördern-
dem Kulturwandel. Nur wenn beides (Management 
und Demokratie, könnte man sagen) gleichzeitig ge-
dacht wird, wird das Potenzial der neuen Kommuni-
kationsmöglichkeiten für das Zusammenwirken von 
Staat und Bürger ausgereizt. Solange „E-Government“ 
und „E-Democracy“ getrennte Konzepte bleiben, solan-
ge wird die Ausrede gelten, dass man sich erst um das 
eine kümmert, bevor man das andere aus Ressourcen-
mangel sein lässt. 

2 Demokratische Potenziale 
 und Hoffnungen

Die anfängliche Euphorie über die positiven Potenzi-
ale des Internets zur verstärkten Bürgerbeteiligung, 
von Marschall als „mythische Bedeutsamkeit als Pro-
blemlöser“ (1997: 304) bezeichnet, ist derweil einem 
gewissen Realismus gewichen: Man könne nicht davon 
ausgehen, dass, nur weil ein neues Medium, also eine 
neue technische Plattform bereit steht, die Bürger „bes-
ser an den öffentlichen Angelegenheiten partizipieren“ 
(Jarren 1998: 27). Analog zu den Überzeugungen in 
der Wirtschaft kann man somit auch in der Forschung 
eine Ernüchterung bezüglich der vermeintlich fantas-
tischen Möglichkeiten des Internets konstatieren. So-
weit die Nutzungszahlen von Partizipationsprojekten 
erfasst wurden, waren diese ernüchternd. Das E-Demo-
cracy-Volk ist noch skeptisch. 

Im kommerziellen Bereich hat „das Netz“ in den ver-
gangenen Jahren – trotz geplatzter New-Economy-Bla-
se – die versprochene große Bedeutung durchaus er-
reicht. Ist dieser Erfolg auch Grund für begründeten 
Optimismus aus der Sicht politischer Akteure? Läu-
tet die steigende Nutzung das „Zeitalter des Bürgers“ 
(Jarren 1998: 27) ein? Natürlich nicht – und doch ein 
wenig. Den Trend hin zum echten „Instrument politi-
scher Beteiligung“ (Marcinkowski/Irrgang 2000: 28) 
kann man klar zeigen, wenngleich die nachweisbaren 
Erfolge hinsichtlich der Stärkung der demokratischen 

Strukturen schon wegen der fehlenden Evaluierbarkeit 
der Qualität dieser Strukturen ausbleiben werden.
„The size and complexity of modern nation-states has 
meant that the citizen has little realistic opportunity 
(or perhaps desire) to influence their environment bey-
ond the village pump“ (Hague/Loader 2000: 6). 

Erlaubt im Umkehrschluss also die Information Society 
einen Einfluss auf das öffentliche Geschehen, der wei-
ter reicht? Die Vermutung liegt nahe, dass das Internet 
sui generis zu einer Verbesserung der Verständigung 
zwischen Bürgern und Regierung beiträgt, weil es von 
seinem reinen Konstruktionsprinzip nichts besser als 
dies kann: Kommunikation zu erlauben. Es stellt ein 
nahezu unendlich großes Portfolio an Informationen 
bereit und schafft Transparenz über politische und ad-
ministrative Prozesse. 

Diese Schlussfolgerung greift jedoch zu kurz. Zu 
schnell erliegt man der Versuchung, das weltweite Da-
tennetz als Projektionsfläche für zahlreiche Utopien, 
Hoffnungen und Mythen zu missbrauchen (vgl. Mar-
schall 1999: 109). Daher ist die Unterscheidung zwi-
schen dem, was man gerne erreichen möchte und dem, 
was tatsächlich sinnvoll und praktikabel ist, von ent-
scheidender Bedeutung. Eine Zielvorstellung, z.B. eine 
„Vision enthierarchisierter politischer Kommunikati-
on als Basis politischer Beteiligungsprozesse“ (Meckel 
1999: 232), ist ohne Zweifel äußerst wichtig, um die 
Stoßrichtung jeglicher Anstrengungen zu bestimmen. 
Doch das Vorhandensein der Potenziale eines Mediums 
bedeutet nicht ohne weiteres eine schlagartige Verän-
derungen bestehender Strukturen. 

Das Internet hält für die Bürgerbeteiligung deutlich 
weiter reichende Möglichkeiten bereit als die reine 
Übertragung klassischer Aktivitätsformen des Sich-
Informierens, Diskutierens, Wählens oder Ähnlichem 
auf elektronische Plattformen. Es entstehen vielmehr 
erweiterte Eingriffs-, Auswahl-, Reaktions- und Steu-
erungsmöglichkeiten auf Informationen und Entschei-
dungen (vgl. Harth 2000: 8). Dabei entwickeln sich 
neue Regeln der Einflussnahme, der Informationswirk-
samkeit auf den Entscheidungsprozess. Neue Spielre-
geln, die derjenige, der sie zuerst erlernt, in Erfolg um-
setzen können wird. 
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Das jederzeit erreichbare und weit reichende Forum 
von Nachrichten und Meinungen, wie es das Internet 
darstellt, bedeutet, dass die Kritik-, Kontroll- und Ar-
gumentationsfunktion der Bürgerschaft an Bedeutung 
gewinnt und idealtypisch ein „kontrollierendes, ba-
sisdemokratisch strukturiertes Gegengewicht“ bildet 
(Harth 2000: 11).

Die dezentrale Organisationsstruktur treibt die Ten-
denz der Auflösung politischer Hierarchien zugunsten 
vernetzter sozialer Strukturen voran (vgl. Leib 1998: 
81ff.). Der Einzelne kann, sofern er das möchte, da-
durch der passiven Rezipientenrolle entkommen. Ne-
ben der verstärkten Möglichkeit für Gleichdenkende, 
über das Internet orts- und zeitunabhängig überhaupt 
erst einmal zusammen zu treffen, erlaubt das Internet 
eine effektive Koordination auch offline bereits exis-
tierender Organisationen. Die Binnenkommunikation 
wird verstärkt durch Diskussionen auf der eigenen 
Webseite oder durch regelmäßige E-Mail-Newsletter. 
Treffen können bei Bedarf online stattfinden und es 
kommt zu einer Verminderung von Kosten.2 Dabei kön-
nen unkonventionelle Beteiligungsformen wie Foren 
und Chats eine gute Möglichkeit sein, auch gerade Ju-
gendliche anzusprechen, die zu konventioneller Beteili-
gung schwer aktivierbar sind (vgl. Woyke 2000: 5). 

Analytisch gesprochen schafft diese Kompetenzverla-
gerung Richtung Individuum eine neue Quelle öffent-
licher Meinung und ein Korrektiv zwischen den po-
litikbezogenen Ansichten politischer Eliten und den 
lebensnahen Problemwahrnehmungen der Bürger. 
Lassen sich die politischen Entscheidungsträger auf 
diese neuen Möglichkeiten ein, ist es erlaubt, von ei-
ner bürgernäheren Politik zu träumen (vgl. Mambrey 
2000: 345). Im Policy-Zyklus von Problemartikulation, 
-definition, Politikdefinition, Programmentwicklung, 
Implementierung und Evaluation gewinnen gerade 
ressourcenschwache Akteure durch die nun gegebe-
ne kostengünstige Möglichkeit des Kommunizierens 
einen relativen Organisationsvorteil gegenüber einer 
Situation der reinen Offline-Demokratie. Mehr Trans-
parenz und Kontrollierbarkeit der Willensbildung und 
Entscheidungsfindung sowie zunehmender Einfluss 

auf Problemartikulation und -definition stärken den 
Akteur „Bürger“ und damit die Bürgergesellschaft ins-
gesamt als Ort legitimer Entscheidungsfindung.

Natürlich gehen diese Vorstellungen von einem über-
trieben optimistischen Bild des politisch aktiven Bür-
gers aus (vgl. Leib 1998: 92). Außerdem ist das Inter-
net, wie aus den Nutzungsdaten ersichtlich wird, bei 
weitem noch kein Jedermann-Medium.3 Nach wie vor 
sind die jüngeren Altersgruppen die deutlich domi-
nierenden Online-Nutzer; höhere Bildungsabschlüs-
se gehen mit besseren Zugangsmöglichkeiten einher; 
Arbeitslose sind deutlich weniger häufig online als Be-
rufstätige; Rentner und Hausfrauen stellen die Mehr-
heit der Offliner.4 

Diese Situation ist – trotz aller Verbesserungen, die 
sich über die vergangenen Jahre ergaben – auf abseh-
bare Zeit ein Faktum. Erst jedoch, wenn das neue De-
mokratie-Instrument „Online“ ähnlich zugänglich ist 
wie die bisherigen Mittel der Beteiligung und der Infor-
mation, kann es eine ernsthafte Debatte über die Net-
zöffentlichkeit als Legitimationsbasis von allgemein-
gültiger Politik geben. Eine Partizipationsstrategie, 
die das Internet als zentrales oder gar alleiniges Medi-
um der Bürgerbeteiligung platziert, muss heute und in 
den künftigen Jahren als verfehlt bezeichnet werden. 
Durch die nicht flächendeckende Verfügbarkeit würde 
dies einer politischen Privilegierung von bereits öko-
nomisch privilegierten Gruppen gleichkommen – eine 
Richtung, die kein politischer Entscheidungsträger be-
wusst einschlagen würde. 

Nicht zu verkennen ist allerdings, dass die Nutzung 
der Online-Medien gerade auch eine Gruppe der Bevöl-
kerung erreicht, die aufgrund ihrer speziellen Interes-
sen, ihrer Sozialisierung und Erziehung bislang nicht 
ausreichend Impulse verspürte, sich bei der Gestaltung 
des Gemeinwesens zu engagieren. Diese Gruppe der 
vor allem jugendlichen Online-Bevölkerung findet die 
Idee, sich über das Netz mit Gleichgesinnten zusam-
menfinden, attraktiv und nutzt das Instrument, um 
neue Subkulturen zu bilden. 

2 Detaillierter zu den neuen Instrumenten, die den zivilgesellschaftlichen Akteuren infolge der neuen Informations- und Kommunikationstechnologien zur 
 Verfügung stehen siehe Welzel/Scheffler (2002).
3 Nach den aktuellen Zahlen zur Internetpenetration war 2003 erst gerade einmal die Hälfte der Deutschen online (vgl. TNS Emnid 2003 und TNS Emnid 2004).
4 Zu Daten hinsichtlich der Nutzung des staatlichen Angebots an E-Government-Diensten vgl. EU-Kommission 2002, Lorenz 2003, Accenture 2004 und Cole 2003.
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Eine unausweichliche Konsequenz davon ist die Frag-
mentierung der Öffentlichkeit in Teilöffentlichkeiten – 
was sich in den kommenden Jahren als dasjenige Phä-
nomen herausbilden dürfte, welches die Informations-
gesellschaft am ehesten charakterisiert. Mit all seinen 
Konsequenzen: einschließlich der Gefahr der totalen 
„Selbstbezüglichkeit“ (Holtz-Bacha 1998: 115) und im 
Extremfall des Verlusts des für das politische System 
so wichtigen Maßes an Konsens und der Verständi-
gung zwischen den Teilöffentlichkeiten. Statt erhoffter 
Mobilisierung politischer Partizipation kann das Inter-
net die Bildung von Teilpublika, wie sie sich durch die 
Ausdifferenzierung des klassischen Mediensystems 
vollzieht, noch in großem Umfang verstärken, ohne 
gleichzeitig – wie das traditionelle System der Massen-
medien – auch einen gemeinsam Bezugspunkt herzu-
stellen, an dem unterschiedliche Positionen sich auch 
wieder im Diskurs begegnen können.

Weitere negative, mit der Onli-
ne-Kommunikation verbundene 
Auswirkungen sind die Unüber-
schaubarkeit der Meinungen, 
die mangelnde Aufmerksam-
keit politischer Entscheidungs-
träger, die Anonymität, die eine 
Überprüfung von Informations-
relevanz und -authentizität er-
schwert, und die fehlende Re-
duktion der Komplexität durch 
Dritte (vgl. Marschall 2000: 
45f.).

Ob diese Entwicklung eine Revitalisierung der Demo-
kratie in Gang bringt und damit einen Gegentrend zu 
Politikverdrossenheit, Vertrauensverlust in politische 
Eliten und nachlassende Partizipationsbereitschaft 
schafft, sei an dieser Stelle erst noch dahin gestellt. 
Entscheidend ist die Feststellung, dass all dies gesche-
hen kann und dass die neuen Formen der Online-Kom-
munikation die Schwelle zur politischen Partizipation 
senken. Ceteris paribus sind solche Formen deshalb zu 
unterstützen – während gleichzeitig darüber nachge-
dacht werden muss, welche anderen Voraussetzungen 
erfüllt werden müssen, soll das angestrebte Niveau an 
Bürgerbeteiligung erreicht werden. 

Um zu einer weit reichenderen Bürgerbeteiligung an 
öffentlichen Entscheidungsprozessen zu gelangen, ist 
neben der „Ermöglichung“ der Partizipation, also dem 
Schaffen von Beteiligungsmechanismen etwa durch 
Implementierung von E-Democracy-Projekten, auch 
die Motivation der Bürger sowie ihre ausreichende 
Information notwendig. Diese drei Aspekte bedingen 
einander: Schlecht informierte Bürger können auch mit 
noch so guten Mechanismen nicht qualifiziert partizi-
pieren; der bestinformierte Bürger wird sich die Mühe 
der Teilhabe nicht machen, wenn ihn die fehlende 
Aussicht auf Wirksamkeit seiner Intervention demoti-
viert; schließlich helfen alle Motivation und Informati-
on nichts, wenn die notwendigen Instrumente fehlen, 
mit denen die Bürgermeinung ins öffentliche Entschei-
dungssystem gelangen könnte. 

�����������

�����������������������

�������� ���
����������� ��� �����

���������� ��������������

������������ ���
�������� ����������� �������

��� ����������� ����������

�������� ���
�������������� ������
��� ����������������



10

Neue Medien und Bürgerorientierung

11

E-Bürgerbeteiligung zwischen Online-Chat und Bürgernetz

3 Der Bürger: 
 verdrossen und motiviert

Viele Bürger sind bereits online, sie wickeln Transakti-
onen über das Internet ab (z.B. Banking und Einkaufen 
im Netz) und nutzen vereinzelt die bereits bestehenden 
Angebote für politische Beteiligung und Information. 
Sie glauben aber nur bedingt daran, dass das gleiche 
Instrument, das ihnen ihren Bucheinkauf vereinfacht 
oder Transaktionsgebühren bei den Banken spart, die-
se gleiche Leistung auch in der Beziehung zu Staat und 
Verwaltung leisten kann – die Nutzung von E-Govern-
ment und E-Democracy (sofern Angebote überhaupt 
vorhanden sind) hängt der Internet-Nutzung im rein 
privaten Bereich weit hinterher. 

Die Gründe mögen in Bereichen liegen, die mit dem 
Netz gar nichts zu tun haben, sondern in einer sehr 
viel grundlegenderen Skepsis der demokratischen 
Funktionsfähigkeit gegenüber. Dafür ist ein Blick in 
die Studie „Politische Partizipation in Deutschland“ 
(Bertelsmann Stiftung 2004) hilfreich, hinter der sich 
eine repräsentative Umfrage der Forschungsgruppe 
Wahlen und der Bertelsmann Stiftung im November 
2003 verbirgt: 

55 Prozent der Bundesbürger sind mit der Demokratie 
in Deutschland unzufrieden. Dieser höchste je gemes-
sene Wert ist Resultat von
_ der verstärkten Kritik an sämtlichen parlamentari-

schen Kräften,
_ schwachen bis klar negativen Imagewerten von Poli-

tikern
_ und lagerübergreifender Missstimmung gegenüber 

den politischen Akteuren und Parteien.

Knapp der Hälfte der Bundesbürger ist es auch gleich-
gültig, welche Partei und welches politisches Personal 
in Deutschland regiert – immerhin zweifeln 80 Prozent 
der Befragten aus allen sozialen und gesellschaftlichen 
Gruppen insgesamt an der Kompetenz der Politiker. Da-
mit haben Politiker aus Sicht der breiten Mehrheit nicht 
die Qualitäten, die für die Bürger bei Politikern eigent-
lich besonders wichtig sind: Glaubwürdigkeit, Sachver-
stand und mit Abstand Bürgernähe und Tatkraft.

Vor diesem Hintergrund überrascht es nicht, dass die 
Beteiligungschancen negativ eingeschätzt werden: 

Der Aussage „Politiker kümmern sich nicht viel da-
rum, was Leute wie ich denken“ stimmen 68 Prozent 
der Befragten zu, der Hypothese „Manchmal ist Politik 
so kompliziert, dass jemand wie ich gar nicht versteht, 
was vor sich geht“ sind 55 Prozent zugeneigt. Nur 36 
Prozent der Bundesbürger sehen starke bis sehr star-
ke Möglichkeiten, innerhalb demokratischer Verfahren 
ihren persönlichen Einfluss geltend zu machen.

Es überrascht deshalb nicht, wenn die Bundesbürger 
auf die Frage, ob sie an politischen Entscheidungen di-
rekt beteiligt werden möchten, zu zwei Drittel mit Ja 
antworten. Der Ruf nach basisdemokratischer Mitbe-
stimmung ist besonders groß auf kommunaler Ebene: 
79 Prozent der Deutschen möchten dort mitbestimmen. 
Interessant dabei ist, dass die Gruppe, die sich eher 
selten oder nie an Wahlen beteiligt und damit weitge-
hend auf die institutionalisierten Wege der Beteiligung 
verzichtet, fordert, dass Bürger noch vor Politikern bei 
wichtigen Entscheidungen mit einbezogen werden sol-
len. Es gibt also in der Summe eine zumindest große 
geäußerte Bereitschaft auf Seiten der Bürgerschaft, an 
Entscheidungen teilzuhaben und Verantwortung zu 
übernehmen: gut drei Viertel der Befragten wären be-
reit, sich an einer Unterschriftensammlung zu beteili-
gen, 33 Prozent waren schon einmal „Protestwähler“, 
zwei Drittel der Befragten haben bereits an einer ge-
nehmigten Demonstration teilgenommen, 60 Prozent 
können sich die Teilnahme in einer Bürgerinitiative 
vorstellen.

Ganz offensichtlich versäumt es die Politik, dieses In-
teresse und die Handlungsbereitschaft angemessen zu 
bedienen und zu aktivieren – anders können die nega-
tiven Werte für Politiker und Parteien nicht gedeutet 
werden. Die Menschen warten darauf, endlich mehr 
Verantwortung zu bekommen. Sie wünschen sich ne-
ben den herkömmlichen Wegen der politischen Wil-
lensäußerung, also z.B. durch Teilnahme an Wahlen, 
neue Formen der Partizipation, um als Mitgestalter 
ernst genommen zu werden. Will die institutionalisier-
te Politik nicht massiven Bedeutungsverlust erfahren, 
muss sie diese Wünsche ernst nehmen. 

Letztlich ist es nur diese Argumentationskette, die die 
systematische Implementierung von Online-Partizi-
pationsprojekten verspricht: Nur wenn Politiker ihre 
eigene Position in Gefahr sehen, werden sie das im 
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Vergleich zu E-Administration recht undurchschau-
bare und mühevolle Projekt in Angriff nehmen. Im 
Bereich traditionellen E-Governments lautet das Ver-
sprechen „Effizienzsteigerung“ und „Kostensenkung“. 
Im Bereich der E-Democracy im weitesten Sinne ist es 
„nur“ die Bürgerzufriedenheit, die in Aussicht gestellt 
wird. Diese Aussicht muss zum konkreten Anreiz wer-
den, um das „Potenzial“ der Online-Partizipation Reali-
tät werden zu lassen.

4 Neujustierung aus Sicht 
 von Staat und Verwaltung

Die Verwaltungsreform der vergangenen Jahre hat zu 
einem Mehr an Ergebnisorientierung, Effizienzdenken, 
Kundenorientierung und modernem Managementden-
ken geführt. Die Ordnungsbehörden haben sich immer 
mehr zu modernen Dienstleistungsunternehmen ent-
wickelt. Diesen offenen und effizienten Apparaten ste-
hen oft politische Entscheidungsstrukturen gegenüber, 
die vergleichsweise undurchsichtig und schwerfällig 
sind – und die häufig entgegen der Intuition des betrof-
fenen Bürgers über verschiedene Ebenen der föderalen 
Struktur verteilt sind.

Vor allem auf kommunaler Ebene – die der erste An-
sprechpartner für die meisten Bürgeranliegen ist – 
entsteht hierdurch große Unzufriedenheit über einge-
schränkte Handlungsmöglichkeiten und die Schwie-
rigkeit, die Bürger von der Relevanz kommunalen Han-
delns zu überzeugen. Es herrscht eben auch eine Unzu-
friedenheit der Politik mit sich selbst. Die oft ehrenamt-
lichen Politiker auf kommunaler Ebene müssen immer 
komplexere kommunale Aufgaben bewältigen und sind 
gleichzeitig mit pauschaler Politik(er)verdrossenheit 
konfrontiert. 

Grundsätzlich hat die Politik zwei Handlungsoptionen: 
entweder sie findet sich mit ihrer misslichen Lage ab 
und verfährt wie bisher – auf die Gefahr hin, noch mehr 
Vertrauen bei den Bürgern zu verspielen und z.T. völlig 
überfordert vor kommenden Problemen zu stehen. Oder 
sie ergreift die Chance und macht sich auf den Weg zu 
mehr bürgerorientierten und –nahen Verfahren. An-
sätze dafür gibt es in Deutschland – das zeigt die Stu-
die, die in diesem Band veröffentlicht wird. 

Es müssen nicht zwingend neue formal-direktdemo-
kratische Verfahren etabliert werden, sondern es geht 
vielmehr um eine stärkere Einbeziehung interessier-
ter Bürger in die Informationsbeschaffung und um die 
Sachdiskussion im Vorfeld einer Entscheidung. Viele 
Formen der kooperativen Demokratie sind dabei vor-
stellbar (das zeigen die Erfahrungen und Ergebnisse 
früherer Projekte der Bertelsmann Stiftung: z.B. Kom-
pass, CIVITAS, Kommunaler Bürgerhaushalt). Ver-
ständlich ist, dass viele Kommunalpolitiker fürchten, 
ihr eigener Entscheidungsspielraum im Rat verkleine-
re sich dadurch. 

Vielmehr sollen aber die neuen Formen der Beteiligung 
die repräsentative Demokratie ergänzen und nicht er-
setzen. Eine gute Möglichkeit dazu bietet sich eben 
auch über den Einsatz des Internets, um mehr Trans-
parenz und Informationen über politische Prozesse zu 
vermitteln und der Bürgerschaft das Gefühl zu geben, 
sie werde in politische Prozesse miteinbezogen und 
ernst genommen. Damit ist die Frage noch nicht beant-
wortet, ob dieses Gefühl zurecht entsteht – für die indi-
viduelle Motivation eines Bürgers, sich einzubringen, 
ist es aber eben zuallererst dieses Gefühl, das zählt. 
Wird es später enttäuscht, weil die Bürgermeinungen 
in den weiteren Entscheidungsprozessen keine Rolle 
mehr spielen, dann wird sich der engagierte Bürger 
umso grundsätzlicher und dauerhafter abwenden.

5 E-Government und E-Democracy: 
 Die beiden Seiten der demokratischen 
 Medaille

Die Kommune nimmt eine wichtige Stellung in der po-
litischen Sozialisation und Partizipation ein und daher 
wird Kommunalpolitik nicht selten als Experimentier-
baustelle für alle möglichen Reformprojekte angese-
hen (vgl. von Korff 1999: 192). Städte und Gemeinden 
stehen aus mehreren Blickwinkeln heraus unter Zug-
zwang, im Internet Präsenz zu zeigen. Dabei spielt si-
cher der Erfolg kommerzieller Angebote eine Rolle. Der 
Bürger erwartet von einem Dienstleister einen ange-
messenen Auftritt im Netz und unterscheidet bei sei-
nen Ansprüchen in seinem Selbstverständnis als Kun-
de kaum zwischen privatwirtschaftlichem und öffent-
lichem Anbieter (vgl. Armbrecht/Schaad/Stüdemann 
2001: 8f.). 
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Trotz der aus subjektiver Nutzersicht stärker unmit-
telbaren Relevanz kommunaler und lokaler Angebote 
sind es in der Regel die Projekte von nationaler Reich-
weite bzw. auf nationaler Ebene, die – meist ausgestat-
tet mit erheblichen Ressourcen und positioniert als 
Prestige-Objekte der jeweiligen Bundesregierungen – 
Leitbildcharakter entwickeln sollen. Ähnlich ökonomi-
scher Trickle-Down-Effekte sollen auch diese Projekte 
(in Deutschland repräsentiert v.a. durch die Großan-
strengung Bund Online 2005 und den vom Bund geför-
derten Städtewettbewerb Media@Komm5) Standards 
und technische Grundlagen für die E-Government-Im-
plementierung auch in der Kommune liefern. 

Die Effektivität dieser Form der Top-Down-Initiierung 
von Innovation wird mittlerweile in Frage gestellt: Die 
ersten Untersuchungen zur Wirksamkeit der Leitpro-
jekte auch für die kommunale Praxis haben gezeigt, 
dass die Best-Practice-Erkenntnisse kaum Einzug in 
die Implementierung vor Ort halten. Es fehlen offen-
bar konkrete Anreizsysteme, die ein Übernehmen eta-
blierter Anwendungen und Lösungen durch kommuna-
le Entscheidungsträger interessant machen. Das reine 
Vorlegen und Vorleben (noch dazu von teils etwas exo-
tisch anmutenden Einzellösungen, die für die Praxis 
der meisten Kommunen gänzlich irrelevant sein dürf-
ten) genügt nicht.6 

Die Defizite existierender E-Government-Projekte wur-
den vielfach beschrieben.7 Neben den Schwächen des 
Change Management und der IT-Implementierung im 
Allgemeinen dürfte das strategisch gravierendste Pro-
blem der E-Administration darin zu sehen sein, dass 
häufig Offline-Prozesse unreflektiert online umgesetzt 
werden. Zu selten wird im Rahmen eines systemati-
schen Change-Management-Prozesses der Sinn jedes 
einzelnen Prozesses hinterfragt, bevor er elektronisch 
gespiegelt wird. Es lassen sich bisher nur wenige An-
sätze erkennen, bei denen die Einführung elektroni-
scher Dienstleistungen dazu genutzt wird, auch im 
Back Office Prozesse zu optimieren und digital ent-
sprechend aufzubereiten. 

Dies ist Symptom für ein tief liegendes Problem: E-Go-
vernment wird noch zu häufig als isoliertes Phänomen 
betrachtet, als neue Aufgabe der Verwaltung neben den 
bisherigen. Das Verständnis dafür, dass „E“ lediglich 
eine Chance zur Verbesserung von „Government“ ist, 
ein Instrument zur verbesserten Durchführung der 
Kernaufgabe staatlichen Handelns, ist gering. 

Folglich verwundert es auch nicht, dass Projekte au-
ßerordentlich rar gesät sind, die von Verständnis auch 
für die demokratischen Potenziale des E-Government 
zeugen: Die neuen Technologien können dann zu einer 
Verbesserung der Beziehung zwischen Staat und Bür-
ger eingesetzt werden, wenn der Staat all sein Handeln 
als „demokratisch“ versteht und „Demokratie“ nicht 
nur als Funktion der Legislative begreift. E-Democra-
cy muss als Teil von E-Government verstanden werden, 
denn E-Government ist der elektronische Arm des Re-
gierens – „Regieren“ aber ohne „Demokratie“ zu den-
ken, ist abwegig. Jeder Verwaltungsprozess ist deshalb 
demokratisch, wenn er transparent ist und zulässt, 
dass Bürger ihre Meinung kundtun und ihre Anliegen 
vertreten. Die geheime Verwaltung ist eine undemo-
kratische, denn sie verweigert sich der Kontrolle durch 
Bürger, Medien und Nichtregierungsorganisationen. 

6 Bürgernetze – die „besseren“ 
 E-Democracy-Anbieter?

Die Bürger sind in mancher Hinsicht schon weiter als 
die Verwaltungen, wenn es um die Nutzung neuer 
Kommunikationsnetze zur Förderung der Demokratie 
geht. Sie warten oft nicht, bis sie Beteiligungsangebote 
ins Netz gestellt bekommen. Sie nutzen die technische 
Infrastruktur des Internets, um zueinander zu finden, 
zu diskutieren und Meinungen zu aggregieren. Sie ma-
chen dies nicht unter der Überschrift „E-Democracy“, 
leisten aber genau das: Sie erweitern die Möglichkei-
ten der Demokratie mit elektronischen Mitteln. Ein Bei-
spiel dieser bürgerschaftlichen Selbstorganisation sind 
die Bürgernetze oder Community Networks.

5 www.bundonline2005.de; www.mediakomm.de 
6 Siehe dazu v.a. „Transfer von Innovationen im E-Government“, Studie der Bertelsmann Stiftung und PLS Ramboll Management Beratung;
 Download unter www.begix.de. 
7 Ausführlich: Friedrichs et al. (2002b); Zusammenfassung der Ergebnisse unter www.begix.de. 
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Ein Kerngedanke der Diskussion um die „Bürgergesell-
schaft“ lautet, dass den Bürgern mehr Verantwortung 
und Entscheidungskompetenz zurückgegeben werden 
soll bzw. wird. Dies klingt wie eine erstrebenswerte 
Situation, bringt aber auch einen erheblichen Verant-
wortungszuwachs für die Bürger mit sich. Wie weit die 
Bürger bereit sind, diesem gerecht zu werden (und da-
mit auch die Kapitulation des öffentlichen Sektors vor 
mancher aktuellen Aufgabe zu alimentieren), wird sich 
weisen. Schon heute sind aber manche Instrumente 
sichtbar, die versuchen, mit der verlagerten Verantwor-
tung umzugehen und das Konzept des „Regierens“ von 
einer angebotsgetriebenen Angelegenheit zu einer we-
nigstens stärker verteilten zu machen. 

Die Top-Down-Verfahren zur Regelung öffentlicher Be-
lange werden immer stärker ergänzt z.B. durch Bür-
gernetze8, die dem Ideal einer politischen Netzöffent-
lichkeit schon heute wesentlich näher kommen als alle 
„angebotsseitigen“ E-Demokratie-Versuche. Dabei han-
delt es sich beim bürgerschaftlichen Engagement nicht 
um Interaktionen, die technisch induziert, sondern 
vielmehr sozial motiviert und auf Sinnerfüllung ausge-
richtet sind (vgl. Jarren 1998: 41) – Bürger organisieren 
sich selbst, um sich Gehör zu verschaffen und Mitbür-
ger zu erreichen. 

Der Fokus aller Anstrengungen liegt dabei auf der All-
tagskommunikation nach dem Prinzip des Communi-
ty Organizing, d.h. der Einrichtung lokaler Informa-
tions- und Vermittlungsbörsen und des diskursiven 
Austauschs (vgl. Kubicek/Schmid/Wagner 1997: 189). 
Dabei wurden in aller Regel bestehende soziale Struk-
turen als Basis für die Entwicklung technisch gestütz-
ter Kommunikations- und Interaktionsformen gewählt, 
um nicht das Problem der Diskrepanz zwischen Cyber-
welt und Realwelt zu haben (vgl. Jarren 1998: 45). 
Kubicek et al. machen bei diesen Netzwerken drei Tra-
ditionslinien aus: 

1 Das Community Network als Ort kollektiver Erörte-
rung lokaler Geschehnisse und der Belebung lokaler 
Gemeinschaften; 

2 Die Nutzung lokaler Netzwerke durch Aktivisten, um 
den Computer als allgemeinzugängliches Massen-
medium zur Informationsbeschaffung zu etablieren, 
indem sie unterstützte Zugänge und Schulungen 
anbieten;

3 Die Historie aus der politischen Gegenöffentlichkeit 
und des politischen Protests, wobei das Internet als 
ein Mittel zur Befreiung des Bürgers von Beschrän-
kungen durch etablierte Strukturen interpretiert 
wird. 

So soll lokale Öffentlichkeit autark vom bestehenden 
politischen System organisiert werden (vgl. Kubicek 
et al. 1997: 191ff.). Die Community Networks sind ein 
wichtiger Ausgangspunkt im Sinne von mehr Partizi-
pation und Information, denn sie sind an der Bürger-
schaft orientiert und bemühen sich, alle Ebenen der 
lokalen Gesellschaft zu berücksichtigen. Kreativ kon-
zipiert und implementiert, können  sie den Zugang zu 
relevanten Informationen verbessern, die Kommuni-
kation zwischen Einzelpersonen und Gruppen effekti-
vieren, den Inputs bei lokalen Planungs- und Entwick-
lungsvorhaben stärker bündeln, Selbsthilfeinitiativen 
stützen und die Gründung und Organisation lokaler In-
stitutionen unterstützen (vgl. Locke 2000: 211f). 

Ein Bürgernetz bietet die Möglichkeit, eine Kommu-
nikationsinfrastruktur bereitzustellen und Zugangs-
hemmnisse abzubauen. Im nächsten Schritt kann die 
Mediation greifen, d.h. zwischen dem politischen Ent-
scheidungssystem und der Bürgerschaft kommt es mit-
tels Internet zu einem Austausch von Argumenten und 
Vorschlägen, so dass bei Planungsvorhaben nicht mehr 
nur die ohnehin aktiven Bürger eingebunden werden 
(vgl. Marcinkowski/Irrgang 2000: 30).

Auch in Deutschland haben sich in den vergangenen 
Jahren Aktivitäten auf dem Gebiet der Bürgernetze 
entwickelt, die den Anspruch haben, Demokratie zu 
modernisieren, leichter zugänglich zu machen und die 
positiven Möglichkeiten der Wissens- und Informati-
onsgesellschaft trotz aller Widrigkeiten zu entfalten 
(vgl. Tauss 2001: 123). Das Internet spielt auf lokaler 

8 Von Korff (1999: 196) bezeichnet ein Bürgernetz als „Informations- und Kommunikationssystem, wenn es einen eindeutig lokalen Bezug aufweist, keine 
thematische Begrenzung vorgibt. Es muss ein Ziel sein, durch die Einbeziehung möglichst vieler Bürger einen hohen Grad an Öffentlichkeit zu erreichen 
und alle denkbaren politischen, sozialen, wirtschaftlichen und kulturellen Gegebenheiten widerzuspiegeln, zudem ist der gleichberechtigte Zugang der 
Bürger als Informationsanbieter und -abrufer zu gewährleisten.“ 
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Ebene eine zunehmend wichtige Rolle als Kommuni-
kations- und Darstellungsmittel. Geht man von der An-
nahme aus, dass die Bürger mit dieser Ebene des poli-
tischen Systems am ehesten gefühlsmäßig verbunden 
sind  und das Gefühl von politischer Effektivität dort 
am höchsten ist, folgt daraus, dass im lokalen Raum die 
Bereitschaft von bürgerschaftlichem Engagement über 
neue Kommunikationsmittel groß ist. 

Bei der praktischen Umsetzung eines Bürgernetzes 
gibt es verschiedene Betreibermodelle. Jedes dieser Mo-
delle hat besondere Merkmale (vgl. Wesselmann 2002: 
223). Dabei werden die Parteilichkeit, die Exklusivität, 
die vorhandenen Ressourcen und Kompetenzen, die 
Defizite und mögliche Finanzierungsquellen erhoben. 
Ohne auf die Entscheidungsaspekte hier im Einzelnen 
eingehen zu können oder zu wollen, sei angemerkt, 
dass sich jegliche Betreibervarianten für Bürgernetze 
mit den Aspekten der Neutralität (und damit Glaub-
würdigkeit und Akzeptanz) sowie Finanzierung (und 
damit Beständigkeit) auseinander zu setzen haben. 

B E T R E I B E R
 

M E R K M A L E  
 

interessengebunden/ 
neutral

offen/        
geschlossen

wesentliche vorhandene 
Ressourcen und Kompetenzen

wesentliche fehlende 
Ressourcen und Kompetenzen

Mögliche Finanzierung

Bürgermeister pro forma neutral;            
wird de facto als 
parteiisch angesehen

offen _ Infrastruktur
_ Formale Legitimation
_ Zahl der Nutzer

_ Finanzierung
_ Klare Interessenlage

_ Steuern
_ Gebühren

Parteien interessengebunden offen / 
geschlossen

_ Thematische Verbundenheit
_ Infrastruktur
_ Formale Legitimation zur
 politischen Willensbildung
_ Klare Interessenlage

_ Neutralität _ Spenden
_ Mitgliedsbeiträge

Kommerzielle 
Medien, Verlage

neutral (mit 
Einschränkungen)

offen _ Informationsaufbereitung
_ Infrastruktur

_ Finanzierung
_ Klare Interessenlage

_ Werbung
_ Nutzungsentgelte

Initiativen interessengebunden geschlossen _ Thematische Verbundenheit _ Finanzierung
_ Konstanz
_ Infrastruktur
_ Zahl der Nutzer

_ Spenden

NGO, z.B. 
in Form von 
Stiftungen

neutral offen _ Glaubwürdigkeit
_ Politische Unabhängigkeit
_ Zahl der Nutzer
_ Finanzielle Unabhängigkeit

_ Bekanntheit _ Stiftungsvermögen
_ Spenden
_ Öffentliche 
 Bezuschussung

Abb. 1: Die wesentlichen Merkmale von Community-Betreibern im Rahmen 
von kommunalen  Partizipationsprozessen (Wesselmann 2002: 223).
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7 Schlusswort

„Bürgerbeteiligung“ und „Bürgerorientierung“ gehö-
ren (gemeinsam mit „Transparenz“ und „Innovation“) 
zu den meistgebrauchten Schlagworten der Demokra-
tie-affinen Sonntagsredner. Der regelmäßige sinnfreie 
Missbrauch darf aber nicht darüber hinwegtäuschen, 
dass die Forderung erstens ernst zu nehmen ist und 
dass zweitens noch kaum konkrete Umsetzungskon-
zepte existieren. Es existieren formelle Beteiligungs-
formen in den Bereichen der Bauleitplanung, Verfah-
ren zur Umweltverträglichkeitsprüfung, es gibt teil-
weise etablierte Verfahren wie Bürgeranträge, Bürger-
entscheide oder Bürgerbegehren. Darüber hinaus wim-
melt die Republik vor informellen Beteiligungsformen: 
Lokale Agenden, Bürgerversammlungen, Mediations-
verfahren, Online-Chats, Webforen, Online-Panels, Fo-
kusgruppen-Befragungen, Planungszellen, etc. 

Was fehlt, ist ein Verständnis zur Frage, was mit all 
diesen Verfahren und Plattformen eigentlich erreicht 
werden soll – ein gesellschaftlicher Konsens dazu, 
was die zweckmäßige und anzustrebende Balance zwi-
schen demokratischer Repräsentation und direktem 
Bürgerengagement sein soll. Daraus würde sich etwas 
ableiten lassen, das mehr als das bisherige Durcheinan-
der von oft unverbindlichen bis häufig undurchsichtig 
verbindlichen Maßnahmen zur Bürgerbeteiligung eine 
klare Linie zur Einbindung der Bürger und zur Verant-
wortungsverlagerung auf den Bürger zuließe. 

An den Bürgern soll es nicht liegen: Sie sind bereit, sich 
in politische Entscheidungen stärker als bisher einzu-
bringen. Vereinzelt sind in den vergangenen Jahren im 
Internet neue Netzwerke und Plattformen entstanden, 
über die sich Bürger miteinander austauschen und Ein-
fluss auf politische Entscheidungen nehmen wollen. 
Die Herausforderung besteht nun darin, die E-Govern-
ment-Aktivitäten einerseits und die E-Democracy-Be-
strebungen andererseits im Sinne von „Balanced E-Go-
vernment“ intelligent miteinander zu verbinden. 

Die Beispiele der Studie „Neue Medien und Bürgerori-
entierung 2004“ zeigen, dass gute Strategien für die 
Nutzung elektronischer Kommunikationsformen trotz 
mancher Euphorie noch immer ganz am Anfang ste-
hen. Die Fragmente und Ansätze, die existieren, gilt es 
von den Akteuren, die sich selbst ihrer Verantwortung 

gegenüber den Bürgern stellen wollen, zu berücksichti-
gen. Es ist aber noch unendlich viel Raum für gänzlich 
neue Initiativen und Konzepte. Deutschland ist in ei-
ner Welt, die zum Thema E-Democracy insgesamt noch 
nicht sehr weit ist, Nachzügler. 

Die Studie gibt viele Antworten, wirft aber noch mehr 
Fragen auf, die es wert wären, genauer untersucht zu 
werden. Dazu gehören z.B. Fragen wie:
_ Kann die grundsätzliche Bereitschaft der Bürger, 

mehr Verantwortung bei politischen Entscheidungen 
zu übernehmen, durch das Internet in tatsächliche 
Aktivitäten umgemünzt werden?

_ Inwieweit aktiviert das Medium Internet selbst die 
Bürger zu mehr Mitwirkung?

_ Wie verändert sich die Qualität der politischen Ent-
scheidungen bei mehr Bürgerbeteiligung? Gibt es 
wenige Interessierte, die starken Einfluss nehmen 
oder gelingt es tatsächlich, große Teile der Bevöl-
kerung zu mehr Partizipation zu bewegen? Von wel-
chen Faktoren hängen diese Entwicklungen ab?

_ Wie verändert sich angesichts von mehr Online- und 
Offline-Bürgerbeteiligung die Rolle der Politiker und 
der Parteien?

_ Verschiebt elektronisch forcierter stärkerer Bürger-
einfluss das demokratische System Deutschlands hin 
zu mehr direkter Mitbestimmung?

Neben der Beschäftigung mit diesen Fragen lebt die 
Entwicklung bürgerorientierter Politik mit Hilfe des 
Internets von der praktischen Umsetzung von Projek-
ten. Diese Studie soll ermutigen, einfache, bereits er-
probte Ansätze in neue Projekte zu integrieren und 
weiterzuentwickeln.

Die Ergebnisse nicht nur der nun vorliegenden Studie 
„Neue Medien und Bürgerorientierung 2004“ in die-
sem Band zeigen, dass das Internet durchaus das Po-
tenzial hat, ein sinnvolles Mittel auf dem Weg zu mehr 
Bürgerorientierung in der Politik zu sein. Dabei sind 
Neue Medien allgemein nicht als Selbstzweck, sondern 
flankierend oder komplementär zu bisherigen Kommu-
nikationswegen im Dreieck von Politik, Verwaltung 
und Bürgerschaft zu verstehen. Sie müssen sich aus 
dem Demokratie-Labor befreien und integraler Be-
standteil von „Government“ oder „Governance“ wer-
den, zum selbstverständlichen Bestandteil des demo-
kratischen Alltags.
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Best-Practice-Studie

Die elektronische Demokratie ist ein großes Ideal, das 
aber noch nach einer konkreten Ausprägung sucht. So 
beginnt der Artikel „Demokratie neu denken“ von Ste-
phen Coleman1, der auf die Dimension und die Erwar-
tungen an das Medium in der  Zukunft verweist.

Das Bestreben, den öffentlichen Sektor zu modernisie-
ren und in seiner Effizienz zu steigern, hat den Neuen 
Medien eine neue Rolle zu kommen lassen. Onlinege-
stützte Angebote gehören heute zum Standardreper-
toire von öffentlichen und privaten Institutionen und 
gelten als Schlüssel für modernes und effizientes E-Go-
vernment.

Die digitalen und elektronischen Kommunikationsfor-
men nehmen eine besondere Rolle bei der Teilnahme 
am demokratischen Leben ein. Wird der Einsatz Neu-
er Medien in diesem Kontext näher betrachtet, so wird 
deutlich, dass viele Erwartungen an den Medienein-
satz nicht oder noch nicht eingelöst werden.

Der vorliegenden Studie liegen zwei Projekte der Ber-
telsmann-Stiftung zugrunde:

CIVITAS-Netzwerk 
„Bürgerorientierte Kommune in Deutschland“

Das Netzwerk bundesdeutscher Kommunen beschäf-
tigt sich mit den Möglichkeiten neuer Verfahren, For-
men und Techniken der Bürgerorientierung. Die Kom-
munen entwickeln auf der Ebene des Gesamtnetzwerks 
sowie einzelner Schwerpunkte neue Ansätze als Vor-
bild für die kommunale Landschaft in Deutschland und 
erproben modellhafte Wege kommunaler Bürgerorien-
tierung. Im Themenschwerpunkt „Neue Medien für die 
Bürgerorientierung“ wurde anhand konkreter Praxis-
beispiele Chancen und Grenzen digitaler Angebote aus-
gelotet. Ausgehend von einer ersten Best-practices-Stu-
die und einer intensiven Beschäftigung mit Praxisbei-
spielen wurden „10 Anforderungen zum Einsatz Neuer 
Medien für die Bürgerorientierung“ erarbeitet (siehe 
Abbildung 1).2 

„Balanced E-Government3“ -
 Effizient verwalten – demokratisch regieren“

Das im Bereich E-Government angesiedelte Projekt 
untersuchte die vielfältigen Aktivitäten auf dem Feld 
der digitalen Verwaltungsmodernisierung. Das Haupt-
anliegen ist es, eine verantwortliche Mitbestimmung 
der Bürger am gesellschaftlichen Prozess zu fördern. 

1  Coleman, Stephen (2002): Demokratie neu denken: Was das Internet verspricht und was es halten kann. In: Friedrichs, Stefan; Hart, Thomas; Schmidt, 
Oliver (Hrsg.): E-Government, Effizient verwalten – demokratisch regieren, Gütersloh

2  siehe Pflüger, Frank; Selle, Klaus; Sinning, Heidi (Hrsg.) (2003): Neue Medien und Bürgerorientierung: Anforderungen, Strategien und Praxisbeispiele. 
Gütersloh

3  „Balanced E-Government“ bedeutet „neue Technologien nicht nur zur Steigerung der Effizienz und Erhöhung der Servicequalität zu nutzen, sondern die 
Chance wahrzunehmen, das Zusammenspiel zwischen Bürger und Staat im Dienste einer neuen Bürgergesellschaft zu verbessern.

Einleitung
1

Anne Becker | Chiara Derenbach
Marion Klemme | Dr. Frank Pflüger

RWTH Aachen, Lehrstuhl für Planungstheorie und Stadtplanung
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Gleichzeitig soll die öffentliche Verwaltung auf kom-
munaler und nationaler Ebene effizienter, transparen-
ter und bürgernah arbeiten können. Im Rahmen einer 
internationalen Benchmarking-Studie4 wurden Fall-
beispiele analysiert und Kriterien für „gutes E-Govern-
ment“ entwickelt (siehe Abbildung 2).

Die Auswertung der 12 weltweiten Fallstudien verdeut-
licht die zögerliche Einführung und Umsetzung von E-
Democracy-Angeboten. Die Ursachen sind vielschich-
tig und reichen von der fehlenden Repräsentativität 

Abb. 1: CIVITAS-Netzwerk: Anforderungskatalog zum Einsatz Neuer Medien für die Bürgerorientierung

über eine digitale Spaltung unserer Gesellschaft bis zu 
ungeklärten rechtlichen Fragen. Nach wie vor ist eine 
große Unsicherheit hinsichtlich einer sinnvollen Aus-
gestaltung solcher Angebote festzustellen.

Die vorliegende  Studie reflektiert vor dem Hinter-
grund dieser Aktivitäten im Bereich E-Government 
und Bürgerorientierte Kommune den aktuellen Stand 
in der Praxis. Der ersten intensiven Beschäftigung 
mit dem Einsatz Neuer Medien scheint eine gewisse 
Ernüchterung zu folgen. Erkennbar ist, dass viele im 

Die 10 Anforderungen zum Einsatz Neuer Medien für die Bürgerorientierung

1  Kultur der Bürgerorientierung 

  „Ohne Bürgerinnen und Bürger geht es nicht.“

2  Gesamtstrategie 

  „Wer nicht weiß, wohin er will, kann schlecht die einzelnen Schritte planen, die ihn dorthin führen.“

3  Die W-Fragen

  „Erst Inhalte, Zielgruppen und Ziele klären, bevor man Medien und Methoden erörtert.“

4  Vorklärungen

  „Inhaltliche und organisatorische Voraussetzungen müssen geklärt sein, um Neue Medien sinnvoll einsetzen zu können.“

5  Einbindung

  „Man muss die Menschen erreichen und ihnen passende Angebote zur Teilhabe machen.“

6  Chancen

  „Die Neuen Medien bieten ganz besondere Kommunikationsmöglichkeiten – diese gilt es, zielorientiert zu nutzen.“

7  Qualitätsanforderungen

  „Der Einsatz Neuer Medien soll sich an Qualitätsstandards orientieren.“

8  Reale und virtuelle Welt

  „Neue Medien ergänzen traditionelle Kommunikationsformen – eine Verknüpfung ist daher unerlässlich.“

9  Digitale Spaltung

  „Die Tendenzen der Neuen Medien zur sozialen Selektivität bedürfen besonderer Aufmerksamkeit.“

10 Weiterentwicklung

  „Ohne kontinuierliche Evaluation kann man nicht lernen und das Kommunikationsangebot verbessern.“

4  Balanced E-Government. Eine Best-practices-Studie der Bertelsmann-Stiftung in Kooperation mit Booz, Allen, Hamilton. In: Friedrichs, Stefan; Hart, Thomas; 
Schmidt, Oliver (Hrsg.):  E-Government, Effizient verwalten – demokratisch regieren. Gütersloh
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Zuge zahlreicher Wettbewerbe und Studien entstan-
dene Projekte5 mittlerweile auslaufen bzw. zurückge-
fahren werden. Diese Bedeutungsabnahme ist darauf 
zurückzuführen, dass teils die notwendigen Ressour-
cen für einen qualitätsvollen Beteiligungsprozess 
nicht (mehr) gegeben sind, die politische Zustimmung 
nachlässt oder die gemachten Erfahrungen nicht zu 
überzeugenden Ergebnissen führten.

Gleichwohl ist festzustellen, dass onlinegestützte Ange-
bote im Alltagsgeschäft staatlicher und nichtstaatlicher 
Ebenen kontinuierlich zunehmen. Gerade private Initia-
tiven oder NGOs nutzen das digitale Medium, um Akti-
vitäten zu koordinieren und zu vernetzen und als Platt-
form für Öffentlichkeitsarbeit, Mitgliederwerbung und 
Fundraising. Unter dem Dach der elektronischen Demo-
kratie – oder E-Democracy – entsteht eine neue Kultur 
der demokratischen Teilhabe am politischen Prozess.

Die technischen Möglichkeiten zur politischen Teil-
habe haben in den letzten Jahren enorme Fortschrit-
te gemacht. In der Praxis der Partizipation konn-
ten diese Innovationen nur begrenzt umgesetzt wer-
den. Weit mehr als technische Vorgaben bestimmen 

organisatorische und mentale Aspekte im Spannungs-
feld zwischen Politik, Verwaltung und Bürgerschaft 
die Sinnfälligkeit internetgestützter Partizipations-
modulen. Standardisierte Lösungen und Patentrezepte 
führen ebenso wenig zum Ziel wie kurzfristige, nicht 
in eine Gesamtstrategie integrierte Angebote. 

Vor diesem Hintergrund begibt sich die vorliegende 
Studie auf die Suche nach Beispielen, die den Stand des 
E-Democracy-Prozesses widerspiegeln. Die empirische 
Untersuchung zielt nicht auf Vollständigkeit oder Re-
präsentativität. Vielmehr werden einzelne gute Ansät-
ze schlaglichtartig beleuchtet.

Die Vielfalt der Angebote wächst permanent. Der Wis-
senstand über die verschiedenen Aktivitäten ist unü-
bersichtlich und in vielen Fällen unvollständig. Nicht 
zuletzt durch die dem Medium Internet immanente 
Dynamik fehlt es vielfach an der Zeit und den Ressour-
cen, die praktischen Anwendungen zu reflektieren und 
im Hinblick auf eine Weiterentwicklung zu evaluieren. 
Ebenso gelingt es kaum, sich einen Überblick über die 
verschiedenen Angebote zu verschaffen. Insbesonde-
re fällt es schwer, aktuelle Informationen zu erhalten, 

Abb. 2: Elemente der „Balanced E-Government Scorecard“ aus den Bereichen Transparenz und Partizipation

Überblick Kriterien „Transparenz“

 

 _ Aktualität von Informationen

 _ Nachvollziehbarkeit und Sichtbarkeit bei der Bearbeitung einer Anfrage

 _ Nachvollziehbarkeit und Sichtbarkeit der legislativen Verfahren

 _ Vorhandensein eines institutionsspezifischen Directory Service

 _ Technische Abbildung von politischen Ereignissen

 
 Überblick Kriterien „Partizipation“ 

 

 _ Zweckmäßige Form des Nutzer-Zugriffs auf relevante Ansprechpartner durch E-Mail/Internet-Formular

 _ Eindeutige Regelungen für das Feedback-Handling (E-Mail oder Web-Form)

 _ Existenz von Verfahrensregeln zur Einflussnahme der Bürger auf Entscheidungsprozesse

 _ Klar definierter und kommunizierter Instanzenweg bei Konsultation der Bürger

 _ Möglichkeit zur Debatte über relevante Themen (Chatrooms, Foren, Diskussionsplattformen)

 _ Evaluierung der Aktivierung einer interessierten Öffentlichkeit

5 z.B. E-Town 2002, eGovernment in Deutschland 2002, eCommunity Award 2003, Internetpreis des IfR etc.
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welche Ansätze, Strategien und Elemente sich in der 
Praxis bewähren.

Die vorliegende Studie wurde auf den Weg gebracht, 
um etwas mehr Licht in die aktuellen digitalen Ange-
bote zur Onlinebeteiligung zu bringen und Hinweise 
für zukünftige Entwicklungen liefern.

Zentrale Fragestellungen der Untersuchung sind:
_ Wie weit ist die Kultur der Teilhabe an politischen 

Prozessen mit Hilfe der digitalen Medien gediehen? 
_ Werden die technischen Möglichkeiten gewinnbrin-

gend und sachdienlich für eine lebendige und quali-
tätsvolle Bürgerorientierung eingesetzt? 

_ Wie können mit Hilfe der Neuen Medien die Parti-
zipation von Bürgern an demokratischen Entschei-
dungsprozessen gefördert und gestärkt werden?

_ Haben sie Auswirkungen auf die Ausgestaltung de-
mokratischer Prozesse?

_ Führen sie zu mehr Transparenz und Effizienz?

Ziel der Studie ist es, aktuelle Beispiele zu identifizie-
ren und eingehend zu analysieren. Die Analyse wird an-
hand einer Kriterienliste durchgeführt, die auf den Er-
kenntnissen des CIVITAS-Themenschwerpunktes und
des Projektes „Balanced E-Government“ beruhen.

In der Studie werden
1  Beispiele in ihrer Alltagstauglichkeit beurteilt: Nach-

ahmenswerte Beispiele werden gesammelt, aufberei-
tet und vorgestellt, um gelungene Ansätze weiter zu 
verbreiten. 

2  Kriterien überprüft und weiterentwickelt: Die Kri-
terien fungieren nicht nur als Untersuchungsinst-
rument. Sie können zukünftig bei der weiteren Ent-
wicklung von Vorhaben als Empfehlung bzw. Orien-
tierungshilfe dienen.

Die Studie versteht sich als Baustein einer notwendi-
gen, weiteren Beschäftigung mit onlinegestützten Be-
teiligungsverfahren. Digitale Technik ermöglicht zu-
künftig vermehrt, klar formulierte inhaltliche Anlie-
gen und Zielsetzungen nutzer- und zielgruppengerecht 
umzusetzen.

Ausgehend von der Beschreibung der Untersuchungs-
methode (Kapitel 3) stehen die neun Beispiele (Kapitel 4)
im Mittelpunkt der Studie. Sie werden jeweils einlei-
tend mit ihren Schwerpunkten im Überblick vorge-
stellt und im Weiteren ausführlicher dargestellt. An-
schließend werden die zentralen Ergebnisse der Bei-
spielanalyse  zusammengefasst  (Kapitel 5). Im Fokus 
stehen Hemmnisse und Erfolgsfaktoren, die die Pro-
zesse in besonderem Maße geprägt haben. Sie geben 
wichtige Anhaltspunkte für die Praxis. Das Fazit fasst 
die wesentlichen Erkenntnisse zusammen (Kapitel 6). 
Die abschließenden Empfehlungen heben zentrale Um-
setzungsaspekte hervor und geben Hinweise für die 
Durchführung (Kapitel 7).
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Methodische Herangehensweise

Die Studie verfolgt – im wissenschaftlichen Sinne – 
nicht den Anspruch einer vollständigen Recherche und 
Analyse. In Anbetracht eines sehr kurzen Zeitraums 
der Projektbearbeitung wird vielmehr angestrebt, ein-
zelne Vorhaben exemplarisch zu untersuchen, aufzube-
reiten und als Anregung für die Praxis darzustellen.

Die Untersuchung basiert methodisch auf fünf Arbeits-
schritten: 
1 Vorrecherche 
2 Auswahl der Beispiele
3 Entwicklung eines Untersuchungsrasters 
 und -instrumentariums
4 Untersuchung der Fallbeispiele
5 Auswertung und Zusammenführung 
 der Untersuchungsergebnisse

Die Entwicklung des Untersuchungsinstrumentariums 
und die Sichtung bzw. Auswahl der Praxisbeispiele der 
Untersuchung erfolgten parallel und wurden gegensei-
tig durch fortschreitende Projekterkenntnisse gespeist. 
Auf diesem Weg konnte eine hinsichtlich des Untersu-
chungsinteresses angemessene Auswahl an Beispielen 
getroffen und ein auf die Praxis anwendbares Instru-
mentarium entwickelt werden.

2

  Methodische Herangehensweise

Vorrecherche

In Anlehnung an die Ziele der Studie wurden im Rah-
men einer breit angelegten Recherche interessante 
Online-Beteiligungsprojekte im deutschsprachigen 
Raum identifiziert und dokumentiert. Die Suche stützte 
sich auf umfassende Internet- und Literaturrecherchen 
sowie auf die Erfahrungen der projektbeteiligten Insti-
tutionen. Ferner wurde auf das Wissen der CIVITAS-
Kommunen und des Experten-Netzwerkes der Bertels-
mann-Stiftung zurückgegriffen.

Zum einen wurden Projekte betrachtet, die bereits Auf-
merksamkeit in der Öffentlichkeit erlangt haben und in 
einschlägige aktuelle Wettbewerbe (E-Town 2002, eGo-
vernment in Deutschland 2002, eCommunity Award 
2003, Wettbewerb des IfR etc.) und Studien eingegan-
gen sind. Zum anderen wurde ausdrücklich nach Bei-
spielen geforscht, die bislang nicht einer breiteren Öf-
fentlichkeit vermittelt wurden.

Die Vorrecherche zeigt ein breites Spektrum auf an
_ unterschiedlichen Einsatzmöglichkeiten Neuer Medi-

en zur Information, Beteiligung und Kooperation;
_ möglichen Betreibermodellen (staatlich, kommerzi-

ell, privat etc.);
_ verschiedenen Zielebenen (lokal, regional, bundes-

weit).
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Methodische Herangehensweise

Basierend auf einer Fülle an Vorhaben und Projekten 
wurde eine erste Auswahl mit 34 Praxisbeispielen er-
stellt, die für eine weitere Analyse in Frage kommen 
(siehe Anhang 2). Anhand einer Kurzbeschreibung 
wurden jeweils interessante Merkmale zusammenge-
fasst und die Auswahl begründet.

Auswahl der Beispiele

Als Suchraster für die Vorauswahl und die anschlie-
ßende Auswahl der „Best-Practice-Kandidaten“ fun-
gierten die CIVITAS- und die Begix-Kriterien. Diese 
Untersuchungsaspekte gehen mit der Anforderung ein-
her, dass sich die Projekte bereits in der Realisierung 
befinden. Auf diesem Weg kann gewährleistet werden, 
dass bspw. Erkenntnisse zu Umsetzungsqualität, Nut-
zerfreundlichkeit oder Evaluierung möglich werden. 
Letztendlich wurde auch berücksichtigt, dass die Mate-
riallage zu den Beispielen für eine tiefer gehende Ana-
lyse ausreichend ist. Zugang zu Informationen, die über 
das Medienangebot selbst hinausgehen, sowie das Inte-
resse relevanter Ansprechpartner wurden abgesichert.

Insgesamt wurden neun Beispiele vertieft untersucht. 
Es wurden keine Praxisfälle identifiziert, die in ihrer 
Gesamtheit als herausragend dargestellt werden kön-
nen. Somit sind die einzelnen Vorhaben keine ganzheit-
lichen „best practices“, sondern sind vielmehr in Ein-
zelaspekten erwähnenswert und vorbildlich.

Der Fokus der Studie liegt daher auf einzelnen innova-
tiven und/oder erfolgreichen Elementen der Vorhaben. 
Darüber hinaus werden am Rande auch weniger gelun-
gene Aspekte als solche erkenntlich gemacht, um Opti-
mierungspotenziale zu verdeutlichen.

Die neun Beispiele lassen sich entsprechend ihres insti-
tutionellen Rahmens, der inhaltlichen Ausrichtung und 
der Reichweite grob in vier Beispieltypen unterteilen:

Kommunale Einzelprojekte

_ Esslingen – Esslinger Haushalt im Dialog
_ Gütersloh – Planungsinformations- und 
 Beteiligungsserver
_ Interaktiver Landschaftsplan Königslutter am Elm

2

Kommunale Gesamtansätze

_ Stadt Weinstadt
_ Stadt Münster – publikom

 Jugendprojekte

_ See-you.de – Der Jugendserver Schwerin
_ STEP 21 – Jugendinitiative für Verantwortung 
 und Toleranz

Übergreifende Projekte

_ Futurum – Die Zukunft der 
 Europäischen Union
_ politikforum.de – Forum für politische 
 Diskussion und Information

Im Rahmen von CIVITAS werden Neue Medien je nach 
Intensität der Bürgereinbindung bzw. -mitwirkung in 
die Kategorien Informieren, Beteiligen, Kooperieren 
eingeordnet. Die Schwerpunkte der ausgewählten Pro-
jekte liegen in den Bereichen Information und Beteili-
gung. Daneben eröffnen die Angebote teils Möglichkei-
ten zur Artikulation bzw. Meinungsäußerung und Or-
ganisation. Teils spielen Aspekte der Sensibilisierung 
und Aktivierung eine Rolle.

Entwicklung des Untersuchungsrasters 
und -instrumentariums

Für die Untersuchung wurden die im CIVITAS-The-
menschwerpunkt entstandenen 10 Anforderungen für 
den Einsatz Neuer Medien für die Bürgerorientierung 
herangezogen und mit den Begix-Kriterien, die zur Er-
fassung und Bewertung von E-Government-Ansätzen 
entwickelt wurden (Bereiche Partizipation und Trans-
parenz), verknüpft.

Um ein handhabbares Untersuchungsraster zu erhal-
ten, wurden die CIVITAS-Anforderungen und die Be-
gix-Kriterien zu einem Set zusammengestellt und ope-
rationalisiert. Entstandene Redundanzen wurden be-
reinigt und einzelne Aspekte weiter ausdifferenziert. 
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Methodische Herangehensweise

Die Kriterien wurden letztendlich nach sechs zentralen 
Untersuchungsbereichen unterteilt (siehe Anhang 5):

Einbettung
 
Einbettung des Angebotes in den Gesamtkontext 
einer Beteiligungskultur, einer Gesamtstrategie 
und deren Ziele

Organisation und Strukturierung

Voraussetzungen, Abwicklung und Gestaltung 
des Beteiligungsangebotes (Inhalte, Zielgruppen, 
Ziele klären, Medien und Methoden wählen, 
Finanzierung, Akteure)

Medienangebot

Einsatz von Onlinemedien und verwendeten Tools

Unsetzungsqualität

Qualitätsanforderungen und Nutzung der Chancen 
Neuer Medien

Zielgruppen- und Nutzerbeteiligung

Einbindung relevanter Akteure sowie Berücksich-
tigung von Nutzeransprüchen, Medienkompetenz 
und Aspekten der digitalen Spaltung (DD)

Weiterentwicklung

Überprüfung des bestehenden Angebotes 
hinsichtlich Optimierungsmöglichkeiten und 
deren Umsetzung 

Die Aufgliederung des Untersuchungsrasters in diese 
Untersuchungsbereiche dient in erster Linie der bes-
seren Handhabung des Gegenstandes. Teilweise lassen 
sich Einzelkriterien mehreren Untersuchungsbereichen 
zuordnen. Aufgrund der Breite und Heterogenität der 

Beisielprojekte (siehe unten) sind nicht sämtliche Krite-
rien auf alle Beispiele stringent anwendbar. Die Praxis-
beispiele wurden anhand der Kriterien jeweils in einer 
Skala von 1 bis 5 eingestuft, wobei die Kriterien (von 1 
bis 5) zunehmend erfüllt werden (siehe Anhang 5).

Um die Vorhaben entsprechend der Untersuchungsk-
riterien analysieren zu können, wurden zwei zentrale 
Untersuchungsinstrumente entwickelt.
_ Ein Raster zur Deskription (siehe Anhang 3) wurde 

erarbeitet, um die zentralen Aspekte des Onlinean-
gebotes selbst und relevanter Untersuchungsaspek-
te festzuhalten. Die durchgehende Anwendung des 
Deskriptionsrasters auf alle Beispiele ermöglicht 
eine einheitliche Herangehensweise und letztendlich 
auch die Zusammenführung der Ergebnisse.

_ Für die Experteninterviews wurde ein Interview-
leitfaden erstellt (siehe Anhang 4), der gewährleis-
tet, dass alle vorgesehenen Themenkomplexe im 
Gespräch abgehandelt werden und eine Vergleich-
barkeit bzw. Zusammenführung der Interviewer-
gebnisse (hier: innerhalb der einzelnen Beispiele) 
ermöglicht wird. Zudem wird eine offene Gesprächs-
führung gewährleistet. Der Leitfaden ist standardi-
siert aufgebaut, wurde jedoch hinsichtlich einzelner 
Fragestellungen dem entsprechenden Projektkontext 
angepasst.

Im Rahmen eines Pre-Tests wurden die Instrumente 
anhand zweier Onlineangebote getestet. Aufgetretene 
Mängel und Lücken wurden anhand der gesammelten 
Erkenntnisse behoben. 

Untersuchung der Fallbeispiele

Die Untersuchung der neun Fallbeispiele basiert jeweils 
auf folgenden Bausteinen:
_ Sichtung und Einschätzung des jeweiligen Onlinean-

gebotes 
_ Verarbeitung von Informationen aus Literatur- und 

Sekundärmaterialien
_ Durchführung und Auswertung von Experteninter-

views

In Anlehnung an das Deskriptionsraster wurden Inter-
net-, Literatur- und Sekundärmaterialien zu den jewei-
ligen Onlineangeboten ausgewertet. Darüber hinaus 
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wurden leitfadengestützte Experteninterviews mit zen-
tralen Akteuren (Projektbeteiligten, Begleitforschung) 
geführt, um ergänzende Informationen und die Ein-
schätzungen von beteiligten Fachleuten zu erhalten. 
Insbesondere sollte ein Einblick in den back-office-Be-
reich und damit in die realen Verarbeitungsstrukturen 
gewährt werden.

Auswertung und Zusammenführung 
der Untersuchungsergebnisse

Die neun Praxisvorhaben wurden einzeln ausgewer-
tet und werden im folgenden Kapitel dargestellt. Die 

Informationen zu den Beispielen wurden entsprechend 
des Untersuchungsrasters analysiert und hinsichtlich 
der Levels 1-5 eingeordnet. Auf diesem Wege konn-
te die jeweiligen Stärken und Schwächen sichtbar ge-
macht werden. Die Ausprägung einzelner Levels ver-
deutlicht, für welchen Untersuchungsbereich (Einbet-
tung, Medieneinsatz, Umsetzungsqualität etc.) die ein-
zelnen Beispiele als vorbildlich anzusehen sind.

Abschließend wurden in einer Zusammenschau zentra-
ler Untersuchungsergebnisse weiterführende Erkennt-
nisse extrahiert, die über den einzelnen Anwendungs-
fall hinaus von Bedeutung sind.

VORRECHERCHE

AUSWAHL DER BEISPIELE

UNTERSUCHUNGSRASTER

GLIEDERUNG DER KRITERIEN

IN SECHS UNTERSUCHUNGSBEREICHE

RASTER ZUR
DESKRIPTION

LEITFADEN FÜR
EXPERTENINTERVIEWS

CIVITAS-
ANFORDERUNGEN

BEGIX-
KRITERIEN

Zusammenführung
und Abstimmung

Operationalisierung –
Entwicklung des

Untersuchungsinstrumentariums

UNTERSUCHUNG VON NEUN
PRAXISBEISPIELEN

Internet-Angebot
Literatur- und Sekundärmaterial

Experteninterviews

ZUSAMMENFÜHRUNG DER UNTERSUCHUNGSERGEBNISSE

Abb. 3: Methodisches Vorgehen



27

3

  Die Beispiele



27

1Haushalt im Dialog  |  ESSLINGEN

3.1
  Haushalt im Dialog
  Esslingen

Abb. 4: Startseite des Esslinger Angebotes

Kurzfassung

Im Projekt „Esslinger Haushalt im Dialog“ werden die 
Themen kommunale Haushaltsaufstellung und Online-
beteiligung miteinander verknüpft. Eine moderierte In-
ternetbeteiligung wurde in zwei Phasen unter Einbezie-
hung aller Fachämter durchgeführt. Ziel des Projektes 
war es, über die Haushalts- und Finanzplanung der Stadt 
umfassend zu informieren und konkrete Ideen zu Haus-

haltseinsparungen gemeinsam mit den Bürgern zu erar-
beiten. Das Verfahren soll in den nächsten Jahren fortge-
setzt werden.

Projektbeschreibung

Der Haushalt 2003 der Stadt Esslingen stand zwischen 
dem 17. Juni und 17. Juli sowie vom 16. bis 30. September 
2003 im Internet zur Diskussion. Via Onlinebeteiligung 
sollten innovative Finanzierungsvarianten und Sparvor-
schläge gesammelt und diskutiert werden. Zum einen 
verfolgt die Beteiligung das Ziel, das Wissen der Bürger 
über ihre Stadt zu nutzen, zum anderen soll die Akzep-
tanz der Bürger gegenüber kommunalen Einsparungen 
erhöht werden. Sparmaßnahmen der öffentlichen Hand 
sind schwierig zu vermitteln. Bürger sollen im Rahmen 

ZENTR ALE ASPEK TE

_ Bürgerschaftliche Onlinediskussion zum 

 kommunalen Haushalt

_ Langfristiges Konzept zur Kostenoptimierung 

_ Kooperation von Verwaltung und Bürgern
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WEITERENT WICK LUNG
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V ISUAL IS IERUNG

HILFE
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CHAT
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von Diskussionen zunehmend Verständnis für die fi-
nanzielle Zwangslage der Stadt und den daraus resul-
tierenden, ggf. unpopulären Entscheidungen entwi-
ckeln. Das Büro des Oberbürgermeisters arbeitete bei 
Konzeption und Durchführung mit dem Fraunhofer In-
stitut für Autonome Intelligente Systeme zusammen.

Nach zahlreichen Interviews mit zentralen Akteuren 
und einer Analyse möglicher Diskussionsthemen wur-
den in einer virtuellen Bibliothek Informationen der 
Ämter zu einer Auswahl besonders interessanter Haus-
haltsposten verständlich dargestellt. Zwei Onlinepha-
sen für Diskussionen in einem Forum ermöglichten ei-
nen Meinungsaustausch. In der ersten, vierwöchigen 
Onlinephase wurden Vorschläge gesammelt. Basierend 
auf den Anregungen wurden Schwerpunkte ausge-
sucht, die in der zweiten, zweiwöchigen Phase vertieft 
diskutiert und mit den Vorschlägen der Haushaltskom-
mission verglichen wurden. Die Onlinephasen wurden 
von (gut besuchten) Informationsveranstaltungen vor 
Ort flankiert.

In der konkreten Diskussionsphase sind 46 zum Teil 
sehr konkrete Anregungen gemacht worden; von Bür-
geranleihen, Patenscheinen für spezielle Projekte bis 
zu Neuregelungen von Heizungsthermostaten in be-
stimmten Schulen.

Finanziert wurde das Projekt durch das Bundesprojekt 
MediaKomm.

Abb. 5: Esslinger Bürger

i
 INFORMATIONEN

 http://www.esslingen.de
 http://www.mediakomm.esslingen.de
 http://www.buerger-gehen-online.de/index.html
 http://alex.ais.fraunhofer.de/zeno/
 forum?action=editJournal&id=1465

Ansprechpartnerinnen: 

Anja Scholz, Erika Zavasnik
Büro des Oberbürgermeisters
Rathausplatz 2
73728 Esslingen am Neckar
e Buero.Oberbuergermeister@esslingen.de

Ansprechpartner: 

Oliver Märker
Fraunhofer Institut für Autonome 
Intelligente Systeme (AIS)
Schloss Birlinghoven
53754 Sankt Augustin
e oliver.maerker@ais.fraunhofer.de

Kontext

Die Stadt Esslingen am Neckar gewann 1999 neben 
Bremen und dem Städteverbund Nürnberg den Städte-
wettbewerb „MEDIA@Komm“ des Bundesministeriums 
für Wirtschaft und Technologie. In den folgenden vier 
Jahren wurden im Rahmen des Projektes MediaKomm 
in Esslingen verschiedene Internetprojekte realisiert. 
Es wurde eine elektronische Signatur entwickelt, ein 
virtuelles Bauamt eingerichtet und unter anderem ein 
Onlinebeteiligungsverfahren zu einem Bebauungsplan 
durchgeführt.

Einbettung

Esslingens Gesamtstrategie zur Bürgerorientierung 
wird von der Verwaltungsspitze wie folgt definiert: 
Zum einen wird in Esslingen das Ehrenamt gefördert, 
zum anderen setzt die Verwaltung auf Bürgerbetei-
ligung. Durch frühe Information soll Akzeptanz für 
politische Entscheidungen geschaffen und durch die 



28

Neue Medien und Bürgerorientierung

29

Einbeziehung der Bürger in Diskussions-
prozesse die eigentliche Politik vorberei-
tet werden. Ein Ratsbeschluss zur Strategie 
der Bürgerorientierung besteht nicht. 

Die drei Säulen des Projekts „Esslinger 
Haushalt im Dialog“ sind Informieren, 
Konsultieren und Rechenschaft ablegen. 
Thema, Hintergründe und Entscheidungs-
situation wurden klar formuliert. Die Ein-
zelziele des Projekts wurden miteinander 
verknüpft und in ein Onlinebeteiligungs-
konzept eingearbeitet.

Es wurde sichergestellt, dass die Ergebnisse dem Ge-
meinderat vorgestellt wurden und dieser sie sichtet 
und prüft. Die Vorschläge der Bürgerschaft wurden je-
doch nur weiter verfolgt, wenn die Politik ihnen gegen-
über wohlwollend gestimmt war. Eine Bindung der Po-
litiker an die Bürgervorschläge bestand nicht.

Organisation und Strukturierung

Die Stadtverwaltung Esslingen arbeitete eng mit dem 
Fraunhofer Institut für Autonome Intelligente Systeme 
(St. Augustin) zusammen. Das Fraunhofer Institut be-
gleitete bereits eine frühere Onlinebeteiligung zu ei-
nem Bebauungsplan, so dass beide Seiten auf den Erfah-
rungen des Vorgängerprojektes aufbauen konnten. Die 
Mitarbeiter des Fraunhofer Instituts übernahmen ge-
meinsam mit der Verwaltung die Konzeption und einen 
großen Teil der Durchführung des Onlineangebotes.

Jedes Amt der Stadtverwaltung stellte die sie betreffen-
den Informationen über den Haushaltsplan zusammen 
und beantwortete Anfragen. Außerdem fanden unter 
Regie der Stadtverwaltung zu Beginn einer jeden On-
linephase Veranstaltungen vor Ort statt, auf denen die 
Bürger von den Dezernenten direkt informiert wurden.

Aufgrund der Komplexität des Haushaltsthemas muss-
ten viele unterschiedliche Ämter in das Verfahren ein-
gebunden werden. Vor diesem Hintergrund spielte die 
Organisation von Informations- und Kommunikations-
flüssen innerhalb der Verwaltung aber auch zwischen 
Bürgerschaft und Verwaltung eine bedeutende Rolle. 
Es wurde durch das Fraunhofer Institut ein „Kommu-

nikationsknotenpunkt“ geschaffen, der die Aufgaben 
Fachredaktion und Moderation umfasste.

Das Moderatorenteam sammelte während der ersten 
Onlinephase die Beiträge der Bürger, reagierte auf An-
regungen und moderierte unterschiedliche Projektpha-
sen an. In der zweiten Onlinephase moderierten Esslin-
ger Bürger ehrenamtlich die Diskussion.

Die externe Fachredaktion des Fraunhofer Instituts er-
möglichte, dass Informationen der Fachämter in einer 
virtuellen Bibliothek für die Bürger verständlich dar-
gestellt wurden. Anfragen aus der Bürgerschaft wur-
den gebündelt an die betreffenden Fachämter weiter-
gegeben. Viele Fragen konnten durch Telefonate der 
Fachredaktion mit den Amtsleitern umgehend beant-
wortet werden, ohne dass die Arbeitsabläufe der Ämter 
während der Projektphase außerordentlich beeinträch-
tigt wurden. Redakteure haben Texte für die Bibliothek 
verfasst. Mitarbeiter der Verwaltung hatten darüber hi-
naus die Möglichkeit, eigene Antworten zu verfassen 
oder direkt im Forum zu antworten. Während des Ver-
fahrens stieg die Zahl der Mitarbeiter, die von dieser 
Möglichkeit Gebrauch machten. Die Organisation über 
einen Kommunikationsknotenpunkt mit den beiden 
Aufgabenbereichen Fachredaktion und Moderation soll 
bei zukünftigen Projekten beibehalten und durch Ver-
waltungsmitarbeiter übernommen werden.

Eine Förderung von MediaKomm finanzierte das Pro-
jekt. Die Gesamtkosten waren durch die Einbindung 
Externer recht umfangreich. Das Projekt soll fortan 
zu jedem Haushalt durchgeführt werden. Ansatzpunk-
te zur Kostenreduzierung in den Folgejahren wurden 

Haushalt im Dialog  |  ESSLINGEN 13
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bereits geschaffen, um in Zukunft Mittel zu sparen. 
Unter anderem wurden Kompetenzen bei der Verwal-
tung und der Bürgerschaft geschaffen, um zukünftig 
Beteiligungsverfahren ohne Hilfe Externer durchfüh-
ren zu können.

Medienangebot

Das Medienangebot ist vollständig auf die Ziele des 
Verfahrens abgestimmt. Für die zwei Diskussionspha-
sen wurde die vom Fraunhofer Institut entwickelte Fo-
rensoftware DITO verwendet. Mit dieser Software kön-
nen Forenbeiträge und Dokumente verwaltet, struktu-
riert und miteinander verbunden werden. Die Software 
erleichtert die Analyse von Prozesstätigkeiten und er-
laubt eine einfache Moderation des Verfahrens.

Die Fachredaktion hat die Informationen der verschie-
denen Ämter aufbereitet, so dass kontinuierlich umfas-
sende und verständliche Informationen bereitgestellt 
werden konnten. In einem Onlinegespräch (Chat) zum 
Auftakt der zweiten Phase stellten sich der Oberbür-
germeister und der Kämmerer den Fragen der Bürger. 
Dieses Gesprächsangebot sollte signalisieren, dass die 
Verwaltungsspitze hinter dem Verfahren steht. Zudem 
hat das Gespräch das Verfahren belebt und die Auf-
merksamkeit der Bürger auf den Beginn der zweiten 
Onlinephase gelenkt.

Umsetzungsqualitäten

Der Ablauf des Verfahrens konnte mit dem tatsächli-
chen Planungsverfahren zur Haushaltsaufstellung syn-
chronisiert werden. Die Onlinediskussion fand vor dem 
Beginn der eigentlichen Debatte statt, parallel zu den 
Vorbereitungen der Haushaltskommission. Diese wur-
de kontinuierlich informiert.

Durch die Verknüpfung zwischen Moderation und 
Fachredaktion in einem Kommunikationsknotenpunkt 
wurden Anfragen meist schnell und kompetent beant-
wortet.

Die Ämter wurden entlastet. Auf diesem Weg wur-
de eine positivere Einstellung gegenüber dem Beteili-
gungsverfahren erreicht. Einzelnen Personen konnte 

Abb. 6: Einstiegsseite zum Diskussionsforum

Abb. 7: Moderatorenschulung
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die Angst vor Überbelastung genommen werden. Lob 
der Diskussionsteilnehmer über schnelle und kompe-
tente Antworten haben motiviert, ein solches Projekt 
ein weiteres Mal durchzuführen. Die Bereitschaft, Ver-
antwortung zu übernehmen, ist gestiegen. Zudem beste-
hen Anreize für die Verwaltungsmitarbeiter, sich Stück 
für Stück persönlich einzubringen. Dementsprechend 
besteht die Chance, das Beteiligungsverfahren mehr 
und mehr in die Verwaltungsstruktur einzubetten.

Zielgruppen- und Nutzerorientierung

Es waren alle Bürger Esslingens eingeladen, sich zu be-
teiligen. Eine spezielle Zielgruppe gab es nicht. Über 
Anschreiben an Vereins- oder Bürgerausschussvorsit-
zende wurden zusätzlich zu der allgemeinen Öffent-
lichkeit gezielt diejenigen angesprochen, die als Mul-
tiplikatoren das Beteiligungsverfahren in ihre Gruppe 
tragen konnten.

Interessierten wurden unterschiedliche Wege der Be-
teiligung angeboten. Neben der Onlinediskussion 
konnten Postkarten mit Anregungen verschickt oder 
Veranstaltungen im Rathaus besucht werden. Außer-
dem werden in Esslingen Angebote für Menschen ge-
macht, die keinen eigenen Internetzugang oder Erfah-
rungen mit derartigen Prozessen haben. MediaKomm 
hat das Teilprojekt „buerger-gehen-online“ aufgebaut. 
In diesem Rahmen wurden über hundert ehrenamt-
liche Bürger zu Mentoren ausgebildet. Sie bilden ein 
Mentoren-Netzwerk und betreuen Bürger-PCs, die an 
19 öffentlichen Orten aufgestellt sind.

Die Software stellte eine Zugangsschwelle dar, da sie 
auf ungeübte Interessierte recht komplex wirkte. Nut-
zer waren letztendlich überwiegend ältere Mitbürger 
mit PC-Erfahrung. Teilnehmer haben in einer Umfrage 
am Verfahrensende Gründe ihrer Teilnahme benannt. 
Einerseits wurde angegeben, am Medium interessiert 
zu sein, andererseits, dass die Chance mitreden zu 
können, motiviert hat. Das Thema sowie die Art und 
Weise der Aufbereitung hat keine jüngeren Esslinger 
angelockt.

Insgesamt ließen sich während der ersten Onlinepha-
se 156 Nutzer registrieren, abzüglich der Moderations-
beiträge wurden ca. 150 Beiträge geschrieben. In der 
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zweiten Onlinephase stieg die Anzahl der registrier-
ten Teilnehmer auf 171. In der zwei Wochen kürzeren 
Phase wurden, trotz Sommerpause, rund 110 Beiträge 
geschrieben. Das Onlinegespräch diente hier als neuer 
Impuls. Der Umfang der Werbung und der Öffentlich-
keitsarbeit für das Verfahren ist ausbaufähig.

Weiterentwicklung

Bereits während der Laufzeit des Projektes wurde das 
Konzept kontinuierlich verfeinert und Anregungen aus 
der Bürgerschaft aufgenommen. Das Fraunhofer Ins-
titut hat systematisch und umfangreich evaluiert, um 
das Konzept für die kommenden Jahre abzusichern. Es 
wird empfohlen, zukünftig mit einem einfacheren Ver-
fahrensmodell mit nur einer Onlinephase zu arbeiten. 
Diese soll jedoch mit Offlineveranstaltungen und spe-
ziellen Aktionen gekoppelt werden.

Zudem wird vorgeschlagen, die Organisationsstruktur 
des Kommunikationsknotens mit den Bereichen Mo-
deration und Fachredaktion beizubehalten und durch 
Verwaltungsmitarbeiter abzuwickeln. Das Verfahren 
wurde bereits beim ersten Durchlauf so konzipiert, 
dass die Stadtverwaltung und die Bürger Esslingens 
Onlinebeteiligungen zukünftig ohne externe Hilfe 
durchführen können.

Im Bereich der Moderation soll mit ehrenamtlichen 
Bürgern kooperiert werden. Um entsprechende Kompe-
tenzen zu schaffen, führte das Fraunhofer Institut be-
reits eine Moderatorenschulung für Bürger durch. Eine 
spezielle Schulung für Verwaltungsmitarbeiter ist im 
Vorfeld der nächsten Haushaltsdiskussion geplant.

Die Forensoftware kann in Zukunft unentgeltlich ver-
wendet werden. Die auszubauende Öffentlichkeitsar-
beit wird aus Mitteln der Stadt finanziert. Im Evaluati-
onsbericht wird zur weiteren Finanzierung vorgeschla-
gen, Sponsoring durch die private Wirtschaft Esslin-
gens in Betracht zu ziehen.
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3.2
  Planungsinformations- 
  und Beteiligungsserver
  Gütersloh

Kurzfassung

Das Stadtplanungsamt Gütersloh setzt ein Modul zur On-
linebeteiligung von Trägern öffentlicher Belange (TÖB) 
auf Grundlage eines Planungsinformations- und Betei-
ligungsservers ein. Durch die Zusammenarbeit mit wei-
teren Kommunen und einer Betreiberfirma wurde dieses 

Modul kostengünstig entwickelt und auf die Bedürfnis-
se unterschiedlicher Nutzergruppen zugeschnitten. Das 
Modul ermöglicht, formalisierte Beteiligungsverfahren 
schlanker zu gestalten.

Projektbeschreibung

Das Stadtplanungsamt der Stadt Gütersloh hat zusam-
men mit zwei weiteren Städten und einer privaten Be-
treiberfirma ein Modul zur Onlinebeteiligung Träger 
öffentlicher Belange (TöB) in der Bauleitplanung ent-
wickelt. Basis des Moduls ist ein von der Betreiberfir-
ma bereitgestellter Planungsinformations- und Betei-
ligungsserver, der für verschiedene Aufgaben in der 
Stadtplanung eingesetzt wird. Die (entwicklungsoffe-
ne) Plattform ist im Rahmen eines Forschungs- und Abb. 9: Startseite der Internetseiten des Stadtplanungsamtes Gütersloh
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_ Information und Beteiligung in der Bauleitpla-
nung für Bürger und Träger öffentlicher Belange

_ Interkommunale Kooperation bei Softwareent-
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_ Entwicklungsoffene Softwareplattform
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Entwicklungsprojektes in den Jahren 2001/2002 in Zu-
sammenarbeit mit weiteren Kommunen entstanden.

Mit dem Zusatzmodul (TöB-Modul) können Träger öf-
fentlicher Belange über ein Extranet online ins Bauleit-
planverfahren einbezogen werden. Das Internetangebot 
ist in zwei sogenannte Portale für interessierte Bürger 
und für die Träger öffentlicher Belange aufgeteilt. Über 
diese Portale werden zum einen alle relevanten Infor-
mationen zu Zielen und Inhalt des jeweiligen Bauleit-
plans dargestellt; zum anderen besteht für Bürger und 
für die Träger öffentlicher Belange die Möglichkeit on-
line am gesetzlich vorgeschriebenen Beteiligungsver-
fahren teilzunehmen. Die TöB können in einem Pass-
wort geschützten Portal – dem Extranet – weitere spe-
zifische Informationen abrufen, Stellungnahmen zum 
Verfahren abgeben und auf andere Stellungnahmen re-
agieren. Damit wird ein Beitrag zur Vereinfachung der 
Trägerbeteiligung in der Bauleitplanung geleistet.

Mit der Einrichtung des Portals zur Beteiligung von 
Bürgern und TöB zeigen Gütersloh und die Partner-
städte, dass durch eine gute Zusammenarbeit verschie-
dener Kommunen Investitionen – trotz leerer Kassen – 
„gezielt auf die Optimierung des Serviceangebotes und 
der gleichzeitigen Verschlankung der Prozesse gerich-
tet werden können“.

 INFORMATIONEN

 http://stadtplanung.guetersloh.de
 http://www.tetraeder.com/pb4/

Ansprechpartner: 

Michael Zirbel
Fachbereich Stadtplanung 
Berliner Str. 70 
33330 Gütersloh
e StadtGuetersloh.Stadtplanung@gt-net.de

Ansprechpartner: 

Stephan Wilforth
tetraeder.com GmbH
Westenhellweg 103-105
44137 Dortmund
e info@tetraeder.com
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Kontext

Die 95.000 Einwohner zählende Stadt Gütersloh hat im 
Jahr 2001 mit weiteren elf Städten am „Pilotprojekt E-
Government“ des Städte- und Gemeindebundes NRW, 
der Bertelsmann Stiftung und Microsoft teilgenommen. 
Ziel war es, in Kooperation mit anderen Städten und 
Partnern E-Government-Module zu entwickeln und zu 
erproben. In insgesamt acht Teilprojekten wurden Ver-
waltungsverfahren in mehreren Mitgliedsstädten auf 
Onlinetauglichkeit geprüft und umgerüstet. Die Städte 
Gütersloh, Siegburg und Paderborn beschäftigten sich 
in diesem Zusammenhang mit der Entwicklung eines 
Moduls zur Einbeziehung von Bürgern und Trägern öf-
fentlicher Belange (TöB) bei der Bauleitplanung.

Einbettung

Der langfristige Erhalt des Stadtplanungsportals ist 
politischer Wille und finanziell gesichert. Die Bürger-
meisterin unterstützt die Internetaktivitäten und för-
dert in allen Bereichen der Stadtverwaltung Projekte 
dieser Art.

So konnte mit dem TöB-Modul des Planungsinformati-
ons- und Beteiligungsservers problemlos auf dem „Pi-
lotprojekt E-Government“ des Städte- und Gemeinde-
bundes aufgebaut werden. Das Angebot entspricht dem 
verfolgten Ziel neue, komplementäre Wege der Bürger-
beteiligung aufzubauen.

Organisation und Strukturierung

Das Angebot wurde von der Betreiberfirma tetrae-
der.com in Zusammenarbeit mit dem Stadtplanungs-
amt der Stadt Gütersloh und den Städten Siegburg und 
Paderborn erstellt.

Die Aktivitäten rund um das Stadtplanungsportal sind 
in alltägliche Arbeitsabläufe integriert. Dementspre-
chend sind die Zuständigkeiten geregelt. Mitarbei-
ter, die das Planungsverfahren begleiten, sind für die 
inhaltliche Betreuung des Internetangebots zustän-
dig. Da die entsprechenden Verfahren im Amt bereits 
digitalisiert ablaufen, müssen Onlineinformationen 
nicht speziell für das Internet erstellt werden. Daten 

Planugsinformations- und Beteiligungsserver  |  GÜTERSLOH
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können direkt auf den Beteiligungsserver geladen wer-
den, nachdem inhaltliche und gestalterische Aspekte 
(Corporate Design) abgestimmt wurden. Diese Arbeit 
übernimmt ein Redaktionsteam aus Mitarbeitern des 
Stadtplanungsamtes und des Amtes für Öffentlich-
keitsarbeit. Die Betreiberfirma ist für den technischen 
Aufbau des Angebots verantwortlich. Diese klare Tren-
nung der Aufgabengebiete ermöglicht ein effizientes 
und zielorientiertes Arbeiten.

Neben einer einmaligen Einrichtungspauschale für 
Designanpassungen bezahlt die Stadt Gütersloh Nut-
zungsentgelte für jeweils sechs Monate. Die Hälfte die-
ses Betrages entfällt auf die Kosten für die technische 
Bereitstellung, die andere Hälfte fließt in einen soge-
nannten „Innovationsfonds“. In diesen Fonds zahlen 
alle Städte ein, die den Planungsinformations- und 
Beteiligungsserver nutzen. Somit wird eine gemeinsa-
me finanzielle Basis geschaffen, aus der weitere Ent-
wicklungen finanziert werden. Neuerungen stehen 
den beteiligten Städten ohne weitere Kosten zur Verfü-
gung. Das Vertragsverhältnis kann alle sechs Monate 
gekündigt werden.

Die Finanzierung des Projektes in Gütersloh ist durch 
eine langfristige Verankerung im Haushalt abgesichert.

Medienangebot

Die bereitgestellten Dienste sind auf die Ziele des Pro-
jektes zugeschnitten. Das Angebot wird von der Betrei-
berfirma als „Application-Service-Providing“ bereitge-
stellt. Gütersloh besitzt einen eigenen Mapserver zur 
digitalen Bereitstellung von Bebauungsplänen. Dieser 
ist mit dem so genannten Planungsinformations- und 
Beteiligungsserver verknüpft. Der Server basiert auf 
der Software der Betreiberfirma und hält die Daten al-
ler teilnehmenden Städte und Gemeinden zentral vor. 
Dieses Grundmodul wurde im vorliegenden Fall um das 
TöB-Modul erweitert. Funktionalität und Erscheinungs-
bild des Onlineauftritts wurden an die Corporate Iden-
tity des Gütersloher Internetangebotes angepasst. Das 
Beteiligungsportal ist aufgeteilt in ein Portal für inter-
essierte Bürger und eines für TöB. Durch die Trennung 
der Portale haben Bürger und Träger öffentlicher Belan-
ge jeweils angepasst an ihre Bedürfnisse unterschiedli-
che Möglichkeiten der Information und Teilhabe.

Zusatzmaterialien wie Planverfahren, Begründungen, 
Luftbilder, Bodenrichtwertkarten, ein Lexikon für Pla-
nungsbegriffe etc. sind abrufbar. Alle Dateien werden 
als PDF-Dokumente aus CAD-, GIS- oder Office-Anwen-
dungen generiert, die mit gängigen Betriebssystemen 
durch Bürger und TöB verwendet werden können.

Zu Beginn einer offiziellen Beteiligung erscheint au-
tomatisch ein Link zum Beteiligungsformular auf der 
Seite des Bürgerportals. Analog zu Briefen können Ein-
gaben im Internet gemacht werden. Diese finden Ein-
gang in die Abwägungsvorlagen der Verwaltung für 
den Rat. 

Der feststehende Kreis von TöB gibt im Extranet die er-
forderlichen Stellungnahmen ab, die online gespeichert 
und optional von allen weiteren Beteiligten eingesehen 
werden können. Auf Stellungnahmen kann direkt 

Abb. 11: Benutzeroberfläche für die Träger öffentlicher Belange
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reagiert werden. Die Beiträge können von der Verwal-
tung medienbruchfrei übertragen und elektronisch be-
arbeitet werden.

Umsetzungsqualitäten

Auf beiden Portalen ist der Gesamtprozess in seinen 
Schritten dargestellt. Ein Überblick über den Verfah-
rensstand ist jederzeit online möglich.

Zusätzlich zu den Onlinemöglichkeiten finden öffentli-
che Veranstaltungen statt, in denen Bürger informiert 
werden und ihre Meinung äußern können. Das Onli-
neangebot wird ergänzend zu den traditionellen Be-
teiligungsformen angeboten. Es dient zur vertieften 
Information und ist besonders für diejenigen attrak-
tiv, die auf eine orts- und zeitunabhängige Beteiligung 

angewiesen sind. Die Eingaben und Anregungen über 
das Beteiligungsportal sind schriftlichen Eingaben 
gleich gestellt.

Es wurde angestrebt, ein einfach zugängliches und 
leicht verständliches Angebot mit einer übersichtli-
chen grafischen Oberfläche anzubieten.

Das Angebot entspricht dem Erscheinungsbild der üb-
rigen Netzseiten der Stadt. Auf diesem Weg wird ein 
Vertrauenstransfer vom Image der Stadt auf das Onli-
neangebot ermöglicht. Verschlüsselte Internetverbin-
dungen gewährleisten das – gerade im Rahmen der 
Trägerbeteiligung – erforderliche Höchstmaß an Da-
tensicherheit. 

Das Internetangebot eröffnet insbesondere denjeni-
gen Personen Chancen zur Meinungsäußerung, die 
aus verschiedenen Motiven in Veranstaltungen eher 
zurückhaltend sind. Während in Bürgerversammlun-
gen zum Beispiel die Gefahr besteht, bloß gestellt oder 
in Streitgespräche verwickelt zu werden, kann im Netz 
unbefangen kommuniziert werden.

Das TöB-Modul wurde unter den Gesichtspunkten Über-
tragbarkeit, Kostengunst, Integrierungs- und Skalie-
rungsmöglichkeiten entwickelt. Die Städte, die am 
Gesamtprojekt teilnehmen, können Bausteine anderer 
Teilprojekte ebenfalls nutzen. Die Software wird gegen-
wärtig bei weiteren Städten eingerichtet.

Zielgruppen- und Nutzerorientierung

Grundsätzlich werden alle Bürger und planungsrelevan-
ten Akteure angesprochen. Es wird angestrebt, dass je-
der Bürger, der über einen Internetzugang verfügt, das 
Angebot ohne große Onlinekenntnisse nutzen kann. 
Dementsprechend wurde die Benutzeroberfläche ein-
fach und übersichtlich gestaltet. 

Die TöB werden verstärkt über den elektronischen Weg 
angesprochen. Auf diesem Weg lassen sich Druck-, 
Plot- und Frankierkosten einsparen und Prozesse be-
schleunigen. TöB schicken Stellungnahmen online an 
die Verwaltung. Das Stadtplanungsamt verarbeitet die-
se umgehend und medienbruchfrei weiter.

Abb. 12: Formular zur Stellungnahme

Planugsinformations- und Beteiligungsserver  |  GÜTERSLOH
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Ein zentraler Erfolgsfaktor für eine intensive Nutzung 
des Angebots ist nach Ansicht der Stadtverwaltung 
eine gute Öffentlichkeitsarbeit und Zusammenarbeit 
mit der Presse. Auf öffentlichen Veranstaltungen, in E-
Mails, auf Visitenkarten und Geschäftspapier wird die 
Internetadresse genannt bzw. explizit auf das Angebot 
hingewiesen.

Derzeit nutzen vor allem Architekten, private Pla-
nungsbüros und TöB die angebotenen Dienstleistun-
gen und Informationen. 

Weiterentwicklung

Neuerungen werden von der Betreiberfirma jeweils in 
Kooperation mit mindestens drei Städten vollzogen. 
Ideen zur Weiterentwicklung werden zwischen den 
Städten abgestimmt, da diese aus Mitteln des Innovati-
onsfonds finanziert werden.

Innovationen werden turnusmäßig realisiert: neue Mo-
dule werden programmiert und bei den beteiligten 
Städten getestet und implementiert, bevor sie dann al-
len anderen Städten zur Verfügung gestellt werden.

Durch die kontinuierliche Zusammenarbeit können 
Know-how aus verschiedenen Bereichen miteinander 
verknüpft und Synergieeffekte genutzt werden. Alle 
Beteiligte nehmen regelmäßig an Koordinationstreffen 
teil. Die gemeinsam erarbeiteten Erkenntnisse fließen 
systematisch in den Entwicklungsprozess ein.

Die Internetseiten der Stadt Gütersloh wurden quanti-
tativ evaluiert. Die Zugriffszahlen sind nach Aussagen 
der Projektträger zufrieden stellend, geben allerdings 
keine Anhaltspunkte, ob das Angebot den Bedürfnis-
sen der Bürger gerecht wird. Vor diesem Hintergrund 
wird seitens des Stadtplanungsamtes in Erwägung ge-
zogen, eine repräsentative Bürgerumfrage zum Thema 
E-Government durchzuführen. Auf diesem Weg kön-
nen Meinungen der Nutzer zu Angebot und Nutzungs-
möglichkeiten erfasst werden. Dieser Ansatz wird von 
der Betreiberfirma unterstützt, die ihrerseits in Be-
tracht zieht, eine qualitative Evaluation bei allen betei-
ligten Städten durchzuführen, um spezifische Charak-
teristika der sich nach außen individuell darstellenden 
Angebote herauszuarbeiten.
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Kurzfassung

Die Stadt Königslutter erstellt einen Landschaftsplan und 
hat in diesem Rahmen eine Internetplattform aufgebaut. 
Interaktive Elemente werden eingesetzt, um über den Pla-
nungsverlauf zu informieren, Inhalte des Landschafts-
plans darzustellen und Beteiligungsmöglichkeiten für 

Bürger und weitere interessierte Akteure zu eröffnen. Der 
interaktive Landschaftsplan wird in enger Zusammenar-
beit zwischen der Kommune, einem Planungsbüro und 
der Universität Hannover realisiert. Das Projekt zeichnet 
sich durch einen vielfältigen und abgestimmten Medie-
neinsatz aus, bei dem Online- und Offlineangebote kon-
sequent miteinander verknüpft werden. Visualisierungse-
lemente prägen die Plattform und ermöglichen dem Nut-
zer einen spielerischen und visuell ansprechenden Zu-
gang zum Angebot.

Projektbeschreibung

Die Stadt Königslutter am Elm erstellt unter Einbin-
dung der Neuen Medien einen Landschaftsplan. Eine 
interaktive Internetplattform informiert über den Pla-
nungsverlauf und den Fachplan (Verfahren, Inhalte). 
Sie eröffnet Beteiligungsmöglichkeiten für Bürger 

3.3
  Interaktiver Landschaftsplan
  Königslutter am Elm

Interaktiver Landschaftsplan  |  KÖNIGSLUTTER AM ELM 3

Abb. 13: Startseite des Interaktiven Landschaftsplans
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isowie weitere interessierte Akteure (Landwirte, Flä-
chennutzer, -besitzer etc.). Zu diesem Zweck wird ein 
breites Spektrum an Medien (interaktive Karten und 
Fotos, Foren, virtuelle Radtouren, zahlreiche Kontakt-
möglichkeiten etc.) eingesetzt. Zentrale Themen sind 
Landschaftsbild, Bodenerosion und Gewässerrenatu-
rierung.

In einem Faltblatt zum Vorhaben werden die Vortei-
le des Angebotes subsumiert: „Die interaktive Inter-
netplattform soll Informationen aus dem Landschafts-
plan möglichst einfach zugänglich machen, Verwal-
tungsabläufe erleichtern und neue Beteiligungswege 
eröffnen“1.

Wesentliche Ziele des Projektes sind, die Informati-
onsbasis der Akteure zu stärken und sie zu aktivie-
ren, kommunikationsbedingte Defizite im Planungs-
prozess abzubauen, Kooperationsfelder zwischen den 
Akteuren zu ermitteln und die Interaktivität zwischen 
Planern, Verwaltung und Bürgern bei der Planaufstel-
lung zu fördern.

Zentrale Idee des Projektes ist, bisherige Informations-,
Kommunikations- und Partizipationswege durch den 
Einsatz Neuer Medien und deren interaktive Gestal-
tung zu ergänzen, aber nicht zu ersetzen.

Das Projekt zeichnet sich durch eine enge Verflechtung 
der beteiligten Instanzen (Modellkommune, Forschungs-
institutionen und beauftragtes Planungsbüro) aus.

Ein Großteil der Kosten wird durch Fördergelder des 
Bundesamtes für Naturschutz – mit Mitteln des Bun-
desministeriums für Umwelt, Naturschutz und Reak-
torsicherheit – gedeckt. Darüber hinaus sind die Stadt 
Königslutter, das Land Niedersachsen, der Landkreis, 
die Universität Hannover sowie die Bundesanstalt für 
Arbeit finanziell beteiligt.

Der Landschaftsplan und die Internetplattform sollen 
im Zeitraum 2002 bis 2004 erstellt werden. Die Begleit-
forschung mit Evaluierung und Beratung läuft bis Ende 
2006.

 INFORMATIONEN

 http://www.koenigslutter.de/landschaftsplan.php

Ansprechpartnerinnen: 

Jutta Meiforth, Susanne Stabrey
Stadt Königslutter am Elm 
Am Markt 1 
38154 Königslutter am Elm 
e umweltabteilung@koenigslutter.de 

Ansprechpartnerin: 

Prof. Dr.-Ing. Bettina Oppermann
Institut für Freiraumentwicklung und Planungs-
bezogene Soziologie der Universität Hannover
e bettina.oppermann@ifps.uni-hannover.de

Kontext

Der „interaktive Landschaftsplan“ der Stadt Königslut-
ter am Elm (17.000 Einwohner) wird im Rahmen eines 
Erprobungs- und Entwicklungsvorhabens (E&E-Vorha-
ben) des Bundesamtes für Naturschutz (BfN) und auf 
Anregung der Universität Hannover realisiert. Das BfN 
verwirklicht Erfolg versprechende Naturschutzideen 
und setzt wichtige Forschungsergebnisse in die Na-
turschutzpraxis um. Da die Stadt Königslutter zum ei-
nen an der Erstellung eines qualifizierten Landschafts-
plans interessiert ist und, zum anderen, die Bürgernä-
he der Kommune stärken möchte, wurde das Projekt 
gemeinsam auf den Weg gebracht.

Einbettung

Der Stellenwert von Bürgerbeteiligung in Königslutter 
nimmt nach Ansicht der Projektbeteiligten kontinuier-
lich zu. Eine klare kommunale Gesamtstrategie zur 
Bürgerbeteiligung existiert allerdings noch nicht. Ver-
schiedene Beteiligungsansätze wie Bürgersprechstun-
den, die Erstellung eines Stadtentwicklungskonzepts 
mit Zukunftswerkstätten oder der Agenda-Prozess ste-
hen eher lose nebeneinander. Bürgerbeteiligung findet 

1 Universität Hannover (Hrsg.): Interaktiver Landschaftsplan Königslutter am Elm (Faltblatt), September 2003
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projektbezogen und damit punktuell statt. 
Der interaktive Landschaftsplan geht über 
den sonstigen Beteiligungsstandard der 
Kommune hinaus.

Die Grundidee wird im Internet unter „All-
gemeine Informationen“ wie folgt artiku-
liert: „Das Modellvorhaben Ìnteraktiver 
Landschaftsplan´ in Königslutter hebt die 
Beteiligung von Akteuren, Interessengruppen und 
Bürgern als wesentliche Grundlage für die Akzeptanz 
und Umsetzung der Landschaftsplanung hervor und 
nutzt u.a. das Internet als Informations- und Kommu-
nikationsmedium.“

Handelnde und betroffene Menschen vor Ort werden 
eingeladen, sich aktiv am Planungsprozess zu beteili-
gen und gemeinsam mit Fachplanern ein Leitbild für 
die zukünftige Entwicklung von Natur und Landschaft 
im Stadtgebiet Königslutter zu erarbeiten. Kern der in-
haltlichen Arbeit sind Bestandserfassung und -bewer-
tung, Entwicklung von Leitbild und Zielen sowie das 
Ableiten von Maßnahmen.

Die interaktive Einbindung von Interessierten ist an 
das formale Verfahren des Landschaftsplans angebun-
den. Beteiligungsbeiträge werden durch das Planungs-
büro in die Konzeption miteinbezogen, soweit dies 
fachlich vertretbar ist. Der formale Verlauf der Land-
schaftsplanaufstellung sowie die Anbindung der Betei-
ligung via Internet und in Form verschiedener Bürger-
versammlungen werden sowohl im Internet, als auch 
im Rahmen von Veranstaltungen vor Ort detailliert er-
läutert. Die Entwürfe zum Landschaftsplan werden an-
schließend den politischen Gremien vorgestellt.

Organisation und Strukturierung

In diesem Projekt arbeitet, nicht zuletzt durch den For-
schungs- und Förderkontext bedingt, eine Vielzahl an 
Akteuren zusammen. Durchführende Modellgemein-
de ist die Stadt Königslutter am Elm. Die zuständige 
Umweltabteilung hat wiederum die „Entera Ingenieur-
gesellschaft für Planung und Informationstechnolo-
gie“ mit der Aufstellung des Landschaftsplans beauf-
tragt. Die Forschung und Entwicklung in den Berei-
chen Landschaftsplanung und Programmierung sowie 

die wissenschaftliche Begleitung führt die Universi-
tät Hannover durch. Das Bundesamt für Naturschutz 
ist für die Förderung und die fachliche Betreuung des 
E&E-Vorhabens zuständig. Ein wissenschaftlicher Bei-
rat mit 16 Mitgliedern steht für den fachlichen Diskurs 
zur Verfügung. Darüber hinaus werden Erfahrungen 
mit dem Zentrum für Agrarlandschafts- und Landnut-
zungsforschung e.V. (ZALF) ausgetauscht.

Innerhalb der Kommune bestehen klare Zuständig-
keiten und Spielregeln hinsichtlich der Aufgabenver-
teilung und des Umgangs mit Beteiligungsbeiträgen. 
Die Universität Hannover ist zuständig für Aufbau und 
Entwicklung der Internetplattform. Die Kommune pro-
fitiert von Innovationen und inhaltlichen Anstößen, die 
von der Universität ausgehen sowie von ihren techni-
schen Ressourcen (z.B. Server).

Die Finanzierung wird zu einem Großteil durch das Bun-
desamt für Naturschutz geleistet. So können Personal-
kosten, die bei den Kommunen anfallen, teilweise durch 
Fördermittel gedeckt werden. Eine Weiterführung des 
Internetangebotes nach Ablauf des Förderzeitraums ist 
deshalb in Frage gestellt – zumindest auf dem derzeiti-
gen hohen quantitativen und qualitativen Niveau. 

Medienangebot

Es besteht ein umfassendes Informationsangebot zum 
Landschaftsplan. Neben allgemeinen Hinweisen wer-
den spezielle Fachinformationen bereitgestellt und er-
läutert (Interaktive Elemente, Verfahren, rechtliche 
Grundlagen etc.). Zahlreiche Hinweise zu Natur und 
Landschaft ermöglichen einen Einblick in die fach-
lichen Hintergründe. Darüber hinaus wird der Ver-
fahrensstand wiedergegeben. Zudem wird im Rah-
men einer „Projekt-Info“ das E&E-Vorhaben nachvoll-
ziehbar und umfassend aufbereitet. Für verschiedene 

Bundesanstalt  für Naturschutz ca. 650.000 Euro

Stadt Königslutter ca. 200.000 Euro

Universität Hannover ca. 50.000 Euro

Land Niedersachsen ca. 17.000 Euro + 36.000 Euro

Bundesanstalt  für Arbeit 14.000 Euro 

Landkreis 2.400 Euro

Abb. 14: Finanzielle Aufwendungen (Forschung, Erprobung, Umsetzung) der Projektbeteiligten 

Interaktiver Landschaftsplan  |  KÖNIGSLUTTER AM ELM 3
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Projekt- und Themenbereiche werden Ansprechpart-
ner benannt.

In der Kategorie „Mitmachen“ werden sämtliche Betei-
ligungsmöglichkeiten zusammengefasst. Es gibt Hin-
weise auf konkrete Veranstaltungen, wie Bürgerver-
sammlungen, Arbeitsgruppen, Agenda-Arbeitskreise 
und Exkursionen. Ein Terminkalender gibt einen Über-
blick über sämtliche Angebote.

Daneben werden Diskussions- und Beteiligungsmo-
dule auf der Internetplattform angeboten. Zum einen 
können per E-Mail Meinungen geäußert und Anregun-
gen gegeben werden. Zum anderen gibt es themenspe-
zifische Diskussionsforen (Umwelt und Natur, Land-
schaftsbild, Radwege, Feedback-Forum), die moderiert 
werden. Die Themen der Diskussionsforen ergeben sich 
aus den Fragestellungen der Landschaftsplanung. Für 
die Teilnahme am Forum ist eine Registrierung bzw. 
Anmeldung erforderlich. Interaktive Karten ermögli-
chen es, Beiträge zur Landschaftsplanung direkt ein-
zuzeichnen und an die Kommune zu senden (z.B. Hin-
weise zur Bestandsaufnahme, Meinungsäußerungen 
zum Landschaftsbild, Benennung von Tieren und alter 
markanter Bäume). 

Ein kostenloser Info-Brief – per E-Mail oder Post er-
hältlich – kann abonniert werden. Er enthält Informa-
tionen über den aktuellen Planungsstand, Zwischener-
gebnisse aus dem Projekt, Veranstaltungen und ande-
res Wissenswertes.

Verschiedene Elemente zur Visualisierung ermögli-
chen einen benutzerfreundlichen Zugang zur Thema-
tik und schaffen Bilder in den Köpfen der Nutzer. So 

können in Landschaftsaufnahmen beispielsweise die 
Entwicklung von Hecken simuliert oder durch ein- und 
ausblenden einzelner Landschaftselemente Maßnah-
menvorschläge überprüft werden. Am Computer er-
stellte dreidimensionale Bilder können interaktiv zur 
Visualisierung von Veränderungen im Landschafts-
bild herangezogen werden. Eine „Radtour“ zum Thema 
Landschaftsbild, die online abgefahren werden kann, 
enthält 360°-Panoramafotos der umgebenden Land-
schaft. Durch Fragebögen werden persönliche Bewer-
tungen des Landschaftsbildes erfasst. Begleitmateria-
lien können zudem als PDF-Dokument herunter gela-
den werden.

Der Fotowettbewerb hatte zum einen eine Anreizfunk-
tion für die Nutzer der Internetplattform, zum anderen 
wurden die Fotos auch inhaltlich genutzt, um markan-
te Einzelbäume im Untersuchungsraum festzuhalten.
In der „Lernwelt“ können Lernmodule zu unterschied-
lichen Themen des Landschaftsplans ausprobiert wer-
den. Dazu gehören z.B. das Modul „Hecken entdecken“, 
ein Tierlexikon und ein „Wasserpfad“.

Der Servicebereich der Internetseite enthält eine „Site-
map“, die eine Orientierung durch das umfangreiche 
Internetangebot verschafft. Ein Glossar enthält zahl-
reiche Erläuterungen von Fachbegriffen zum Land-
schaftsplan. Mit einer Stichwortsuche können gezielt 
einzelne Begriffe gesucht werden. Unter „Downloads“ 
befinden sich Druckversionen des Landschaftsplans 
sowie bereits erschienener Info-Briefe. Verschiedene 
Grußkarten mit Landschaftsmotiven aus der Region 
können als elektronische Post versendet werden.

Umsetzungsqualitäten

Die Information und Beteiligung der Bürger zum Land-
schaftsplan hat frühzeitig – parallel zur Planaufstel-
lung – begonnen. Allerdings sind einzelne Beteili-
gungsmodule wie Foren und interaktive Karten erst 
relativ spät online geschaltet worden. Die Darstel-
lung des Planverfahrens in Text und Bild ermöglicht 
den Nutzern einen Überblick über den Gesamtverlauf 
des Vorhabens. Die Ziele des Kommunikationsange-
bots werden sowohl im Internet als auch bei Bürger-
veranstaltungen umfassend erläutert. Laufende Aktu-
alisierungen gewährleisten ein zeitgemäßes Angebot. 

Abb. 15: Panoramafotos auf dem Elmhang
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Die Beteiligten erhalten per E-Mail eine Empfangs-
bestätigung über ihren Beitrag. Im Internet können 
Kommentare und Anmerkungen von Bürgern, aber 
auch Stellungnahmen der Stadt eingesehen werden. 
Vorschläge und Ergänzungen fließen (nach fachlicher 
Abwägung) in die Planaufstellung ein und finden sich 
in den überarbeiteten Inhalten wieder. Ergebnisse von 
Veranstaltungen und Internetaktionen werden über 
das Netz an Beteiligte und weitere Interessierte rück-
gekoppelt.

Suchfunktion, Glossar und eine Sitemap verbessern die 
Erschließungsmöglichkeiten.

Die Angebote der Neuen Medien ergänzen bestehen-
de Informationswege (z.B. gedruckte Info-Briefe) und 
Beteiligungsformen (Bürgerversammlungen, Arbeits-
kreise), sie ersetzen sie aber nicht. Dieser Anspruch 
wird seitens der Projektbeteiligten explizit hervorgeho-
ben und in der Umsetzung auch eingelöst. Dabei wird 
die Funktion der Internetplattform je nach Kontext spe-
zifisch ausgewählt. Sowohl die einzelnen Angebote im 
Netz, als auch die Offlinemaßnahmen werden eng mit-
einander verknüpft. Das Internet dient der 
Ankündigung, Begleitung, Ergänzung und 
Nachbereitung von Veranstaltungen vor 
Ort. Bei Bürgerversammlungen oder dem 
Stadtfest wird immer wieder auf das Inter-
netangebot mit seinen vielfältigen Möglich-
keiten hingewiesen.

Auf der Internetplattform werden durch 
verschiedene Elemente der Visualisierung 
Inhalte attraktiv und anschaulich vermit-
telt. Durch den Einsatz von interaktiven 
Karten im Beteiligungsverfahren können 
Informationen auf schnellem Wege digital 
weiterverwertet werden.

Die Beteiligung setzt eine Registrierung 
voraus, deren Sinn und Zweck dem Nutzer 
folgendermaßen erläutert wird: „Die Regis-
trierung ist notwendig, damit bei eventu-
ellen Nachfragen Ihre Anmerkungen und 
Kommentare auch zugeordnet werden kön-
nen bzw. die Stellungnahmen der Stadt Sie 
auch erreichen.“

Abb. 16: Faltblatt zum Interaktiven Landschaftsplan

Abb. 17: Visualisierung der Vorschläge zum Naturschutz

Interaktiver Landschaftsplan  |  KÖNIGSLUTTER AM ELM 3
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Zielgruppen- und Nutzerorientierung

Die Zielgruppen des Angebotes sind interessierte Bürger, 
Bewohner bestimmter Ortsteile, Landeigentümer, Land-
nutzer und Naturschutzverbände. Die Zielgruppen un-
terscheiden sich je nach Beteiligungsthema, aktuellem 
Fokus oder räumlichen Grenzen. Kinder und Jugendli-
che sollen über Lernmodule angesprochen werden. 

Verschiedene Beteiligungsanreize (Fotowettbewerb, 
Aktion „Tier des Monats“, Grußkarten) sollen zur Nut-
zung der Internetplattform motivieren. Darüber hinaus 
findet eine umfassende Öffentlichkeitsarbeit (Ankündi-
gungen, Plakate, Flyer) statt, die darauf abzielt, das An-
gebot lokal bekannt zu machen. Von großer Bedeutung 
ist eine kontinuierliche Berichterstattung in der Lokal-
presse. 

Das Angebot ist insgesamt benutzerfreundlich gestal-
tet, doch der Gesamtüberblick über die verschiedenen 
Internetangebote ist verbesserungswürdig. Die Anfor-
derungen an die technische Ausstattung der Nutzer 
sind (je nach Anwendung) relativ hoch. Die Anbieter 
sind bemüht, die technischen Ausstattungen der Nut-
zer zu berücksichtigen. So lässt sich beispielsweise 
die Startseite schnell laden und Fotos werden in ver-
schiedenen Auflösungsqualitäten angeboten. Visuali-
sierungen und die interaktive Bearbeitung von Karten 
erfordern allerdings leistungsstarke Rechner und gute 
Übertragungsgeschwindigkeiten, die nicht jeder priva-
te Nutzer zur Verfügung hat.

Es werden umfangreiche Informationen angeboten, 
die ohne weitere Medienkenntnisse abgerufen werden 
können. Doch in der Menge der Informationen und ins-
besondere der Texte besteht die Gefahr einer Informa-
tionsflut, die die Nutzer unter Umständen überfordert. 
Die aktive Beteiligung (z.B. Karten bearbeiten) setzt 
ein gewisses Maß an Medienkompetenz voraus. Eine 
Bedienungsanleitung bietet Hilfestellungen an, aller-
dings ist Übung hinsichtlich der Nutzung einzelner 
Tools in den Karten erforderlich.

Zur Förderung der Medienkompetenz wurden zwei 
Schulungen im Umgang mit den Internetseiten 
durch die Begleitforschung angeboten. Darüber hi-
naus wurden im Rahmen einer internen Schulung 

Projektbeteiligte im Umgang mit dem Internet professi-
onalisiert (Schulung „Texten für das Internet“).

Um Menschen ohne privaten Internetanschluss einen 
Zugang zum interaktiven Landschaftsplan zu ermög-
lichen, steht im Rathausfoyer ein Internetterminal zur 
Verfügung. Dieses ist allerdings nur zu den Öffnungs-
zeiten des Rathauses nutzbar, so dass der Vorteile einer 
zeit- und ortsunabhängigen Information und Beteili-
gung nicht gegeben ist.

Weiterentwicklung

Das Internetportal wird kontinuierlich unter Einbezie-
hung der Nutzer weiterentwickelt. Meinungen und An-
regungen können auf vielfältigen Wegen geäußert wer-
den: per E-Mail, telefonisch oder auf dem Postweg. Fer-
ner wurde ein Feedback-Forum eingerichtet. Fragen 
zum Diskussionsforum können von der Forumseite an 
den Administrator – inhaltliche Fragen an die Modera-
tion – gesendet werden.

Der interaktive Landschaftsplan wird prozessbeglei-
tend durch die Universität Hannover evaluiert. Von 
Interesse ist, wer die Internetplattform besucht und 
nutzt. Bei der Registrierung werden folgende Nutzer-
daten abgefragt: Alter, Schulabschluss, Berufstätigkeit, 
Zugang zum Internet. Die Angaben sind allerdings 
freiwillig und aufgrund der Bindung an bestimmte 
Funktionen (Foren, interaktive Karten) nicht vollstän-
dig. Im Sommer 2003 wurde ein so genannter „Usabili-
ty-Test“ durchgeführt: Mit dem Ziel, die Internetplatt-
form zu optimieren, haben 20 Bürger und Studierende 
der Universität Hannover die Internetseiten auf Nut-
zerfreundlichkeit, ansprechende Gestaltung und gute 
Lesbarkeit getestet. Daraufhin wurden einige Verbes-
serungen vorgenommen.

In einem Expertenworkshop („Vom Planen mit den neu-
en Medien“) wurden bereits erste Ergebnisse aus dem 
Projekt und der wissenschaftlichen Begleitforschung 
von rund 40 Experten diskutiert und überprüft. Im 
Mittelpunkt standen die Themen „Qualitätskriterien 
einer Internetplattform im Planungsprozess“, „E-Par-
tizipation in Planungsprozessen“ und „Visualisierung 
in der Planung“.
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3.4
  publikom
  Münster

Kurzfassung

In Münster existiert seit 1996 mit dem publikom eine 
internetbasierte Plattform, die die E-Government-Diens-
te der Stadtverwaltung mit einem weit verzweigten Bür-
gernetz verzahnt. Neben Informationen aus unterschied-
lichen Bereichen und Quellen bietet das publikom den 
Raum für öffentliche Diskussionen. Das Internetangebot 

wird vom Verein Bürgernetz, büne e.V., der Stadt Münster 
und einer privaten Betreiberfirma betrieben.

Projektbeschreibung

Das gemeinsame Internetangebot des Vereins Bürger-
netz–büne e.V., der Stadt Münster und der Citykom ist 
eine Plattform für zahlreiche gesellschaftliche Grup-
pen in Münster–Vereine, Institutionen, Bürger, Unter-
nehmen, Kommune. Es besteht aus drei großen Infor-
mationsbereichen:
_ einem E-Government-Bürgerservice 
 der Stadtverwaltung,
_ einem Bürgernetz mit über 800 Vereinen 
 und Institutionen und 
_ einem Wirtschaftsbereich.

4publikom  |  MÜNSTER

Abb. 18: Startseite Forum Soziales Netz Münster
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Das publikom strebt an, eine Plattform für den Aus-
tausch aller Gruppen der Stadtgemeinschaft zu sein. 
Informationen, die auf dem publikom von der Stadt, 
aber auch von jedem Verein und jeder Institution 
eingestellt werden können, bilden die Grundlage des 
Angebotes.

Informationen werden auf der Plattform gezielt ver-
netzt. Unterschiedliche Aspekte eines Themas sind von 
einem zentralen Knotenpunkt aus zugänglich. Darüber 
hinaus ermöglicht die Plattform, sich über Politik aus-
zutauschen. In Münster entsteht zudem eine alterna-
tive Öffentlichkeit, da individuelle Homepages in das 
publikom eingebunden werden können. Der Austausch 
aller Gruppen wird gezielt durch die Bildung von Netz-
werken innerhalb des publikom forciert. So entsteht 
zum Beispiel mit dem Ehrenamt-Netzwerk „Forum So-
ziales Netz Münster“ eine Kooperationsstruktur, die 
sich der Informationsvernetzung via Internet bedient.

Der nichtkommerzielle Bereich des publikom wird aus 
dem kommunalen Haushalt finanziert. Das Bürgernetz 
und die Citykom haben jeweils Durchführungsverträ-
ge mit der Stadt Münster.

 INFORMATIONEN

 http://www.publikom.de
 http://www.muenster.de
 http://www.buene.org

Ansprechpartnerin: 

Eva Emskoetter 
Stadt Münster
Online-Redaktion des 
Presse- und Informationsamtes
48127 Münster
e online-redaktion@stadt-muenster.de

Ansprechpartnerin: 

Dr. Susanne Goetz
Verein Bürgernetz – büne e.V. 
Verspoel 7/8
48143 Münster
e buene@muenster.org

Kontext

In Münster (ca. 280.000 Einwohner) wurde bereits 
1995 der Grundstein zu einer Bürgerorientierung un-
ter Einsatz Neuer Medien gelegt. Studierende haben 
zusammen mit engagierten Bürgern den Verein Bür-
gernetz – büne e.V. gegründet. Der Verein verfolgt das 
Ziel, das Internet möglichst allen Bürgern der Stadt zu-
gänglich zu machen und als Diskussionsforum für poli-
tische Prozesse einzusetzen. Ein Ratsbeschluss, der auf 
diese Initiative zurückgeht, legt 1996 den Rahmen für 
eine gemeinsame Internetpräsenz von Münsteraner 
Bürgern und der Stadtverwaltung fest. Das zunächst 
auf drei Jahre befristete und seit 1999 unbefristet wei-
tergeführte Projekt „Digitales Offenes Münster“ wurde 
beschlossen (www.muenster.de).

Das Angebot konnte bisher zahlreiche Preise und Aner-
kennungen für den Bereich Bürgerorientierung und E-
Government verzeichnen. So wurde Münster mit dem 
bundesweiten eCommunity Award 2003 für Konzepte 
zur Bürgerbeteiligung auszeichnet. Münster gehörte 
zudem bei der Studie von D21 „E-Town 2002“ zu den 
Best-practice-Gewinnern im Bereich „Vernetzung von 
Frauen“.

Einbettung

Das Internetangebot der Stadt Münster ist in eine 
Gesamtstrategie zur Bürgerorientierung einge-
bettet. Der dem publikom zugrunde liegende 
Ratsbeschluss legt fest, dass die Stadt die „Eigen-
organisation von Bürgern zur Bildung eines elek-
tronischen Informationssystems“ unterstützt, in-
dem sie ihnen eine Verbindung zum stadteige-
nen Informationssystem gewährt sowie Bürger 
technisch und technologisch unterstützt.

Ein weiterer Ratsbeschluss aus dem Jahr 2001 
leitet den Ausbau des städtischen Angebots un-
ter dem Begriff E-Government ein. Er bezieht 
ausdrücklich „die Durchführung von Prozessen 
der öffentlichen Willensbildung, der Entschei-
dung und der Leistungserstellung in Politik und 
Verwaltung“ ein.
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Das Angebot ist darauf ausgelegt:
_ das Engagement der Bürger für ihre Stadt zu stär-

ken, 
_ eine bessere Kommunikation zwischen Stadt und 

Bürger sowie unter den Bürgern zu ermöglichen, 
_ Möglichkeiten zur eigenen Darstellung von Themen 

und Institutionen zu bieten.
Ein umfassendes Zielkonzept verknüpft diese Einzel-
ziele. Die politisch abgesicherte Strategie ermöglichte 
einen kontinuierlichen Aufbau des Netzes. Es ist ein 
politisch vereinbartes Ziel, eine Vielzahl an Akteuren 
in das kommunale Handeln einzubinden.

Organisation und Strukturierung

Die aus unterschiedlichen Organisationen (Verein, Ver-
waltung, Unternehmen) stammenden Teammitglieder 
arbeiten weitgehend gleichberechtigt, nach einem plu-
ralistischen Konsensprinzip zusammen.

Die Stadtverwaltung ist für den Bereich E-Government 
und Inhalte der Verwaltung zuständig. Die Online-Re-
daktion im Presse- und Informationsamt koordiniert 
die Angebote der Fachämter und bindet diese in den 
publikom-Kontext ein.

Der Verein büne e.V. setzt das Bürgernetz in Münster 
um. Im Bürgernetz finden Bürgergruppen, Initiativen, 
Parteien, Vereine, Schulen sowie alle Bürger eine Platt-
form, um Informationen und Meinungen darzustellen. 
Gleichzeitig fördert büne e.V. die Kompetenzen der 
Bürger im Umgang mit den Neuen Medien durch Schu-
lungen und Beratung.

Den dritten Bereich „Firmen im Netz“ koordiniert bis-
lang die Firma Citykom. Das Unternehmen versteht 
sich in erster Linie als technischer Dienstleister.

Die publikom-Redaktion besteht aus Vertretern der 
drei Partner – Stadt, büne e.V. und Citykom. Die Auf-
gaben sind, Themen abzustimmen und aufzubereiten 
sowie Arbeitsfelder zur Pflege der Seiten festzuset-
zen. Im Rahmen des 2002 ausgelobten Bundeswett-
bewerbs „eCommunity“ entwickelte das Redakti-
onsteam außerdem ein Konzept, um aufbauend auf 
dem Inhalt des publikom weitere Netzwerke im Ge-
samt-Netzwerk zu implementieren. Münster gewann 
mit dem Konzept eines Bürgerportals für ehrenamt-

liches Engagement („Forum Soziales Netz“) den ersten 
Platz. Das Preisgeld wurde in die Umsetzung und den 
Betrieb der Plattform investiert.

Mit dem Ziel, eine umfassendere Vernetzung zu errei-
chen, werden themenspezifisch Multiplikatoren ange-
sprochen und über Möglichkeiten des publikom für 
Vereine und Institutionen informiert. Darüber hinaus 
werden Akteure geschult und inhaltlich wie fachlich 
unterstützt, eigene Internetpräsenzen aufzubauen oder 
Netzwerke zu bilden. 

Die Stadt Münster stellt jährlich circa 185.000 Euro für 
den laufenden Betrieb des publikom bereit, um Kosten 
in der Online-Redaktion des Presseamtes, beim Verein 
büne e.V. und bei der Citykom zu decken. Dazu kom-
men Kosten für zwei Planstellen in der Online-Redak-
tion.

Medienangebot

Der Medieneinsatz richtet sich stark an den Zielen des 
publikom aus. Der Zugang zu dem Angebot ist einfach 
und für alle Interessierten offen. Durch Informationen 
seitens der Stadt und des Bürgernetzes wird eine gro-
ße Bandbreite lokaler Themen abgerufen. Ein Thema 
kann von verschiedenen Seiten beleuchtet werden, 
da die entsprechenden Informationen vernetzt sind. 
Suche-Funktionen und eine gute Navigation ermögli-
chen eine rasche/problemlose Orientierung im inzwi-
schen sehr umfangreichen Angebot. 

Abb. 19: „Öffentliches Surfen“

publikom  |  MÜNSTER 4
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Ein wichtiger Schritt zu einem breiten Angebot war 
und ist es, allen Bürgern, Institutionen und Vereinen 
in Münster Zugang zum publikom zu ermöglichen.

Einwohner der Stadt können sich eine kostenlose E-
Mail-Adresse nach dem Schema name@muenster.de 
einrichten lassen. Obwohl dieses Angebot lange Zeit 
nicht optimal platziert war, wurde es gut angenom-
men. Inzwischen haben über 18.500 Personen (Stand 
06.2003) einen „publikom-Account“, der neben der E-
Mail-Adresse auch 2 MB Speicherplatz für eine priva-
te Homepage im publikom umfasst (www.muenster.de/
~name).

Mehr als 800 Vereine haben inzwischen eine kostenlo-
se Internetpräsenz. Unterschiedliche Module (wie Gäs-
tebuch, Counter, Mailinglisten) können kostenfrei für 
eigene Homepages genutzt werden. Zudem kann der 
technische Support des Vereins Bürgernetz – büne e.V. 
in Anspruch genommen werden.

Seit längerem sind Informationen für bestimmte Ziel-
gruppen in das publikom eingebettet. Das Bürgerportal 
für ehrenamtliches Engagement „Soziales Netz“ schafft 
eine neue Qualität der Vernetzung. Die Onlinebörse für 
ehrenamtliche Tätigkeiten bietet zweckgebundene In-
formationen und Verlinkung. Zu jeder Einrichtung gibt 
es einen kleinen Steckbrief, ein Logo sowie eine Tätig-
keitsbeschreibung. Alle Einträge sind mit ihrer publi-
kom-Seite nochmals verlinkt. Die Kontaktaufnahme 
kann über das Internet erfolgen.

Im Rahmen des Netzwerkes findet ein Austausch über 
Foren statt. Zusätzlich werden zeitlich begrenzte Ex-
pertenforen angeboten. Inhaltliche Themen und Tätig-
keitsbereiche werden regelmäßig aufgegriffen, redakti-
onell aufgearbeitet und dargestellt. Beispielsweise sind 
Berichte über Tätigkeitsfelder von Ehrenamtlichen ge-
plant.

Das publikom wird von den Verantwortlichen als ein 
neuer öffentlicher Raum für politische Diskussionen 
verstanden. Daher werden gezielt Medienangebote ein-
gebunden, die die Kommunikation auf übergeordneter 
Ebene ermöglichen oder erleichtern sollen. Dies sind 
neben den Netzwerken vor allem Kommunikationsan-
gebote wie das „Stadtgespräch“, das lokale und lokalpo-
litische Themen aufgreift und Meinungen darstellt.

Das Forum ist prominent auf der publikom-Startseite 
platziert und hat sich in seiner zweijährigen Laufzeit 
bei den Bürgern etabliert. Es funktioniert nach dem 
„Gästebuch“-Prinzip. Jeweils ein aktuelles Thema wird 
zur Diskussion gestellt. Das Forum ist übersichtlich 
und einfach gehalten. Auf die Unterteilung in einzelne 
Bereiche (Threads) wird verzichtet. Eine Redakteurin 
bereitet das Thema mit flankierenden Informationen, 
Pressemitteilungen und ggf. Plänen oder Grafiken auf. 
Nach drei bis vier Wochen Diskussionszeit werden die 
Diskussionsergebnisse zusammengefasst, ausgewertet 
und auf der Seite veröffentlicht. Außerdem werden die 
Ergebnisse an die beteiligten städtischen Ämter und 
Entscheidungsträger weitergereicht. Es bestehen je-
doch keine festen Absprachen zu dem Umgang mit den 
entstandenen Meinungsbildern.

kommerzielle Angebote / nicht-kommerzielle Angebote

_ Firmen-Homepages

_ Verwaltung der publikom-Accounts

_ publikom-Dienste (Chat, Webmail , Stadtplan, etc. )

Koordination

Digitales Offenes Münster (D.O.M.)

Städtische Informationen und

Dienste für

_ Bürgerinnen und Bürger

_ Touristen

_ Unternehmen

_ Diskussionsforen

_ nichtkommerziel le

Homepages

(Vereine, Initiativen, Parteien,

Schulen...)

Online-Redaktion im
Presse- und Informationsamt

Koordination und
technischer Betrieb

Gesamtredaktion: strukturiert, koordiniert und moderiert
Bürgerinnen und Bürger bringen eigene Inhalte ein und nutzen Kommunikationsangebote

Abb. 20:  Die Gesamtredaktion
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Teilweise werden Foren gezielt eingesetzt, um eine Dis-
kussion zu speziellen Themen zu initiieren. Nach An-
sicht der Projektbeteiligten stellen sie ein wichtiges 
Medienangebot zur Kommunikation zwischen Bürgern 
untereinander aber auch zwischen Bürgern und Ver-
waltung dar.

Umsetzungsqualitäten

Das Angebot des publikom ist durch einen Bottom-up-
Ansatz geprägt. Es baut auf ein Gesamtkonzept mit 

publikom  |  MÜNSTER 4

Strategie-, Qualitäts- und Verfahrenszielen auf. Dieses 
Konzept wird von einem engagierten Redaktionsteam 
umgesetzt.

Das Angebot des publikom ist aufgrund der über 800 
eingebundenen Vereine und Institutionen und umfang-
reicher Informationen aus der Verwaltung vielfältig.
Die Informationen sind gut strukturiert. Verknüpfun-
gen und unterschiedliche Navigationsmöglichkeiten 
helfen bei der Orientierung. Die Themen und Meinun-
gen der Bürger existieren neben den Angeboten der 
Stadt Münster unter „dem gleichen Dach“.

Das Beispiel verdeutlicht, inwiefern das Internet beste-
hende Informationsangebote ergänzen kann. Über das 
publikom werden nicht nur Informationen gebündelt – 
durch die Verknüpfungen werden Synergieeffekte zwi-
schen den einzelnen „realen“ Einrichtungen erreicht.
Dies zeigt sich ebenfalls am Kommunikationsangebot 
„Stadtgespräch“. Diskussionsthemen werden zeitauf-
wendig, aber nutzerfreundlich aufbereitet und Diskus-
sionsergebnisse zusammengefasst. Die Zusammenfas-
sungen werden an Entscheidungsträger in Politik und 
Verwaltung weitergeleitet. Ob und in welchem Maße 
die Auswertungsergebnisse im Entscheidungsprozess 
berücksichtigt werden, ist von der jeweiligen Sachlage 
und dem Stand des Verfahrens abhängig. Der eher ein-
geschränkte Handlungsspielraum wird auf den Seiten 
des „Stadtgesprächs“ klar kommuniziert: Das Angebot 
ist ein Diskussionsangebot, kein klassisches Beteili-
gungsangebot. Die recht lose Anbindung an die Ver-
waltung schafft wiederum ein Podium für Themen an-
derer Gruppen der Stadt. Es werden so auch Themen 
diskutiert, die ggf. für die Stadtverwaltung „ungemüt-
lich“ sein können. Das „Stadtgespräch“ hat im Laufe 
der Zeit indirekten Einfluss gewonnen. Immer mehr 
Bürger nehmen an Diskussionen teil. Die Politik wird 
vermehrt auf das Angebot aufmerksam – das Angebot 
gewinnt an Gewicht.

Es wird eine intensive Informationspolitik hinsicht-
lich des Internetangebotes betrieben. Sowohl die Hand-
lungsspielräume als auch der Nutzen des Angebotes 
für Vereine (zu Organisations- und Netzwerkzwecken) 
wird von büne e.V. an die Öffentlichkeit transportiert. 
Darüber hinaus werden Multiplikatoren informiert, 
Schulungen durchgeführt und Vorträge gehalten.

Abb. 21: Startseite Forum Soziales Netz Münster

Abb. 22: Startseite Soziales Netz



50

Neue Medien und Bürgerorientierung

51

3

Zielgruppen- und Nutzerorientierung

Die Transparenz von Verfahren und Inhalten wird 
durch die Verknüpfung der Onlineangebote unter-
schiedlicher Quellen gefördert. Angebote zur Erhöhung 
der Medienkompetenz sind ein fester Baustein der Ak-
tivitäten von büne e.V.. Das Angebot reicht von Kursen 
für Internet-Neulinge bis zu Programmierkursen für 
barrierefreie Internetseiten. Öffentliche Terminals und 
ein Zugang zu den Computern des büne e.V. im Schu-
lungsraum (gegen ein geringes Entgeld) ermöglichen 
die Internetnutzung für Menschen ohne eigenen PC.

Einzelne Anreize im Onlinebereich des publikom mo-
tivieren mitzuwirken. So ist zum Beispiel ein Wettbe-
werb für barrierefreie Vereinsseiten geplant. Zudem 
baut der büne e.V. in Zusammenarbeit mit dem Medi-
enforum und der Filmwerkstatt Münster ein Medien-
kompetenz-Netzwerk (mekomnet) auf. Dieses funktio-
niert nach einem ähnlichen Konzept wie das „Forum 
Soziales Netz“. In Kooperation mit der VHS soll eine 
„schnelle Orientierung, neue Einblicke und konkre-
te Hilfestellung“ in der Vielfalt der Angebote zur Me-
dienkompetenzvermittlung und Medienpartizipation 
Münsters ermöglicht werden. Mekomnet strebt an, für 
Medienprojekte (Netz-)Infrastruktur anzubieten und 
gezielt Kooperationen mit verschiedenen Institutionen 
und Vereinen abzuschließen. Zu diesem Zweck wurde 
eine Netzpräsenz (www.mekomnet.de) entwickelt und 
ein Ladenlokal mit Internetcafé und Beratungsangebo-
ten eingerichtet. Finanziert wird das Projekt zurzeit 
durch die Landesanstalt für Medien.

Weiterentwicklung

Das publikom wird bisher nicht systematisch evalu-
iert. Bewertungen aus unterschiedlichen Studien und 
das umfassende Feedback (via E-Mails) werden von der 
Redaktion aufgegriffen und in die Weiterentwicklung 
einbezogen.

Durch die Präsenz des Bürgernetzes im publikom ent-
wickeln die Bürger das Angebot mit. Die Redaktion 
strebt ab, das publikom barrierefrei zu gestalten. Vor 
diesem Hintergrund wurden Preise für gute barriere-
freie Seite ausgesetzt sowie Schulungen zur Barriere-
freiheit veranstaltet.

Interaktive Websites
mit PHP

Dynamik auf der Website:
JavaScript

Einfachere Formatierungen
der Website mit CSS

Bildbearbeitung:
Bi lder für das Internet

Die Homepage – was
steckt eigentl ich dahinter?

Erstel lung einfacher
Websites

Grundlagen:
Was man wissen sollte

Ambitionierte

Fortgeschrittene

Einsteiger

Für neue städtische E-Government-Angebote ist die 
BITV (Verordnung zur Schaffung barrierefreier Infor-
mationstechnik nach dem Behindertengleichstellungs-
gesetz) bereits bindend. Die Stadt Münster baut zurzeit 
zum Beispiel ein barrierefreies Ratsinformationssys-
tem auf.

Abb. 23: Modularer Aufbau der Schulungen
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Kurzfassung

In Weinstadt wird ein Ratsinformationssystem in Kombi-
nation mit einem Forum und einem abonnierbaren New-
sletter-Service für eine ausgedehnte Form der Bürgerori-
entierung eingesetzt. Mit Unterstützung von Politik und 
Verwaltung werden die Onlinedienste genutzt, um die 
Kommunikation mit den Bürgern zu intensivieren. Kla-

re Zuständigkeiten und die direkte Einbindung der poli-
tischen Entscheidungsträger sichern einen fruchtbaren 
Austausch.

Projektbeschreibung

Die Bürgerorientierung steht im Vordergrund des Inter-
netauftrittes der Stadt Weinstadt. Es wird angestrebt, 
dass Politik, Verwaltung und Bürger sich stärker an-
nähern. Dazu orientiert sich die Verwaltung an den Be-
dürfnissen der Bürger, um verstärkt „Mitgestaltungs-
möglichkeiten am lokalen Geschehen zu ermöglichen“. 
Umgesetzt wird die Zielsetzung bürgerlicher Partizipa-
tion mit umfangreicher Unterstützung und dem Ein-
verständnis von Politik und Verwaltung.

3.5
  Stadtseite
  Weinstadt

Die Stadtseiten  |  WEINSTADT 5

Abb. 24: Startseite des Weinstädter Angebots
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Vielfältige Informationen über die lokale Politik wer-
den durch ein Ratsinformationssystem bereitgestellt. 
Kontaktadressen und Telefonnummern sowie Lebens-
läufe der Politiker werden angegeben. In Weinstadt 
werden Lokalpolitiker über eine Arbeitsgruppe in den 
Auftritt der Stadt aktiv eingebunden. Außerdem dient 
ein freies und offenes Forum als Kommunikationsplatt-
form sowohl der Bürger untereinander als auch mit den 
Verwaltungsmitarbeitern. Das Forum wird von den 
Weinstädtern intensiv genutzt. In Zukunft soll es zu-
nehmend für offizielle Bürgerbeteiligungsprozesse ge-
nutzt werden.

Das Forum stellt für die Stadt Weinstadt zudem ein PR-
Instrument und einen Imagegewinn dar. Es wird in Re-
lation zur Größe der Stadt stark genutzt: täglich werden 
mehrere Beiträge von Bürgern geschrieben. Abzüglich 
von Verwaltungsmitarbeitern besuchen die Seite ca. 
60-70 Personen am Tag, darunter auch regelmäßig Po-
litiker und die Weinstädter Presse.

Das Angebot und die Arbeitskraft der Stadtverwaltung 
wird über den Haushalt der Stadt finanziert. Das Inter-
netangebot wird vom Hauptamt als zuständigem Amt 
der Stadtverwaltung unter Mitwirkung einer privaten 
Betreiberfirma, der Weinstadtweb GmbH, betrieben.

 INFORMATIONEN

 www.weinstadt.de

Ansprechpartner: 

Kai-Uwe Müller
Stadtverwaltung Weinstadt 
Hauptamt Beutelsbach
Marktplatz 1
71384 Weinstadt 
e k.mueller@weinstadt.de

Kontext

Weinstadt ist eine Kreisstadt am östlichen Rand der Re-
gion Stuttgart mit ca. 26.000 Einwohnern und hat ein 
Einzugsgebiet von ca. 50.000 Menschen. Seit Mitte der 
90er Jahre gibt es in Weinstadt eine intensive Ausein-
andersetzung mit Neuen Medien.

Die Entwicklung des Angebotes begann 1995 mit der 
Teilnahme an mehreren EU-Forschungsprojekten und 
einem bundesdeutschen Projekt. Weinstadt nahm 1996 
am Projekt METASA (Multimedian European Towns 
With A Social Pull Approach) teil. In diesem Projekt 
wurden Schwerpunkte für den Internetauftritt und 
Nutzerbedürfnisse unter Beteiligung Weinstädter Bür-
ger festgelegt. 

Das Projekt MIND (Multimedia Initiation of the Digi-
tal Towns) beschäftigte sich 1996/97 mit Anforderun-
gen von kommunalen und mittelständigen Unterneh-
men. Mit IMAGINE (Integrated Mulitmedia Application 
Generating Innovative Networks in European Digital 
Towns) wurde in den Jahren 1998-2001 ein „Content 
Management“-System entwickelt sowie inhaltliche Mo-
dule, die kommunale Strukturen abbilden. Dieses Sys-
tem wird in Weinstadt permanent weiterentwickelt und 
zwischenzeitlich in sechs anderen Kommunen und ei-
nem Landkreis eingesetzt.

Einbettung

Weinstadt hat es sich zum Ziel gesetzt, die Dienstleis-
tungsqualität der Stadt online und offline zu fördern. 
Diese Zielsetzung bezieht sich nicht nur auf die Arbeit 
mit dem Internet. Die Stadt hat das Potenzial des World 
Wide Web in den Bereichen Information und Partizipa-
tion entdeckt und nutzt sie als weiteren, gleichberech-
tigten Weg und als eine sinnvolle Ergänzung zu Off-
lineangeboten.

Hinter dem Engagement im Bereich Internet steht die 
Absicht, mit Hilfe dieses Mediums neue Formen bür-
gerschaftlicher Beteiligung am kommunalen Gesche-
hen zu ermöglichen. Die Kontaktmöglichkeiten zwi-
schen der Bevölkerung und ihren gewählten Vertretern 
im Gemeinderat sollen verbessert werden.
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Die Inhalte der Seite sind im Rahmen des METASA-
Projektes 1996 unter Mitwirkung von Arbeitskreisen 
aus der Bevölkerung festgelegt und danach kontinuier-
lich weiterentwickelt worden. Es wird nicht angestrebt, 
alle Angebote der recht kleinen Stadt virtuell bereitzu-
stellen. Vielmehr soll eine Kommunikation mit und un-
ter den Bürgern initiiert werden.

Verwaltungsspitze und Politik stützen die Bemühun-
gen um eine, die Politik vorbereitende Kommunikation 
mit den Bürgern. Die Verwaltungsmitarbeiter akzep-
tieren inzwischen weitgehend die Website als Element 
zur Bürgerbeteiligung.

Organisation und Strukturierung

Bei der Stadtverwaltung sind die Zuständigkeiten für 
die Onlineaufgaben eindeutig geregelt. Das Internet-
angebot ist durch eine langfristige Planung und Fi-
nanzierung verankert. Mittelfristig stehen Mittel für 
den weiteren Ausbau bereit. Weinstadt hat eine unbe-
fristete Stelle im Hauptamt der Verwaltung mit dem 
Schwerpunkt Internet/E-Government eingerichtet, die 
die Pflege des Angebotes und eine Schnittstellenfunk-
tion zwischen der Verwaltung und der Bürgerschaft 
übernimmt. Überschaubare Inhalte, wie ein Kulturver-
anstaltungskalender, werden darüber hinaus von ver-
schiedenen Verwaltungsmitarbeitern gepflegt.

Die Stadt unterhält die Seiten in Kooperation mit der 
Weinstadtweb GmbH, welche die Technik bereitstellt 
und Fortbildungen sowie Schulungen zur Medienkom-
petenz anbietet. Die Weinstadtweb GmbH ist als Pu-
blic-Private-Partnership entstanden, um das vorhande-
ne Content Management-System zu vermarkten. In der 
Gründungsphase war die Stadt mit großen Anteilen be-
teiligt. Danach wurden städtische Anteile verstärkt auf 
die weiteren Gesellschafter (Entwicklerfirma, Medien-
büro, Zeitungsverlag des Kreises) umgeschichtet.

Das städtische Internetangebot „www.weinstadt.de“ 
stand lange Zeit parallel neben der von der Weinstadt-
web GmbH betriebenen Seite „www.weinstadtweb.de“. 
Die Seiten waren ursprünglich als sich ergänzende An-
gebote gedacht, kommerzielle und städtische Angebote 
liefen getrennt. Zurzeit werden diese Angebote Schritt 
für Schritt zusammengelegt.

Entscheidungsträger der Stadt nehmen eine zentrale 
und aktive Rolle ein. Es besteht eine Arbeitsgruppe „Po-
litik und Internet“, in der jeweils ein Vertreter der vier 
im Gemeinderat vertretenen Parteien und Wählerverei-
nigungen präsent sind. Dort werden Neuerungen des 
Internets und insbesondere im Bereich der Politikdar-
stellung und des Forums besprochen. Die Arbeitsgrup-
pe trägt zum einen neue Ideen zur Bürgerorientierung 
vorbereitend in die Parteien, zum anderen kommen Poli-
tiker durch sie in Berührung mit dem Neuen Medium.

Medienangebot

Ursprünglich sollten alle Dienstleistungen im Internet 
abrufbar sein. Inzwischen vertreten die Beteiligten den 
Standpunkt, dass in einer kleinen Stadt nicht sämtliche 
Prozesse online abgebildet werden müssen. Schwer-
punkte sind heute mehr die Angabe von Ansprechpart-
nern und Angebote zur Kommunikation mit und unter 
Bürgern. Kleinere Serviceleistungen, wie eine einfache 
Melderegisterauskunft, ein Online-Fundbüro oder ein 
Newsletter sind verfügbar. Demnächst sollen weitere 
Servicedienste vom Landesportal Baden-Württemberg 
(www.service-bw.de) übernommen werden.

Die Mitarbeiter der Stadtverwaltung und ihre Funkti-
onen sind über unterschiedliche Wege und Listen ein-
fach auffindbar.

Abb. 25: Startseite des Weinstädter Forums

Die Stadtseiten  |  WEINSTADT 5
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Weinstadt arbeitet mit einem Modul für die Lokalpoli-
tik. Ausschusstermine sowie ein Sitzungskalender mit 
Tagesordnungen werden standardisiert dargestellt. 
Außerdem werden frühzeitig alle Beratungsunterlagen 
eingestellt, kurz nach einer Sitzung wird das Kurzpro-
tokoll ergänzt. Alle in Weinstadt aktiven/gewählten 
Politiker sind, soweit vorhanden, mit E-Mailadresse so-
wie Foto und Lebenslauf im Netz abrufbar. Die Frakti-
onsseiten werden von den Parteien selbst gepflegt.

Seit 1997 wird ein Forum angeboten, das öffentlich-
keitswirksam Anregungen und Kritik übermittelt. Das 
von der Stadt gepflegte Angebot ist im Zugang nicht be-
schränkt, auch anonym erstellte Beiträge werden di-
rekt freigegeben. Der Link zum Forum ist prominent 
auf der Startseite platziert. Außerdem sind dort die 
neuesten und wichtigsten Themen aufgelistet und ver-
linkt. Bürgerbeteiligungsprojekte wie „Kriminalprä-
vention“ und „Lokale Agenda 21“ sehen in dem Forum 
eine Möglichkeit zur Meinungsäußerung. Bürger, Po-
litik und Pressevertreter nutzen das Angebot. Das Fo-
rum wird zudem für Planungsbeteiligungen genutzt. 
Im Jahre 2003 wurde beispielsweise eine Beteiligung 
zum Verkehrsentwicklungsplan (VEP) über das Forum 
durchgeführt.

Umsetzungsqualitäten

Das Internetangebot Weinstadts zeichnet sich durch 
eine Auswahl an E-Government- und Kommunikati-
onsangeboten aus, die 
_ unter Einbezug von Verwaltung, Politik und Bürger-

schaft festgelegt wurden,
_ qualitativ hochwertig sind,
_ sich an Bürgerwünschen orientieren sowie
_ pragmatisch und finanzierbar sind.
Der selbst erstellte Onlineservice ergänzt die Dienst-
leistungen der Stadtverwaltung. Weitere Service- und 
Informationsaufbereitungen werden durch eine Ver-
knüpfung mit bereits bestehenden Anbieterplattfor-
men, wie den Angeboten des Landes Baden-Württem-
berg, bereitgestellt. Die teure Entwicklung von Paralle-
langeboten wird somit verhindert.

Das offene Forum bietet ein Beschwerdemanagement 
an. Neben Beschwerden werden auch konkrete An-
regungen und bürgerschaftliche Initiativen so weit 

wie möglich aufgegriffen. Eine Gruppe Jugendlicher 
schlug beispielsweise vor, eine BMX-Bahn anzulegen. 
Das Tiefbau- und das Jugendamt haben sich der Idee 
angenommen und nach Flächen gesucht. Zwei Monate 
später wurde die Bahn unter Mithilfe der Jugendlichen 
aufgebaut.

Positiv ist ebenfalls die Einbindung der Politik in die 
Gestaltung der Internetseite und in die Kommunikati-
on. Diese Einbeziehung ist unter anderem möglich, da 
Regeln für das öffentlichkeitswirksame Forum klar for-
muliert sind. Es wird ersichtlich, dass Anregungen nur 
im Rahmen der finanziellen und sinnhaften Möglich-
keiten umgesetzt werden können. Bestehende Hand-
lungsspielräume werden vermittelt.

Ein Schreiben des Oberbürgermeisters, mit Hinweisen 
zur administrativen Verfahrensweise mit dem Bürger-
forum, hat veranlasst, dass Mitarbeiter der Stadtver-
waltung das Forum in ihre täglichen Arbeitsroutinen 
integrieren. Es gibt Regeln zum Umgang mit Anfra-
gen und Vorschlägen: Amtsleiter sollen zum Beispiel 
auf sie betreffende Anfragen innerhalb desselben oder 
des folgenden Werktags reagieren. Anonyme Äußerun-
gen werden berücksichtigt, wenn sie konstruktiv for-
muliert werden.

Motivation ziehen die Mitarbeiter der Verwaltung aus 
lobenden Rückmeldungen über das Forum, die sonst 
kaum bis zu den Mitarbeitern durchdringen. Ein Be-
schwerdemanagement über ein offenes Forum zeugt 
von einem hohen Maß an Vertrauen gegenüber den 
Bürgern und deren Einhaltung der Nettiquette des In-
ternets. Als Gefahr wird gesehen, dass einige Mitbür-
ger aus Spaß durch beleidigende Beiträge den Arbeits-
aufwand der Verwaltungsmitarbeiter für das Forum so 
weit steigern, dass das Angebot letztlich aus Ressour-
cengründen geschlossen werden muss. Solange beide 
Seiten verantwortlich mit dem Medienangebot umge-
hen, profitieren aber alle davon.

Im Rahmen von Beteiligungsverfahren, wie dem Ver-
kehrsentwicklungsplan, werden Informationsmateria-
lien, Erklärungen zu Verfahren und Hintergrund sowie 
diesbezügliche Entscheidungen zur Verfügung gestellt. 
Die Onlineangebote sind auf die Offlineangebote abge-
stimmt. Handlungsspielräume werden dargestellt. Die 
Ergebnisse werden entsprechend der Planungsziele in 
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den weiteren Planungsfluss eingebunden. Eine Schwie-
rigkeit stellt nach Abschluss der Beteiligung die Dar-
stellung der Ergebnisse dar. Die Vorschläge sind einge-
flossen, aber eine einzelne Idee ist für den Laien kaum 
wieder zu erkennen. Dies führt zu Enttäuschungen.

Die Ergebnisse der Bürgerbeteiligung zum Verkehr-
sentwicklungsplan waren nicht so zahlreich, wie er-
hofft. Nach Ansicht des verantwortlichen Amtes hat die 
Komplexität des Themas unter Umständen eine öffent-
liche Diskussion erschwert. Informationen wurden hin-
gegen häufig abgerufen, Veranstaltungen waren eben-
falls stark besucht. Die eingegangenen Vorschläge wa-
ren insgesamt konstruktiv. Das Forum soll zukünftig 
für ähnliche Projekte genutzt werden, sobald sich ein 
Thema für eine Onlinediskussion eignet.

Zielgruppen- und Nutzerorientierung

Die Nutzer wurden bei der Erstellung des Gesamtange-
botes einbezogen. Verschiedene Arbeitsgruppen kon-
zipierten das Angebot nach ihren Interessenslagen. 
Derzeit steht eine Erneuerung des 1998 entworfenen 
Designs und der Navigation an. Bürger werden aufge-
fordert, ein Feedback via E-Voting und Forum abzuge-
ben.

Insgesamt bietet die Verwaltung Weinstadts einen „Mul-
ti Channel“-Zugang (persönlich, telefonisch oder online) 
zu den städtischen Angeboten an. Politische Entschei-
dungsprozesse und Verwaltungsabläufe werden durch 
das Ratsinformationssystem ggf. transparenter. Ferner 
leistet insbesondere das Forum einen großen Beitrag 
zur Transparenz, da Antworten der Verwaltung auf 

Anfragen öffentlich gegeben und 
verständlich begründet werden 
müssen. So können auch Zeit-
abläufe transparenter gemacht 
werden.

Die uneingeschränkte Themen-
vielfalt und die Möglichkeit der 
Anonymität kommen den Nut-
zern entgegen.

Das bisher einfach gestaltete Fo-
rum wird seit April 2004 mit ei-

ner neuen Open Source-Software betrieben, die zum 
einen ein zeitgemäßes Layout besitzt und zum anderen 
den registrierten Nutzern spaßige oder nützliche Fea-
tures bietet. Auf individuelle Beiträge folgt zum Bei-
spiel eine Mailbenachrichtigung. Beiträge zu Themen, 
die den einzelnen Nutzer besonders interessieren, kön-
nen abonniert werden. Zudem können private Nach-
richten versendet und eigene Signaturen angehängt 
werden. Die Nutzer können zu dem neuen Layout ein 
Feedback geben und via E-Voting über Einstellungen 
entscheiden.

Für Menschen ohne bzw. mit wenigen Kenntnissen im 
Bereich Internet bietet die Weinstadtweb GmbH ein 
breit gefächertes Schulungsprogramm an.

Für das Internetangebot werden insgesamt keine Wer-
bemaßnahmen durchgeführt. Das Forum ist über die 
Presse bekannt gemacht worden, da diese die Diskussi-
onsthemen im Forum verfolgt und einige Inhalte in der 
Lokalzeitung aufbereitet.

Weiterentwicklung

In diesem Jahr stehen Finanzmittel für eine Weiterent-
wicklung des Internetangebots zur Verfügung. Diese 
werden für den Umbau des internen Netzes benutzt, 
um Daten dezentral vom Intranet ins Internet einspei-
sen zu können. Außerdem wird zurzeit an einem neu-
en Layout gearbeitet. Mehr Grafiken, weniger Fließtext 
und eine neue Struktur sollen die Nutzerfreundlichkeit 
verbessern. Das Internetportal soll entsprechend der 
drei Zielgruppen Bürger, Tourismus und Unternehmen 
ausgerichtet werden.

Abb. 26: Weinstädter Bürger online

Die Stadtseiten  |  WEINSTADT 5
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Diese Ziele zur Weiterentwicklung wurden unter ande-
rem aus einer Evaluation entnommen. „Kommune 21“ 
hat Inhalte kommunaler Seiten getestet. Derartige Eva-
luationen werden punktuell und im Rahmen der wirt-
schaftlichen Möglichkeiten des Hauptamtes durchge-
führt.

Im Forum sind ebenfalls Weiterentwicklungen geplant. 
Das Hauptamt ist bestrebt, neue Themen und damit 
neue Nutzergruppen ins Forum zu integrieren. Zum ei-
nen sollen Stimmungen und Rückmeldungen aus der 
Bürgerschaft zu allen Angeboten Weinstadts über das 
Forum kommuniziert werden, zum anderen sollen sich 
die Bürger untereinander vermehrt austauschen. Neue 
Inhalte sollen durch bestimmte Gruppen eingebunden 
werden. Vor diesem Hintergrund werden Verantwort-
liche in der Verwaltung angesprochen, einzelne Grup-
pen (zum Beispiel das offline agierende Jugendforum) 
gezielt mit einem Onlinediskussionsbereich ins Forum 
zu holen. Darüber hinaus sollen Bürgerbeteiligungs-
verfahren stärker über das Forum ablaufen. Die Ver-
waltung will zukünftig „nicht nur reagieren, sondern 
agieren“.



56

Neue Medien und Bürgerorientierung

57

3see-you.de – Der Jugendserver  |  SCHWERIN 6

Kurzfassung

Das Internetangebot des Schweriner Jugendservers akti-
viert junge Menschen, indem verschiedenste Themen – 
von der Freizeit in Mecklenburg-Vorpommern bis hin zu 
Bundespolitik – aufgegriffen und zielgruppenspezifisch 
aufbereitet werden. Die Jugendlichen haben die Möglich-
keit, das Portal inhaltlich mitzugestalten und sollen so 

letztendlich zu politischer Teilhabe in ihrer Stadt ange-
regt werden. Die Stadt Schwerin ist Initiatorin des Ange-
bots und möchte die Ergebnisse des Jugendservers lang-
fristig auf weitergehende Projekte zur Onlinebeteiligung 
übertragen. 

Projektbeschreibung

Das Jugendportal „www.see-you.de“ richtet sich an Ju-
gendliche zwischen 15 und 25 Jahren in Schwerin und 
Umland. Das Onlineangebot existiert seit Mitte März 
2004 und soll sich langfristig zu einer Plattform entwi-
ckeln, die neben Informationen zu Freizeitgestaltung, 
Veranstaltungshinweisen und Beratungsangeboten für 
Jugendliche auch Ansätze direktdemokratischer Teil-
habe in Schwerin erprobt.

3.6
  see -you.de – Der Jugendserver
  Schwerin

Abb. 27: Startseite von see-you.de
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Initiatorin des Projektes ist die Stadt Schwerin in enger 
Zusammenarbeit mit dem Schweriner Jugendring und 
der lokalen Medienfirma „MANDARIN medienpool“. 
Das offene Netzwerk stellt einen Baustein innerhalb ei-
ner Gesamtstrategie zu mehr Bürgerorientierung in der 
Landeshauptstadt Mecklenburg-Vorpommerns dar. Das 
Konzept sieht vor, dass „Module“ zur Verfügung gestellt 
werden, die es jungen Menschen ermöglichen, sich re-
daktionell zu engagieren und sich somit an Aufbau und 
Weiterentwicklung der Seite zu beteiligen. Von Anfang 
an haben Jugendliche die Seiten mit gestaltet und Inhal-
te ausgewählt. Über die aktive Mitarbeit am Internetan-
gebot werden Jugendliche zum einen an die Website ge-
bunden, zum anderen kann das Angebot optimal auf die 
Bedürfnisse der Zielgruppe abgestimmt werden. Ziel 
ist es, mit fortschreitendem Aufbau einer Community 
(kommunal)politische Themen mehr und mehr in den 
Mittelpunkt zu rücken und so vor allem politisch nicht 
aktive Jugendliche anzusprechen und zu aktivieren.

 INFORMATIONEN

 http://www.see-you.de

Ansprechpartnerin: 

Marieke Sobiech
MANDARIN medienpool
Lübecker Str. 126
19059 Schwerin
e ms@mandarin-medien.de

Ansprechpartnerin: 

Regina Villwock
Schweriner Jugendring e.V.
Dr.-Külz-Str. 3
19053 Schwerin
e un@schwerin-aktiv.de 

Ansprechpartner: 

Andreas Ruhl
Büro des Oberbürgermeisters der Stadt Schwerin
E-Government, Europa-Angelegenheiten
Landeshauptstadt Schwerin
Am Packhof 2-6
19053 Schwerin
e ARuhl@schwerin.de

Kontext

Die Bürgerbeteiligung in Schwerin orientiert sich an 
Ansätzen wie der „Bürgerkommune“ oder dem „Ak-
tivierenden Staat“. Die Implementierung eines umfas-
senden E-Government-Konzeptes ist eng mit dieser 
Strategie verknüpft. In diesem Zusammenhang koope-
rierte die Stadt unter anderem mit der Multimedia-In-
itiative Mecklenburg-Vorpommern, die Tools für Onli-
ne-Bürgerservicedienste erarbeitet. Seit März 2004 ist 
Schwerin zusammen mit dem Landkreis Ludwigslust 
eine von bundesweit 20 MEDIA@Komm-Transferkom-
munen: Vorhandenes Best-practice-Wissen (insbeson-
dere aus MEDIA@Komm und BundOnline2005) und 
entsprechende Werkzeuge werden durch dieses lände-
rübergreifende E-Government-Netzwerk an den Land-
kreis weitergegeben, der selbstorganisiert das vermit-
telte Know-how und eigene E-Government-Expertisen 
in den Städten des Landkreises weiterverbreitet. So 
können flächendeckend elektronische Dienstleistun-
gen öffentlicher Verwaltungen angeboten werden.

Das, dem Jugendserver Schwerin zugrunde liegende, 
Konzept wurde im bundesweiten „eCommunity“-Wett-
bewerb des Bundesinnenministeriums mit dem dritten 
Preis ausgezeichnet.

Einbettung

Bisher beschränkte sich die Nutzung des World Wide 
Web durch die Stadt Schwerin in erster Linie auf Infor-
mationsangebote. Das Portal www.schwerin.de liefert 
Informationen zu allen städtischen Bereichen sowie 
konkrete Dienste, die klassische Verwaltungsprodukte 
im Netz anbieten.

Das Konzept zu mehr Bürgerbeteiligung zielt darüber 
hinaus auf die Einführung direktdemokratischer Ele-
mente im Sinne einer „echten“ politischen Teilhabe. Die 
Stadt strebt an, die Rahmenbedingungen für partizipa-
tive Prozesse im kommunalen Entscheidungsraum zu 
verbessern. Das Internet wird hierfür als geeignetes 
Medium angesehen, da es Informationen kostengüns-
tig, schnell und zielgruppenspezifisch weitergeben 
kann. Es bietet außerdem vielfältige Interaktionsmög-
lichkeiten für Bürger.
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Die Stadt Schwerin fokussiert beim Ausbau des Inter-
neteinsatzes zur Bürgerorientierung vorläufig insbe-
sondere eine Zielgruppe: In einem ersten Schritt sollen 
die Partizipationsmöglichkeiten junger Menschen zwi-
schen 15 und 25 Jahren gestärkt werden.

Das Schweriner Konzept geht dabei schrittweise vor. 
Am Anfang steht der Ausbau politikspezifischer In-
formationsangebote für Jugendliche. Darauf aufbauend 
ist ein niederschwelliger Einstieg auf der Kommunika-
tionsebene geplant. Zu diesem Zweck sollen über das 
Internet verstärkt Zugänge zu Verwaltung und Politik 
geschaffen werden. Darüber hinaus sollen in Zukunft 
Einzelprojekte initiiert werden, die direktdemokrati-
sche Prozesse beinhalten und auf Jugendliche zuge-
schnitten sind. Die Jugendlichen selbst sollen Projekte 
vorschlagen und auswählen. Die Stadt Schwerin, bezie-
hungsweise der Jugendring, werden nur als Moderator 
auftreten. Derartige Projekte müssen über Sponsoren 
finanziert werden. Die Stadt sieht sich dabei als Wer-
te- und Informationsvermittlerin, als Kommunikati-
onspartnerin und letztendlich als Initiatorin eines sich 
selbst tragenden Interaktionsprozesses.

Der Jugendserver Schwerin ist als 
Modell für eine weitergehende On-
linebeteiligung geplant. Techni-
sche Module, die in diesem Zusam-
menhang entwickelt werden, sind 
Teil des offenen Konzeptes zur Bür-
gerorientierung über Neue Medien 
und sollen langfristig vor allem im 
Bereich der Information und Kom-
munikation auch auf andere Ziel-
gruppen übertragen werden. 

Organisation und Strukturierung

Auslöser für die Initiierung des Schweriner Jugend-
servers war der Bundeswettbewerb „eCommunity“ im 
Jahr 2003. Das Preisgeld ermöglichte es den Drittplat-
zierten, das Konzept umzusetzen. Die enge und erfolg-
reiche Zusammenarbeit der Beteiligten – Stadt, Stadtju-
gendring und Medienfirmen – blieb auch in der Reali-
sierungsphase bestehen. Das Handeln der Stadt ist vom 
Interesse an Partizipationsförderung über das Medium 
Internet bestimmt. Die Medienfirma garantiert für ein 

tragfähiges graphisches und technisches Konzept und 
die Mitarbeiter des Stadtjugendrings steuern pädagogi-
sches und organisatorisches Fachwissen bei.

Die Stadt unterstützt das Vorhaben inhaltlich und or-
ganisatorisch. Sie stellt materielle Anschubleistungen 
und übernimmt Koordinationsfunktionen sowie eine 
beratende Begleitung. Eingebunden sind insbesonde-
re das Büro des Oberbürgermeisters, bei dem auch der 
Bereich E-Government angesiedelt ist, und das Jugend-
amt. Das Projekt wurde bei Politik und Verwaltung be-
kannt gemacht. Vor allem bei jüngeren Verwaltungs-
mitarbeitern findet „see-you“ Anklang. Die Stadt plant, 
ab 2005 für redaktionelle Leistungen Honorarverträge 
abzuschließen oder eine allgemeine Zuwendung zu ge-
ben. 

Der Schweriner Jugendring ist der offizielle Herausge-
ber des Internetportals. Er begleitet das Projekt päd-
agogisch. Gleichzeitig ist der Jugendring in der Lage, 
Drittmittel zu akquirieren. Das Konzept sieht vor, dass 
das Projekt langfristig durch öffentliche Förderung 
und privatwirtschaftliches Sponsoring unterstützt 

wird. Kostenaufwendig sind dabei 
weniger die Server- oder die allge-
meinen Technikaufwendungen, als 
vielmehr die notwendige redaktio-
nelle Begleitung des Jugendportals. 
Der Stadtjugendring kooperiert so-
wohl mit der Stadtverwaltung als 
auch mit anderen übergeordneten 
Institutionen, wie dem Landesju-
gendring.

Die Projektleitung obliegt der externen Medienfir-
ma. Diese beschäftigt eine verantwortliche Redakteu-
rin und betreibt ein externes Content-Management. 
Gleichzeitig ist sie für die gesamte graphische Gestal-
tung und technische Umsetzung der Website verant-
wortlich.

Die saubere Trennung der einzelnen Zuständigkeits-
bereiche hat sich bisher bewährt und ist im laufenden 
Betrieb zu einer Selbstverständlichkeit geworden. Das 
Team arbeitet mit erheblichem Idealismus und die Be-
teiligten bringen sich zum Teil weit über das vertrag-
lich Vereinbarte in das Projekt ein. 

see-you.de – Der Jugendserver  |  SCHWERIN 6
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Medienangebot

Das Medienangebot von „see-you“ informiert über po-
litische, kulturelle und jugendspezifische Themen. Ne-
ben der Startseite mit aktuellen News, gliedert sich das 
Portal im Wesentlichen in die Rubriken „See me!“, „Le-
ben“, „Überleben“ und „Microsites“.

Die Rubrik „See me!“ richtet sich direkt an die Com-
munity. Über einen Benutzernamen eingeloggt, erhal-
ten die Jugendlichen Zugang zu verschiedenen Foren, 
einem Chat und einer Singlebörse. Darüber hinaus be-
kommen sie ein eigenes internes Postfach und können 
ihr Profil mit persönlichen Angaben komplettieren. 

Die Rubrik „Leben“ beinhaltet allgemeine Nachrichten 
und informiert über lokale Veranstaltungen, Reisen 
und Zwischenmenschliches.

Die Rubrik „Überleben“ beschäftigt sich mit den The-
men Schule, Karriere, Wohnen und Politik. Inhalte zur 
Politik konzentrieren sich auf die Vermittlung von 
kommunalpolitischem Basiswissen und Ansprechpart-
nern. An vielen Stellen innerhalb des Portals führen 
Links zu themenbezogenen externen Seiten.

Die „Microsites“ bieten lokalen Vereinen, Verbänden, 
Initiativen, Clubs und Treffs die Möglichkeit, innerhalb 
des Portals eine eigene kleine Website anzulegen.

Die „News“ werden täglich aktualisiert und liefern ei-
nen Grundstock an Information, der zum Mitdenken, 
Mitschreiben und Mitmachen anregt. 

Letztendlich soll „see-you“ maßgeblich von seinen 
Usern und Partnern umgesetzt werden. Zu diesem 
Zweck besteht an vielen Stellen die Möglichkeit, mit 
der verantwortlichen Redakteurin in E-Mail-Kontakt 
zu treten. Das gesamte Portal arbeitet mit einer starken 
Personifizierung, die das Angebot persönlicher und da-
mit sympathischer machen soll. Die Initiatoren gehen 
davon aus, dass Jugendliche sich dann engagieren, 
wenn sie sich mit einem Onlineangebot identifizieren.
Mittelfristig sind terminlich koordinierte Chats mit 
Politikern oder prominenten Schwerinern geplant, in 
denen junge Menschen – ähnlich der klassischen Bür-
gerfragestunde – ihre Fragen und Anliegen online vor-
bringen können. Ziel ist es, auf die Anforderungen und Abb. 28: News auf see-you.de
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Interessen der Jugendlichen stellvertretend für die Be-
lange vieler anderer Schweriner Bürger aufmerksam 
zu machen. Der Aufwand und vor allem die Hemm-
schwelle für die Jugendlichen sind vergleichsweise ge-
ring, es kann eine unmittelbare Annäherung von Poli-
tik und Bürgern stattfinden.

In den verschiedenen Foren besteht die Möglichkeit, 
Themen einzustellen oder auf Stellungnahmen zu re-
agieren. Die Themen sind breit gestreut, um das Ange-
bot für junge Menschen attraktiv zu machen. Das Fo-
rum greift aber auch gezielt aktuelle lokalpolitische 
und bundesweit relevante Themen auf. Jugendliche sol-
len animiert werden, über politische Themen verstärkt 
nachzudenken und zu diskutieren. Langfristig soll in 
der Rubrik „See me!“ eine funktionierende Commu-
nity aufgebaut werden, damit Angebote wie Foren als 
„Selbstläufer“ funktionieren können.

Die Schweriner Erfahrung zeigt, dass es bei einem On-
lineangebot für Jugendliche trotz Sperrfilter schwierig 
ist, nicht jugendgerechte Inhalte aus Forum und Chat 
zu verbannen. Die entsprechende Kontrolle wird mit 
einem sehr hohen personellen und zeitlichen Aufwand 
realisiert.

Als zusätzliches Feature sind E-Votings geplant, die 
ebenfalls aktuelle Themen aufgreifen. Mittelfristig sol-
len die Ergebnisse solcher Umfragen die Meinung der 
Jugendlichen wiedergeben und zu den entsprechenden 
Stellen im Rathaus weitergeleitet werden. Langfristig 
sollen Jugendliche per E-Voting über bestimmte, sie 
betreffende Angelegenheiten abstimmen können. Dies 
setzt jedoch die Akzeptanz der zuständigen Stellen in 
der Stadtverwaltung voraus. 

Umsetzungsqualitäten

Der Schweriner Jugendserver ist ein regional begrenz-
tes Onlineangebot. Die Aktivierung Jugendlicher ist 
ein erklärtes Ziel des Portals. Die Website weist eine 
enge Verknüpfung zum realen Leben auf und ist dem-
entsprechend auf vielfältige Weise mit Offlineaktionen 
verknüpft. In den meisten Fällen bezieht sich diese Ver-
knüpfung auf zielgruppenspezifische Beteiligungsan-
reize, die einen mehrfachen Zweck erfüllen: So können 
Jugendliche zum Beispiel Freikarten für ein Schweriner 

Filmfestival gewinnen und berichten gleichzeitig von 
dort als see-you-Reporter. Auf diesem Weg werden Ju-
gendliche aktiviert, finden Identifikationspunkte in der 
Stadt und produzieren gleichzeitig Artikel für die Web-
site. Es wird zusammen mit interessierten Jugendli-
chen ein Kinowerbespot für den Jugendserver gedreht. 
Für junge Menschen, die sich kontinuierlich an Gestal-
tung und Aufbau der Seite beteiligen wollen, wird ein 
Workshop für Onlineredakteure angeboten.

Die Initiatoren wollen in dem Portal nicht nur Tech-
nik bereithalten, sondern vor allem den Umgang mit 
dem World Wide Web lehren, ohne kommerzielle Inte-
ressen zu verfolgen. Entsprechend klar und übersicht-
lich ist die Seite aufgebaut. Auch ungeübte User finden 
sich schnell zurecht. Es gibt eine Suchfunktion inner-
halb der Seite und die Aufforderung, sich bei Fragen 
oder Problemen an die verantwortliche Redakteurin zu 
wenden.

Inhaltlich wird beachtet, dass kein Parallelangebot zu 
bereits bestehenden Angeboten im Netz, zum Beispiel 
zum Landesjugendring, aufgebaut wird. Als permanen-
te lokale Plattform für junge Menschen soll „see-you“ 
andere Angebote ergänzen. 

Zielgruppen- und Nutzerorientierung

Das Portal wurde bewusst auf Jugendliche eingegrenzt. 
Weiterreichende Angebote würden den personellen und 
materiellen Rahmen der Stadt sprengen. Gleichzeitig 
soll vermieden werden, die Seiten inhaltlich zu über-
frachten. Bei der Gruppe der Jugendlichen wird davon 
ausgegangen, dass sie zum einen den technischen Zu-
gang und zum anderen eine hinreichende Akzeptanz 
für das Medium hat. Darüber hinaus besteht in Schwe-
rin die Möglichkeit, im Bereich der Jugendarbeit auf 
bestehende – sowohl institutionalisierte als auch infor-
melle – Organisationsstrukturen zurückzugreifen. 

Als besondere Herausforderung ist zu berücksichtigen, 
dass gerade jüngere Menschen nach wie vor aus Meck-
lenburg-Vorpommern abwandern. Erschwerend kommt 
hinzu, dass gerade in diesem Alter der Grad der Politik-
verdrossenheit besonders hoch ist. Diesen Entwicklun-
gen soll entgegen gewirkt werden. 

see-you.de – Der Jugendserver  |  SCHWERIN 6
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Das Portal ist thematisch, inhaltlich und graphisch ein-
deutig auf die Zielgruppe zugeschnitten. Die Strategie 
des see-you-Teams besteht darin, die Jugendlichen in 
der Startphase nicht mit politischen Themen zu über-
fordern. Es werden zunächst ganz allgemeine, ju-
gendspezifische Themen aufgegriffen, um die Jugendli-
chen für das Angebot zu interessieren. Die Zielgruppe 
soll an die Seite gebunden werden. In einem nächsten 
Schritt werden politische Inhalte mit einer niedrigen 
Hemmschwelle eingebracht.

Dem gesamten Jugendserver liegt ein Layout im Comic-
Stil zugrunde. Die Seiten sind verhältnismäßig bunt, 
der allgemeine Sprachgebrauch ist der Zielgruppe an-
gepasst. Die Seh- und Usergewohnheiten von Jugendli-
chen wurden berücksichtigt.

In Schwerin wurde davon ausgegangen, dass viele jun-
ge Menschen über eine gute Netzanbindung verfügen. 
Daher wurden bisher keine Maßnahmen zur Vermei-
dung einer digitalen Spaltung ergriffen. Öffentliche 
Terminals stehen in Schwerin zur Diskussion, bisher 
werden aber das schulische und private Angebot als 
ausreichend eingeschätzt. Es ist geplant, einen Medie-
nentwicklungsplan über das Internet zu erstellen, in 
dem unter anderem auch Internetzugangs- und -lern-
orte erfasst werden, um auf dieser Basis Defizite erken-
nen und gezielt Ergänzungen anregen zu können.

Weiterentwicklung

Das Portal ist noch sehr jung. Bereits in der Konzepti-
onsphase des Portals konnten Jugendliche auf der Seite 
der beauftragten Medienfirma durch ein E-Voting über 

das Layout der Seiten entscheiden. Weitere Vorschläge 
aus der Vorlaufphase sind punktuell eingeflossen. Es 
hat sich gezeigt, dass es wesentlich einfacher und effi-
zienter ist, die Nutzer einzubeziehen, wenn bereits et-
was zu „sehen“ ist. Abstrakte Befragungen in der Pla-
nungsphase zum Thema „Wie soll die Seite aussehen?“ 
bevor das Angebot de facto existierte, stießen auf ge-
ringes Interesse. Es wird angestrebt, das Angebot in 
enger Zusammenarbeit mit Jugendlichen weiterzuent-
wickeln. Somit ist eine ausgeprägte Nutzerbeteiligung 
bei der Weiterentwicklung des Angebots in Zukunft ge-
währleistet.

Eine systematische Evaluierung ist aufgrund der be-
grenzten Ressourcen bislang nicht vorgesehen. 

Abb. 29: Jugendliche gestalten aktiv an der Seite mit

Abb. 30: „Interview mit einem Schwein“
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Kurzfassung

STEP 21 ist ein offenes Netzwerk, in dem sich Jugendliche 
thematisch mit gesellschaftlichen Grundwerten wie „To-
leranz“ oder „Respekt“ beschäftigen. Die private Initia-
tive unterstützt mit einem medienpädagogischen Ansatz 
Jugendliche in ganz Deutschland bei der Durchführung 
realer Projekte. Ergebnisse werden im Internet präsen-
tiert. Die engagierten Jugendlichen vernetzen sich bun-

desweit über den Aufbau der sogenannten „STEPper“-
Community.

Projektbeschreibung

STEP 21 ist eine bundesweit agierende, politisch neu-
trale und unabhängige Plattform für Jugendliche zwi-
schen 12 und 24 Jahren. Das clubartige Netzwerk 
regt zum Dialog mit und unter Jugendlichen an, um 
demokratische Grundwerte zu fördern. Eine innova-
tive mediale Auseinandersetzung mit abstrakten ge-
sellschaftlichen Themen wie zum Beispiel „Toleranz“, 
„Respekt“, „Zivilcourage“ oder „Verantwortung“ wird 
unter anderem über das Medium Internet geför-
dert. Ziel ist es, junge Menschen dabei zu unterstüt-
zen, ihre Position in der Gesellschaft zu finden, ihre 

3.7
  STEP 21 – 
  Jugendinitiative für Verantwortung und Toleranz

Abb. 31: Startseite von www.step21.de

STEP 21 – Jugendinitiative für Verantwortung und Toleranz 7

ZENTR ALE ASPEK TE

_ Informationsplattform für Jugendliche
_ Offenes Netzwerk
_ Enge Verzahnung von Online- und Offline-
 angebot

KRITERIEN

EINBE T TUNG

ORGANISAT ION

MEDIENANGEBOT

UMSE T ZUNG

Z IELGRUPPE

WEITERENT WICK LUNG

MEDIEN

V ISUAL IS IERUNG

HILFE

MAILDIENSTE

CHAT

FORUM

E - VOT ING

DATENBANK EN



64

Neue Medien und Bürgerorientierung

65

3

i

Meinung zu vertreten und sie als Multiplikatoren aus-
zubilden.

Der konkrete Anlass – Aktionen gegen Rechtsextre-
mismus – stellt ein thematisches Standbein der STEP 
21-Arbeit dar. Dieses setzt an der Schnittstelle zwi-
schen politischer Bildung und Medienpädagogik an. 
Das Angebot richtet sich in erster Linie an Jugendliche; 
gleichzeitig gibt es Begleitmaterial für Pädagogen und 
Jugendarbeiter. Sozial- und Medienkompetenzen sollen 
inhaltsbezogen über unterschiedliche mediale Ansät-
ze vermittelt werden. Dabei stützt sich das Angebot auf 
zwei Säulen:

Zum einen wird ein „Aktionsnetzwerk“ aufgebaut: Im 
Rahmen von STEP 21 werden Themen angeregt und 
Aktionen initiiert, die lokal durch konkrete Projekte 
von und mit engagierten Jugendlichen realisiert wer-
den. Zum anderen wurde eine so genannte „Medien-
box“ mit Arbeitsmaterialien zum Einsatz in Schulen 
und Jugendzentren entwickelt.

Die Initiative definiert sich nicht alleine über das Netz, 
doch ohne das Onlineangebot wäre STEP 21 nicht mög-
lich. Die Arbeit des gesamten Netzwerkes wird durch 
das Internet unterstützt. Hier erhalten alle Beteiligten 
ein bundesweites Forum:
_ Interessierte Jugendliche versorgen sich mit aktuel-

len Informationen und kommunizieren im Commu-
nity-Bereich miteinander

_ Aktionen und Projekte werden präsentiert
_ Verschiedenste Medienprodukte der Jugendlichen, 

wie zum Beispiel Filme oder Musik, sind auf der 
 Seite abrufbar

 INFORMATIONEN

 http://www.step21.de

Ansprechpartner: 

Klaus Markus, Henning Fietze
STEP 21 – Jugendinitiative für 
Toleranz und Verantwortung
Stubbenhuk 3
20459 Hamburg
e team@step21.de 

Kontext

STEP 21 startete 1998 als private Jugendinitiative un-
ter dem Namen „Jugend fordert!“. Inzwischen hat sich 
aus der Initiative eine gemeinnützige GmbH mit Sitz in 
Hamburg entwickelt. Initiatorin ist die heute geschäfts-
führende Gesellschafterin Frau Sonja Lahnstein-Kan-
del, die nach den ausländerfeindlichen Übergriffen von 
Mölln und Solingen gemeinsam mit Jugendlichen aktiv 
wurde, um gesellschaftliche Werte für ein friedliches 
Zusammenleben in Deutschland zu vermitteln.

Einbettung

STEP 21 arbeitet überregional und unabhängig. Der In-
ternetauftritt ist Bestandteil eines real existierenden 
Netzwerks nach dem Motto: „Aktion im Netz – Netz 
von Aktionen“. Bemerkenswert ist das breite Netzwerk 
unterstützender Kräfte der STEP 21-Arbeit: 
_ Bundespräsident Johannes Rau ist der Schirmherr; 
_ es gibt ein prominent besetztes sieben köpfiges Ku-

ratorium; 
_ die Liste der Partner und Förderer reicht von „Ro-

land Berger Strategy Consultants“ über die Wochen-
zeitschrift „DIE ZEIT“ bis zu AOL Deutschland. 

Die STEP 21 Aktionen lassen sich ferner nur realisieren, 
weil eine große Zahl ehrenamtlicher Helfer viel Zeit und 
Arbeitskraft in die einzelnen Projekte stecken.

Organisation und Strukturierung

STEP 21 ist kein Dachverband und es gibt keine Mit-
glieder im eigentlichen Sinn. Die Jugendlichen werden 
als „Stepper“ bezeichnet, die sich in einem Netzwerk 
engagieren. Trägerin von STEP 21 ist die GmbH „Ju-
gend fordert!“. Vier Mitarbeiter gestalten das gesamte 
Angebot des STEP 21-Netzwerkes. Je ein Projektleiter 
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ist für den Bereich „Medien und Marketing“ sowie „Pä-
dagogik“ zuständig. Hinzu kommen eine Teamassis-
tenz zur Unterstützung der Geschäftsführung und Pro-
jektkoordination. Dieses vergleichsweise kleine Team 
wird zudem durch bis zu sieben Schüler- und Studen-
tenpraktikanten unterstützt. Projektbezogen werden 
zusätzlich freie Mitarbeiter beschäftigt. Viele ehema-
lige Mitarbeiter arbeiten weiterhin als externe Berater 
des Teams. Die gesamte technische Ausführung des 
Onlineangebotes wird von einer beauftragten Medien-
firma abgewickelt.

Die Jugendinitiative wird durch die Wirtschaft ge-
stützt. Das Grundbudget für die Arbeit des STEP 21-
Teams ist durch Grundeinlagen der Gesellschafter 
BBDO Germany, Bertelsmann AG und Siemens AG 
gesichert. Dadurch kann die Basisarbeit der Initiative 
weitgehend unabhängig von Förderungen und Institu-
tionen gewährleistet werden. Projektbezogen beantragt 
STEP 21 weitere Mittel, zum Beispiel aus dem Aktions-
programm der Bundesregierung „Jugend für Toleranz 
und Demokratie – gegen Rechtsextremismus, Frem-
denfeindlichkeit und Antisemitismus“. Die Aktivitä-
ten sind eng an die Vergabe derartiger Fördermittel 
gebunden.

Medienangebot

Das Onlineangebot vermittelt in erster Linie Informati-
onen über die Aktivitäten und Möglichkeiten von und 
mit STEP 21. Darüber hinaus bietet es sich als Präsen-
tationsmedium an, um Aktivitäten Jugendlicher eine 
große Öffentlichkeit zu verschaffen. Somit wird das 

World Wide Web bei STEP 21 auch als „Bühne und Me-
gaphon“ bezeichnet. Auf der Seite finden sich sehr vie-
le Informationen; in der Rubrik „News“ in erster Linie 
über allgemeine Inhalte und Nachrichten zu dem gro-
ßen Themenbereich des STEP 21-Netzwerkes.

In der Rubrik „Aktionen“ sind alle realisierten Projek-
te der „Stepper“ dargestellt. Eine Projektbörse erfasst 
eigene Vorschläge von Jugendlichen für neue Projekte. 
Die Rubrik „Leitfäden“ bietet konkrete Hilfestellung zu 
Fragen wie „Wie mache ich eine Unterschriftenaktion?“ 
oder „Wie finde ich Sponsoren für mein Projekt?“. Eine 
Linkliste verweist auf weitere interessante Jugendpro-
jekte, Informationsseiten und staatliche Initiativen. 

In der Rubrik „Media“ sind verschiedene Medienange-
bote zum Download bereitgestellt. Es gibt von Jugendli-
chen aufgenommene Musik, Hörspiele, Videos, Comics, 
ein Onlinequiz sowie weitere Webseiten oder Texte von 
Jugendlichen. Alle Medienprodukte beschäftigen sich 
im engeren und weiteren Sinne mit den Leitthemen des 
STEP 21-Netzwerks.

Die Rubrik „Community“ dient in erster Linie dem 
Austausch. Hier werden moderierte Foren zu verschie-
denen, von Jugendlichen selbst zu bestimmenden The-
men angeboten. Es können auch geschlossene Foren als 
„Arbeits- und Besprechungsraum“ für kleinere „Step-
per“-Projektgruppen eingerichtet werden.

Der „Eventchat“ ist nur im Anschluss an besondere 
Veranstaltungen online geschaltet. Solche Gelegen-
heiten ergeben sich circa dreimal im Jahr, zum Bei-
spiel nach größeren Treffen von „Steppern“ aus ganz 
Deutschland, die den Chat als Arbeits- und Bespre-
chungsraum nutzen. 

Weiterhin ist jeweils ein E-Voting zu gesellschaftspoli-
tischen Fragen geschaltet. 

Einen interaktiven „Eventkalender“, die so genannte 
„Langzeitquelle“, können Jugendliche mit bundesweiten, 
thematisch zum Angebot der Plattform passenden Ver-
anstaltungstipps selbst aktualisieren. 

E-Cards zu Themen wie „Toleranz“ oder „Respekt“ 
können verschickt, aber auch selbst gestaltet und 
online gestellt werden. 

STEP 21 – Jugendinitiative für Verantwortung und Toleranz 7
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Abb .32: Online-Quiz

Da die Mehrzahl der im Netz präsentierten Aktionen 
real vor Ort zusammen mit Jugendlichen entstehen, ist 
die Internetplattform eng verwoben mit einem umfas-
senden STEP 21-Offlineangebot:

An erster Stelle stehen hier die beiden STEP 21-Boxen 
[clique] und [Zukunft: Identität]. Diese interaktiven 
Medienpakete enthalten verschiedene Materialien: Co-
mics, Filme, Musik und Software sowie pädagogisches 
Begleitmaterial, Unterrichtskonzepte, Arbeitsblätter 
und Software für Lehrer. Die Boxen können zum Bei-
spiel in Schulen oder zur Computer- und Internetarbeit 
in Jugendzentren eingesetzt werden. Sie funktionieren 
auch ohne ein begleitendes Onlineangebot, schöpfen 
aber erst durch die Anbindung an das Internet ihr ge-
samtes Potenzial aus: Projektergebnisse werden veröf-
fentlicht und die Jugendlichen tauschen sich bundes-
weit darüber aus. 

Das Internet dient als Informations- und Kommunika-
tionsmedium zur bundesweiten Vernetzung der Akti-
vitäten von STEP 21. Dies sind auch Sonderveranstal-
tungen wie zum Beispiel Workshops, Meetings, Partys, 
Toleranzwettbewerbe, Anti-Gewalt-Training, Ausstel-
lungen, STEP 21-Bustouren, Radiosendungen oder Ju-
gendkongresse. STEP 21 initiiert und hilft abhängig 
von den lokalen Gegebenheiten bei der Durchführung 
und Präsentation der Projekte der Jugendlichen. Die In-
halte der Plattform leben auf allen Ebenen von den re-
alen Aktionen und Projekten. Gleichzeitig ist das Inter-
netangebot Inspiration, Motivation und Anleitung.

Den größten Aufwand bringen Aktionen und Projekte 
mit sich. Demgegenüber werden nur rund zehn Prozent 
des Arbeitsaufwandes dem Web-Auftritt gewidmet; 
weitere fünf Prozent gelten der Veröffentlichung von 
Ergebnissen und der Weiterentwicklung der Medien-
boxen. 

Umsetzungsqualitäten

Das Internet ist im Angebot von STEP 21 ein Medium 
neben anderen. Es wird zur Information, Kommunika-
tion, Organisation und Präsentation genutzt. Die Web-
site ist sehr übersichtlich gestaltet. In Abgrenzung zu 
anderen Jugendangeboten im Netz zeichnet sie sich 
durch eine seriöse, aber dennoch nicht „trockene“ 
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Abb. 33: Die STEP 21 Box

STEP 21 – Jugendinitiative für Verantwortung und Toleranz 7

Aufmachung aus. STEP 21 möchte sich damit bewusst 
von kommerziellen Angeboten unterscheiden.

Auf der Internetseite befindet sich eine umfassende 
Präsentation und Dokumentation der Aktionen und 
Projekte. News werden wöchentlich durch die beauf-
tragte Medienfirma aktualisiert. Ein internes Content-
Management-System ist vorhanden.

Technisch ist das Internetangebot gut aufberei-
tet. Es gibt eine Sitemap zur Orientierung und FAQs 
zur schnellen Information. Die Navigation durch die 
Website ist gut strukturiert. Sinn und Zweck der 
Medienangebote werden jeweils in einem einleitenden 
Text erklärt. Alle Angebote können durch die Jugendli-
chen im Netz genutzt werden; die meisten werden dar-
über hinaus durch eigene Beiträge und Vorschläge der 
Nutzer selbst gestaltet und inhaltlich fortgeschrieben. 
Es entstehen verschiedene Kommunikationsebenen 
zwischen aktiven Jugendlichen, Pädagogen und Eltern, 
Politik und Wirtschaft.

Der Pädagogenbereich unterscheidet sich von der allge-
meinen (Jugend-)Seite durch eine andere Farbgebung. 
Eine wünschenswerte Mehrsprachigkeit des Interne-
tangebots ist ressourcenbedingt nicht leistbar.

Zielgruppen- und Nutzerorientierung

Die Nutzer von STEP 21 sind Jugendliche zwischen 12 
und 24 Jahren. Die Themen und Inhalte sind auf junge 
Menschen abgestimmt, ohne die „Kumpelschiene“ zu 
fahren. Intern waren 12 Jugendliche an der Gestaltung 
der Seite beteiligt, die im April 2000 komplett neu ge-
staltet wurde.

Es wird angestrebt, Jugendliche den Umgang mit dem 
Medium zu lehren, ohne kommerzielle Interessen zu 
verfolgen. Der umfassende mediale Ansatz hat sich 
als adäquat erwiesen. Die Wahl der Medien (Comics, 
Musik etc.) orientiert sich eng an der Lebenswelt jun-
ger Menschen.

Der Pädagogenbereich ist deutlich abgesetzt und er-
möglicht eine zielgruppenspezifische Führung durch 
das Netzangebot.
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Für Jugendliche gibt es sehr viele kleine und große An-
reize zum Mitmachen: Wettbewerbe werden zum Teil 
mit großen Kooperationspartnern durchgeführt – so 
zum Beispiel der „DIE ZEIT Reportage-Wettbewerb“, an 
dem sich mehr als 200 Jugendliche aus ganz Deutsch-
land beteiligten. Lobende Erwähnungen wie der „Step-
per des Monats“ dienen der internen Anerkennungs-
kultur für besonders Engagierte. Bei Wettbewerben 
und Auszeichnung legt das STEP 21-Team großen Wert 
darauf, externe Jurys zu berufen, um einen höheren 
Ansporn für die Jugendlichen zu schaffen.

Auf der Website wird informiert, wie sich Interessier-
te anmelden und mitmachen können. Wichtige Infor-
mationen sind auch als Druckausgabe bestellbar. Auf 
den Seiten wird vielfach aufgefordert, direkten Tele-
fonkontakt mit dem Team aufzunehmen. Für die Pro-
jektarbeit ist STEP 21 nicht darauf angewiesen, dass 
die Jugendlichen über einen eigenen Computer verfü-
gen. Es besteht auch die Möglichkeit, Beiträge zum Bei-
spiel per Brief oder Fax zu schicken, die dann durch 
das STEP 21-Team online gestellt werden. Persönliche 
Erfahrungswerte und die Ergebnisse externer Unter-
suchungen liefern Informationen über die technische 
Ausstattung der User. Das STEP 21-Onlineangebot geht 
nicht von einem minimalen Standard aus. Musik- oder 
Videodownloads erfordern eine gewisse Rechnerkapa-
zität. Die bereitgestellten Funktionen werden an den 
realen Zugriffszahlen orientiert.

STEP 21 konnte, nicht zuletzt aufgrund des Gesell-
schafters BBDO, in der Vergangenheit eine offensive 
Werbekampagne starten. Größere Kampagnen sind 
von den vorhandenen Mitteln abhängig. Öffentlich-
keitsarbeit wird kontinuierlich und professionell be-
trieben. 

Weiterentwicklung

Aufgrund fehlender Ressourcen kann STEP 21 keine 
professionelle, wissenschaftliche Evaluierung leisten. 
Punktuell werden Fragebögen verteilt und E-Votings 
durchgeführt. Dies geschah vor allem in der Entwick-
lungsphase der zweiten Medienbox. Zum Thema „Box“ 
wird eine Magisterarbeit verfasst, die sowohl das Me-
dienangebot als auch den pädagogischen Ansatz analy-
siert. Der „page use“, d.h. die Anzahl der Klicks, wird 
ausgewertet und fließt bei Umstrukturierungen der 
Seite ein. Eine professionelle Auswertung der Foren im 
Hinblick auf die Weiterentwicklung der Angebote ist 
ebenfalls nicht leistbar.



68

Neue Medien und Bürgerorientierung

69

3

Kurzfassung

Futurum ist eine, von der Europäischen Kommission 
verwaltete, interinstitutionelle Website. Auf der Websi-
te wird über die Zukunft der Europäischen Union im 
Allgemeinen und über den Prozess zur Entstehung der 
Europäischen Verfassung im Besonderen diskutiert. Zur 

Information der Nutzer werden umfangreiche Inhalte 
übersichtlich aufbereitet und bereitgestellt. Das Inter-
netangebot ist Ausgangspunkt, um Aktivitäten und Dis-
kussionen in Europa zu vernetzen.

Projektbeschreibung 

Futurum ist ein Internetangebot der Europäischen 
Kommission. Die Debatte über die Zukunft der Europä-
ischen Union (EU) und speziell zur Europäischen Ver-
fassung soll durch Futurum gefördert werden. Vor die-
sem Hintergrund ist das Internetangebot der zentrale 
„gemeinsame europäische Raum“1.

Ein Konvent wurde beauftragt, eine europäische Ver-
fassung zu entwickeln. Darüber hinaus sind politische 

3.8
  Futurum – 
  Die Zukunft der Europäischen Union

Abb. 34: Startseite von Futurum

1 siehe: Die Initiativen der Kommission im Rahmen der öffentlichen Debatte über die Zukunft Europas, Brüssel 2001
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Entscheidungsträger, Institutionen, NGOs (Nicht-
Regierungs-Organisationen) und die Bürger Europas 
aufgerufen, die offizielle Debatte des Konvents zu be-
gleiten und zu befruchten.

Seit dem 7. März 2001 bietet die Internetseite Futu-
rum:
_ Dokumente und Hintergrundinformationen in allen 

elf Sprachen der bisherigen EU-Mitgliedsländer so-
wie 

_ ein Diskussionsforum zu wichtigen aktuellen The-
men und Meilensteinen der Entwicklung der Verfas-
sung. 

Futurum führt außerdem Ergebnisse diverser Diskus-
sionsveranstaltungen aus den einzelnen EU-Mitglieds-
staaten zusammen.

Das Angebot wird durch das europäische Programm 
„PRINCE“ (Programme d’information des citoyens eu-
ropéens) finanziert, das zur Information europäischer 
Bürger eingesetzt wird. Das Internetangebot wird wei-
tergeführt, bis die Verfassung der Europäischen Union 
verabschiedet wird.

 INFORMATIONEN

 http://europa.eu.int/futurum/index_de.htm

Ansprechpartner: 

Gérard Legris, Ariane Moret
Task Force, Future of the Union 
and Institutional Questions
Public Debate and Forum Future of Europe
Europäische Kommission – Generalsekretariat
Bureau BREY 8/38 
B-1049 Brüssel
e Gerard.legris@cec.eu.int
e Ariane.Moret@cec.eu.int

2 siehe: Mitteilung der Kommission über bestimmte Modalitäten der Debatte über die Zukunft der Europäischen Union, Brüssel 2001, Seite 2
3 siehe: Mitteilung der Kommission, Brüssel 2001, Seite 9

Kontext

Im Dezember 2000 haben die Staats- und Regierung-
schefs der Europäischen Union in Nizza die „Debatte 
über die Zukunft der Europäischen Union“ angestoßen. 
Ziel ist es, eine Regierungskonferenz für die Verab-
schiedung eines Verfassungsvertrags für die Europä-
ische Union vorzubereiten.

Eine „Task Force“ der Europäischen Kommission wur-
de beauftragt, die Debatte über die Zukunft der EU in 
die Mitgliedsstaaten und Beitrittsländer zu tragen. Bei 
der Onlineumsetzung der Debatte im Futurum wurden 
Erfahrungen eingebracht, die seit Februar 2000 mit 
dem Onlineangebot „Dialog über Europa“ gesammelt 
wurden. Der „Dialog über Europa“ sollte den Kontakt 
zwischen Verantwortlichen auf europäischer Ebene 
und den Bürgern der Länder erleichtern. „Dialog über 
Europa“ ging im Onlineangebot des Futurum auf2.

Einbettung

Der schwedische und belgische Ratsvorsitz, die Eu-
ropäische Kommission und das Europäische Parla-
ment haben zur Eröffnung der Internetseite im März 
2001 ihre Verpflichtung bekräftigt, eine Debatte über 
die Europäische Verfassung und die Zukunft Europas 
durchzuführen. Die Diskussion soll auch außerhalb des 
offiziellen Prozesses in den repräsentativen demokrati-
schen Strukturen der Einzelstaaten geführt werden.

Grundlegende Strukturen und Schlüsselkriterien des 
Angebotes wurden auf einer Sitzung des Europäischen 
Rates im Jahre 2001 festgelegt. Schlüsselkriterien wa-
ren zum Beispiel:
_ ein von den Bürgern ausgehender „bottom-up“-An-

satz, 
_ die kontinuierliche Anregung der Debatte durch Bei-

träge von Politikern und weiteren öffentlichen Ak-
teuren sowie 

_ die Weiterleitung der Beiträge der Bürger und ande-
rer Teilnehmer an die politische Ebene zur Informati-
on und Reaktion3. 
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4 siehe: Die Initiativen der Kommission im Rahmen der öffentlichen Debatte über die Zukunft Europas, Brüssel 2001

Ziel der Europäischen Kommission ist es beim Projekt 
Futurum, eine Plattform für Fragen zur Zukunft der EU 
und der europäischen Verfassung aufzubauen. Bei der 
Eröffnung der Internetseite haben die Präsidenten der 
EU-Institutionen den Wunsch geäußert, dass die Web-
site eine Anlaufstelle werde, „an die alle ihre Beiträ-
ge zur Debatte richten können und wo diese Beiträge 
für alle – Medien und vor allem die Bürger Europas – 
leicht abrufbar sind“4.

Futurum vernetzt Offlinediskussionen in den einzel-
nen Mitgliedsstaaten und bietet interessierten Bürgern 
umfassende Hintergrundinformationen sowie den ak-
tuellen Stand der Diskussion. Dies gilt übrigens auch 
für die neuen Beitrittsländer, die frühzeitig in das Pro-
gramm eingebunden wurden.

Organisation und Strukturierung

Es gibt innerhalb der Europäischen Kommission eine 
so genannte „Task Force“ zur Zukunft der Union, die 
sich in die Bereiche Administration, Technik und 
Inhalte aufteilt. Diese Task Force kann einen Über-
setzungsservice und technische Dienstleister in An-
spruch nehmen.

Das Know-how aus verschiedenen Bereichen wird im 
Rahmen einer kontinuierlichen Zusammenarbeit mit-
einander verknüpft. Der Informationsfluss ist durch die 
räumliche Nähe der Mitarbeiter der Task Force einfach, 
transparent und effizient organisiert. Die Kommission 
erfüllt diese Funktionen im Auftrag anderer europäi-
scher Institutionen (Europäisches Parlament, Europä-
ischer Wirtschafts- und Sozialausschuss und Europäi-
scher Ausschuss der Regionen) und ist zur Neutralität 
verpflichtet. Die Task Force fordert im Rahmen einer 
kontinuierlichen Öffentlichkeitsarbeit Regierungen, 
europäische und nationale Parlamentsabgeordnete 
sowie Vertreter von Gesellschaft, Wirtschaft, Wissen-
schaft und Medien auf, sich an öffentlichen Debatten 
über Europa und der Europäischen Verfassung zu be-
teiligen oder diese selbst zu initiieren.

Abb. 35: Dokumente auf Futurum

Abb. 36: Forumsseite zum Thema 
„Diskussion mit der Jugend – braucht Europa eine Verfassung? 
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Sitzungsberichte, Ergebnisse und weitere Beiträge können via E-Mail an 
futurum@cec.eu.int geschickt werden, um auf der Seite veröffentlicht zu wer-
den. Auf diesem Weg wird das Internet zur Plattform für Ergebnisse aus Off-
lineaktivitäten.

Finanziert wird das Angebot im Rahmen des europäischen Programms 
PRINCE (s.o.). Das Budget wird vom Europarat und dem EU-Parlament fest-
gelegt. Die vorhandenen technischen Rahmenbedingungen ermöglichen ein 
qualitätsvolles Angebot.

Medienangebot

Vor-Ort-Debatten und Futurum werden verknüpft, um europäische Bürger 
zu erreichen und dem multinationalen politischen System der EU, mit der gro-
ßen Zahl von Bürgern und der Mehrsprachigkeit, Rechnung zu tragen.

Auf der Seite sind offizielle, grundlegende Dokumente zur Thematik in gro-
ßem Umfang abrufbar. Diese Informationsgrundlage wird von der Kommissi-
on bereitgestellt und in die offiziellen Amtssprachen übersetzt. Des Weiteren 
stehen die Dokumente zu wichtigen Aspekten der offiziellen Verfassungsdis-
kussion in allen Sprachen zur Verfügung. Auf der Startseite sind außerdem 
Links zu öffentlichen Initiativen zu finden, die in den Mitgliedsstaaten und 
Beitrittsländern zur Debatte beitragen.

Die Internetseite ermöglicht Bürgern und Gruppen der Zivilgesellschaft, auch 
ohne Teilnahme an konkreten nationalen Terminen, ihre Beiträge zur Dis-
kussion über eine europäische Verfassung online zu stellen und sich mit an-
deren auszutauschen. Zum einen steht ein Forum zu diesem Zweck bereit. 
Zum anderen können zusammengefasste Darstellungen von bereits stattge-
fundenen Veranstaltungen oder Veranstaltungshinweise veröffentlicht wer-
den. Ein Newsletter informiert über neueste Beiträge und Dokumente.

Das Forum selbst bietet zu einzelnen Themenbereichen direkte Hintergrund-
informationen. Die jeweiligen Diskussionen werden über Statements von Poli-
tikern oder über Meilensteine der Verfassungsentstehung geführt. Außerdem 
gibt es Diskussionsforen speziell für Jugendliche. Eine Registrierung ist nicht 
nötig. Nutzer müssen jedoch Namen, Mailadresse, Land, Sprache und Thema 
angeben. Das Forum wird nicht moderiert. Die Task Force ist jedoch bemüht, 
keine beleidigenden Beiträge online zu schalten.

Politiker werden eingeladen, sich jeweils drei Wochen der Diskussion im 
Forum zu stellen. Nach einem einführenden Statement des Politikers kön-
nen die europäischen Bürger zu diesen Standpunkten Stellung nehmen. In 
regelmäßigen Abständen antworten die eingeladenen Politiker in einem 
zusammenfassenden Beitrag, der auf die Fragen und Meinungen der Bürger 
direkt und namentlich Bezug nimmt. Real-Time-Chats wurden wegen des 
Problems der Mehrsprachigkeit nur selten durchgeführt.
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Umsetzungsqualitäten

Futurum ist Ausgangspunkt für eine Vielzahl von Vor-Ort-Debatten und Ge-
sprächsinitiativen. Die aktuelle und regelmäßig ergänzte Sammlung von Do-
kumenten und Ergebnissen aus ganz Europa ermöglicht eine umfassende In-
formation über den europaweiten Diskussionsprozess. Zugleich bildet Futurum 
die institutionelle Entwicklung der Europäischen Verfassung ab. Europaweite 
Ergebnisse werden dargestellt und geben neue Impulse und Themen in die zi-
vilgesellschaftliche Debatte. Politiker informieren sich auf der Plattform über 
gesellschaftliche Meinungsbilder zu Europa. Die Ergebnisse der Diskussionen 
können aus Meinungsumfragen der Eurobarometer5 (Umfrage in regelmäßi-
gen Abständen) ergänzt werden.

Das Informationsangebot ist sehr detailliert, da Futurum zu einem frühen Zeit-
punkt der Gesamtdebatte über die Verfassung erstellt wurde. Der Verlauf der 
Debatte und die Meilensteine auf dem Weg zur Verfassung sind gut nachvoll-
ziehbar. Die Übersetzung der überwiegenden Anzahl der Texte in die Gemein-
schaftssprachen geht mit einem erheblichen finanziellen Aufwand einher. Die-
se Dienstleistung wird dennoch in diesem Umfang für notwendig erachtet, da 
die Informationen für eine transparente Debatte in den einzelnen Ländern un-
verzichtbar sind.

Eine Zusammenfassung der Beiträge im Forum ist aus Gründen der Neutrali-
tät und begrenzter Ressourcen nicht möglich. Demzufolge ist es von besonde-
rer Bedeutung, Politiker auf das Angebot aufmerksam zu machen. Vorhande-
ne Eingaben müssen nicht verbindlich verarbeitet oder weitergegeben werden. 
Dennoch ist es gelungen, viele Politiker zu einer Teilnahme an der Futurum-
Diskussion zu motivieren.

Da das Internet innerhalb von Europa unterschiedlich stark verbreitet ist und 
den Prozess der repräsentativen Demokratie nicht ersetzen soll und kann, 
wird das World Wide Web vor allem als Ergänzung zu umfangreichen Offline-
aktionen verstanden. Beide Wege sind eng miteinander verzahnt und bauen 
aufeinander auf. Im Futurum entstehen für den Nutzer ein Marktplatz an Mei-
nungen und Fakten sowie ein Ausgangspunkt für die Vernetzung von Offline-
veranstaltungen.

Zielgruppen- und Nutzerorientierung

Mit dem Internetangebot Futurum werden europaweit alle interessierten Bür-
ger angesprochen. Die bereit gestellten Informationen tragen zur Transparenz 
des Verfahrens auf dem Weg zu einer Europäischen Verfassung bei.

Zusammenfassungen von nationalen Veranstaltungen werden in der Landes-
sprache veröffentlicht. Sie können auf Wunsch als Kurzfassung (bis zu 2.500 

5 siehe: Die Initiativen der Kommission im Rahmen der öffentlichen Debatte über die Zukunft Europas, Brüssel 2001

Futurum – Die Zukunft der Europäischen Union 8
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Zeichen) auf Kosten von Futurum in andere Sprachen 
übersetzt werden. Diesbezüglich steht ein Budget zur 
Verfügung, das die Übersetzung von insgesamt 3.000 
Texten ermöglicht. Die Dokumente sind in Bereiche 
für Mitgliedsstaaten sowie für politische und wissen-
schaftliche Akteure strukturiert.

Das Onlineangebot bedient, basierend auf umfangrei-
chen Informationen, insbesondere Zielgruppen wie 
Schüler, Journalisten und Landes- und Kommunalpo-
litiker. Daneben fungiert Futurum als Grundlage für 
zielgruppenspezifische Einzelaktionen und Initiativen. 
Ein Beispiel ist das Projekt „Printemps de l’Europe“. 
Mit Hilfe dieses  Portals kommen Schüler in ganz Eur-
opa mit Politikern ins Gespräch.

Darüber hinaus gibt es beispielsweise Offlineseminare 
für Journalisten und Bürgerkolloquien.

Weiterentwicklung

Futurum wird lediglich quantitativ evaluiert. Das An-
gebot wird aktiv weitergeführt, bis die Europäische 
Verfassung verabschiedet wird. Nachfolgend soll es 
zur weiteren Einsicht, aber nicht mehr aktualisiert, zur 
Verfügung stehen. Das Futurum wird anschließend 
durch ein neues Vorhaben abgelöst. Darin sollen die 
Erfahrungen aus Futurum dazu beitragen, ein Inter-
netportal zu entwickeln, welches die Inhalte der Ver-
fassung vermittelt und eine Diskussion mit Bürgern 
ermöglicht.

Abb. 37: Diskussionen mit Politikern finden zeitversetzt im Forum statt
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Kurzfassung

Das politikforum ist eine privat initiierte, Partei unab-
hängige Internetplattform zur politischen Diskussion 
und Information, die sich innerhalb von fünf Jahren zu 
einer großen „Community“ entwickelt hat. 10.000 regis-
trierte Mitglieder nutzen Foren und E-Votings zur Mei-
nungsäußerung und zum Meinungsaustausch über ak-
tuelle, politisch relevante Themen. Das große und viel-

fältige Spektrum der Nutzer, die das Forum als Möglich-
keit einer „alternativen“ Öffentlichkeit begreifen, hält 
das politikforum in Bewegung.

Projektbeschreibung

Das politikforum ist eine hoch frequentierte Internet-
plattform für politische Diskussion und Information. 
Zahlreiche Foren dienen als Plattform zur Meinungs-
äußerung – „wie in einer guten Talkshow“.

Die Plattform wurde privat initiiert und ist Partei un-
abhängig. Das Angebot ist darauf ausgerichtet, eine 
„alternative“ Öffentlichkeit herzustellen. Interessier-
te können Nachrichten einstellen, individuelle Sicht-
weisen einer Nachricht formulieren und sich zu allen 

3.9
  politikforum.de – Forum für 
  politische Diskussion und Information

Abb. 38: Startseite des politikforum
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Themen artikulieren – „damit nichts durch die Ma-
schen geht“. Die Foren ermöglichen einen Meinungs-
austausch. Zwei Privatpersonen organisieren und 
finanzieren das politikforum. Sie stellen neben einer 
Vielzahl von Forenthemen aktuelle Nachrichten und 
Abstimmungen zusammen, die auf der Internetseite 
direkt mit Diskussionsforen verknüpft sind.

Das Projekt ist seit 1999 online und hat inzwischen 
eine Mitgliederzahl von ca. 10.000 registrierten Per-
sonen sowie durchschnittlich 4000 Beiträge täglich zu 
verzeichnen. Im Durchschnitt sind zwischen 100 und 
500 Personen zeitgleich auf der Plattform eingeloggt. 
Es werden durchschnittlich vier Millionen Seitenauf-
rufe pro Monat gezählt. Insgesamt sind seit der Erstel-
lung des Angebotes ca. eine Million Nachrichtenbeiträ-
ge eingegangen.

 INFORMATIONEN

 http://www.politikforum.de

Ansprechpartner: 

Sebastian Hermann, Sven Wiebold
e presse@politikforum.de

Kontext

Die Initiatoren haben das politikforum mit dem An-
spruch auf den Weg gebracht, demokratische Prozes-
se neu zu gestalten. Zu Beginn haben die Anbieter eine 
erste Software selbst geschrieben, um den Austausch 
über politische Themen zu ermöglichen. Nach einiger 
Zeit stiegen sie auf eine Open-Source-Software um, die 
an die Bedürfnisse des politikforums angepasst wurde.

Einbettung

Die Initiatoren des politikforums handeln entspre-
chend der Überzeugung, dass „Demokratie ohne Bür-
ger nicht funktionieren kann“. Vor diesem Hintergrund 
haben sie eine Plattform für zeit- und ortsunabhängige 
Diskussionen über politische Themen geschaffen, die 
online eine gewisse Öffentlichkeit erreicht. Das Vorha-
ben stellt aus Sicht der Initiatoren einen ersten wichti-
gen Schritt dar, um politische Prozesse insgesamt zu 
fördern.

Das Konzept ist einfach und klar. Auf der Internetseite 
stehen Foren bereit. Die Themen werden durch Nach-
richten eingebracht, durch Abstimmungen angesto-
ßen oder von Nutzern eröffnet. Jeder ist zur Diskussi-
on willkommen. Allerdings werden keine verfassungs-
widrigen oder beleidigenden Beiträge akzeptiert.

Organisation und Strukturierung

Die Betreiber des politikforums stammen aus den Be-
reichen Wirtschaftsinformatik und Politik. Ihr Know-
how aus diesen Bereichen verknüpfen sie im Rahmen 
der kontinuierlichen redaktionellen Zusammenarbeit. 
Die Zuständigkeiten sind eindeutig verteilt. Strategie- 
und Weiterentwicklungen inhaltlicher und technischer 
Art werden personell von den redaktionellen Tätigkei-
ten getrennt. Beide Akteure achten auf die Einhaltung 
der „Nettiquette“ (political correctness) im politikfo-
rum und kümmern sich um die Registrierung neuer 
Mitglieder. Neben der Redaktion sind es vor allem die 
User, die das Forum tragen. Nachrichten oder Artikel 
mit Hintergrundinformationen und weiterführenden 
Links werden vom Redaktionsteam beigesteuert, für 
die Inhalte der einzelnen Diskussionsforen sind die 
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Teilnehmer verantwortlich. In Zukunft werden die 
User ebenfalls als Moderatoren herangezogen.

Diskussionsteilnehmer des politikforums müssen sich 
zu Beginn registrieren lassen. Dieser Vorgang dauert 
rund fünf Tage. Diese Zeitspanne wird durch die einge-
schränkte Arbeitskraft bedingt. Dieser Zeitraum dient 
auch einer gewissen Vorauswahl an Nutzern. Wer be-
reit ist, eine Wartezeit bis zur Freischaltung in Kauf zu 
nehmen, beweist ein ernsthaftes Interesse. Die Redak-
teure kontrollieren die einzelnen Anmeldungen, um be-
reits gesperrte Nutzer direkt aussortieren zu können. 
Kostenlose Mailadressen großer Anbieter werden nicht 
zugelassen. Die Sicherheit der Seite kann durch diese 
Maßnahme erhöht werden, da es gesperrten Usern er-
schwert wird, ein neues Log-in zu beantragen.

Das Angebot kann aufgrund der begrenzten finan-
ziellen Mittel nur langsam ausgebaut werden. Akti-
onen wie Chat-Termine mit Politikern sind schwie-
rig zu organisieren. Ein Praktikant unterstützt die 
beiden Hauptverantwortlichen.  Eine Webdesignfir-
ma finanziert das Praktikum und stellt zudem den 
notwendigen Serverplatz zur Verfügung. Die techni-
sche Ausstattung des politikforums ist des Weiteren 
vergleichsweise bescheiden – das Team arbeitet mit ei-
ner Open-Source-Software.

Medienangebot

Hauptmedienangebot sind – dem Namen der Seite ent-
sprechend – die Foren. Foren gibt es inzwischen zu 
verschiedenen Kategorien, von allgemeinen Themen 
wie „Staat / Demokratie“ über „Wirtschaft / Finanzen /
Steuern /Arbeit“ bis hin zu „Bildung /Gesundheit /
Sport“, um nur einige Beispiele zu nennen. Außerdem 
gibt es ein offenes Forum für weitere Themen der Teil-
nehmer und ein internes Forum, in dem Nutzer Feed-
back zur Seite geben können und Entwicklungen des 
Angebotes diskutiert werden.

Die Foren werden von Kurznachrichten und Artikeln 
unterstützt. Die Artikel geben zu bestimmten Kernthe-
men ausführliche Hintergrundinformationen. Ihnen 
angeschlossen finden sich Links zu „Fakten“, „Mei-
nungen“ (Zeitungskommentare) und „Hintergrund“. 
Anders als die Artikel sind Nachrichten direkt an das 

Abb. 39: E-Voting in Verbindung mit Nachrichten

Abb. 40: „My Forum“

politikforum.de – Forum für politische Diskussion und Information 9
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jeweilige Diskussionsforum angebunden. Sie bilden 
den ersten Beitrag zur Forumsdiskussion. Zum Teil 
werden Nachrichten auch direkt mit E-Voting-Angebo-
ten verknüpft. Unterschiedliche „Feature“ zur Informa-
tions-, Kommunikation und Partizipation werden kon-
sequent miteinander verbunden und abgestimmt. Das 
Medienangebot ist vollständig auf das Ziel der Kommu-
nikation und Diskussion über politische Themen abge-
stimmt.

Politikforum.de bietet nur ein kleines Chatangebot an, 
da nach den Erfahrungen der Redaktion Foren zum 
Austausch von Argumenten besser geeignet sind. Die 
Onlinegespräche mit Politikern werden zu jeweils fest-
gelegten Zeitpunkten in der regulären Forumsumge-
bung durchgeführt.

Darüber hinaus hält das politikforum viele unterhalt-
same Zusatzfunktionen bereit, die das Angebot attrak-
tiver machen sollen. In einem Quizbereich können Fra-
gen aus unterschiedlichen Kategorien beantwortet wer-
den. Mit einer internen Mailfunktion können private 
Nachrichten unter den Mitgliedern verschickt werden. 
Forumsbeiträgen können Avatare (Kunstmenschen) 
und Signaturen beigefügt werden. Der Bereich „MyFo-
rum“ ermöglicht es, Themen als Favoriten zu speichern, 
die beim Start der Seite direkt erscheinen. Registrierte 
Teilnehmer können einerseits als „Buddys“ („Freunde“/
„Kumpel“) in eine Liste eingetragen werden. Deren Bei-
träge werden dann ebenfalls auf der Startseite ange-
zeigt. Andererseits gibt es auch eine „Ignorierliste“ für 
besonders „nervige User“, die aus den Foren ausgeblen-
det werden.

Die Erschließungsmöglichkeiten des Angebots sind 
vielfältig. Die Suchfunktion bietet umfangreiche An-
satzpunkte, ein FAQ ist als Hilfe vorhanden. Weitere 
Fragen können via Mail an die Redaktion gestellt oder 
im internen Forum besprochen werden.

Umsetzungsqualitäten

Das politikforum ist tagesaktuell. Die hohe Nutzerzahl 
garantiert ein buntes Meinungs- und politisches Gesin-
nungsbild im Forum. Die Menge und Vielfalt der Nut-
zer wirkt der Gefahr entgegen, dass das Forum insge-
samt in eine politische Richtung tendiert,

Darüber hinaus sehen die Betreiber des politikforums 
das Potenzial des großen Nutzerkreises in der Möglich-
keit, mit Menschen einer anderen politischen Denkart 
in einen Dialog zu treten. Beispielsweise auch mit Per-
sonen, die rechtes Gedankengut vertreten: „Man kann 
gucken, was die umtreibt. (…) Man kann sich mit ihnen 
unterhalten, ohne dass sie sich direkt zurückgedrängt 
fühlen.“

Rund 4000 Beiträge am Tag verlangen nach einem 
Mindestmaß an Moderation, um beleidigende und 
verfassungsfeindliche Äußerungen zu unterbinden. 
Die Arbeitskraft des zweiköpfigen Teams reicht dafür 
kaum aus, daher werden die Nutzer selbst einbezogen. 
Hinweise auf solche Äußerungen erreichen die Redak-
tion per E-Mail, User übernehmen vermehrt freiwillig 
Moderationsaufgaben. Dieses Engagement kann als 
Hinweis betrachtet werden, dass sich die Teilnehmer 
mit dem politikforum identifizieren.

Abb. 41: Anzeige der aktiven Benutzer 
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Zusammenfassungen und Auswertungen von Diskus-
sionen sind aufgrund fehlender Finanzen und Arbeits-
kraft nicht möglich, auch wenn darin eine Möglichkeit 
gesehen wird, Diskussionen zielgerichteter zu führen.

Zielgruppen- und Nutzerorientierung

Das Angebot wird von unterschiedlichen Nutzergrup-
pen in Anspruch genommen, darunter sind viele Schü-
ler und Studenten. In bestimmten Bevölkerungsgrup-
pen, zum Beispiel bei ehemaligen Flüchtlingen aus 
dem Balkan, hat sich das Angebot herumgesprochen. 
Diese haben inzwischen ein eigenes Forum, in dem so-
wohl über die derzeitige Politik kontrovers diskutiert 
wird, als auch Erinnerungen aus der Heimat ausge-
tauscht werden. Interessierte Gruppen können eigene 
Foren eröffnen oder die Foren, die für sie besonders in-
teressant sind – in Absprache mit der Redaktion – mo-
derieren.

Das breite Angebot zieht viele unterschiedliche Men-
schen an, die mit Themen in Berührung kommen, die 
ursprünglich vielleicht nicht ihr Hauptanliegen wa-
ren.

Die Nutzung des Onlineangebots ist bei einer durch-
schnittlichen Rechnerausstattung in guter Qualität 
möglich. Da die Benutzeroberfläche und das „posten“ 
der Beiträge für Neulinge recht komplex ist, werden in 
erster Linie Personen angesprochen, die entsprechende 
Internetkompetenzen mitbringen. 

Das Forum wird konzeptionell durch umfangreiche 
Anreize abgerundet, die Aufbau und Pflege der Com-
munity unterstützen. Beispielsweise werden ein Quiz 
oder das Anhängen von Avataren, die zielgruppenspe-
zifisch zur Teilnahme motivieren, angeboten.

Das „Community-Erlebnis“ ist nach Auffassung einer 
Diplomandin der Universität Wien der Hauptantrieb 
zur Beteiligung, neben der Lebendigkeit des Forums 
und der Möglichkeit, eigene Meinungen darzustellen 
und mit anderen auszutauschen.

politikforum.de – Forum für politische Diskussion und Information 9

Für das Angebot wurde kaum geworben. Die Seite ist 
über Suchmaschinen leicht über verschiedene Stich-
worte auffindbar. Außerdem ist das politikforum mit 
ähnlichen, Politik thematisierenden Seiten verlinkt.

Weiterentwicklung

Das politikforum wird durch die Nutzer evaluiert. Im 
internen Forum werden Vorschläge für eine technische 
oder eine organisatorische Weiterentwicklung vorge-
bracht. Unter anderem werden so genannte „Trolle“, das 
heißt User, die durch wiederholte beleidigende Beiträge 
auffallen, gemeldet. Aspekte einer möglichen Weiter-
entwicklung des Forums werden auch gezielt von der 
Moderation ins Forum eingestellt, so zum Beispiel die 
Idee, User in die Moderation einzubinden.

In regelmäßigen Abständen werden Pilotversuche mit 
einzelnen Partnern durchgeführt, um eine zielgerich-
tete Diskussionsführung zu ermöglichen. Dahinter 
steht der Wunsch, Entscheidungswege abzubilden, um 
nicht nur diskutieren, sondern auch Entscheidungsk-
riterien ableiten zu können. In Anbetracht der hohen 
Anzahl von Beiträgen ist eine Auswertung durch Per-
sonen finanziell und zeitlich nicht leistbar. Daher wird 
in diesem Kontext unterschiedliche Software als Hilfe-
stellung getestet. 

Die Diskussionsforen bieten nach Auffassung der An-
bieter die Möglichkeit, zukünftig mit Verfahren zur 
Frage „Wie entsteht eine gemeinsame Meinung?“ zu 
experimentieren. Neuerungen des Konzeptes können 
allerdings aufgrund begrenzter finanzieller Ressour-
cen nur langsam vorangetrieben werden. 
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Die Untersuchung der neun Beispiele liefert einen Ein-
druck über unterschiedliche Ansätze, Neue Medien 
Gewinn bringend für eine Bürgerorientierung einset-
zen. Die ausgewählten Beispiele stehen stellvertretend 
für eine Fülle weiterer Bemühungen auf staatlicher 
und nichtstaatlicher Ebene. Da der Fokus der Studie 
begrenzt ist und sich lediglich auf neun Beispiele be-
zieht, erhebt die Darstellung nicht den Anspruch der 
Vollständigkeit.

Die vorliegenden Beispiele weisen jeweils eigene Stär-
ken und Schwächen auf. Keines der Projekte ist umfas-
send und in all seinen Facetten beispielhaft. Jedes Pro-
jekt bietet aber – bezogen auf einzelne Fragestellungen 
und Projektstrukturen – Bausteine für einen beispiel-
haften Medieneinsatz für die Bürgerorientierung.

In der Zusammenschau der Vorhaben werden zentra-
le Elemente und Lösungsansätze hervorgehoben, die 
über den Einzelfall hinaus von Bedeutung sind und 
Anregungen für die Praxis geben. Unter den jeweili-
gen Untersuchungsaspekten werden insbesondere Er-
folgsfaktoren und Hemmnisse beleuchtet, um praxis-
nahe Hinweise für eine Übertragung auf andere Fälle 
zu geben.

Entsprechend der Schwerpunktsetzung der Studie 
wurde besonders der Medieneinsatz für Beteiligungen 
betrachtet. 
Die Auswertung verfolgt zwei zentrale Ziele:
1 Darstellung möglicher Ansätze bürgerorientierten 

Handels und 
2 Überprüfung und Schärfung der bisherigen Aussagen 

im Kontext des Themenschwerpunktes „Neue Medien 
für die Bürgerorientierung“ des CIVITAS-Projektes 
und des Projektes „Balanced E-Government“.

Die Beispiele sind sehr unterschiedlich. Während kom-
munale Projekte wie Esslingen, Gütersloh und Königs-
lutter exemplarisch zeigen, mit welchem inhaltlichen 
bzw. sektoralen Fokus Neue Medien durch Kommu-
nen in (zeitlich begrenzten) Projekten eingesetzt wer-
den können, wird mit Blick auf Weinstadt und Münster 
deutlich, wie kommunale Gesamtansätze durch ent-
sprechenden Medieneinsatz aufbereitet und transpor-
tiert werden können.

Darüber hinaus veranschaulichen „STEP 21“ und das 
Schweriner Projekt „see-you.de“, auf welchen Wegen 
einzelne Zielgruppen, hier Jugendliche, angesprochen 
werden können. Die Projekte politikforum und Futu-
rum verfolgen hingegen einen breiteren Ansatz und 
bieten ein räumlich bzw. thematisch übergreifendes 
Angebot für einen bürgerorientierten und politikbezo-
genen Austausch.

Vor dem Hintergrund dieser Bandbreite an Ansätzen 
ist es nicht sinnvoll, die einzelnen Fälle direkt mitein-
ander zu vergleichen. Zudem wird eine Vielzahl an Un-
tersuchungsaspekten betrachtet. Die zusammenfassen-
de Auswertung wurde daher an den Untersuchungskri-
terien ausgerichtet und stellt – auf diese bezogen – we-
sentliche Ergebnisse dar.

Untersuchungskriterien

_ Einbettung
_ Organisation und Strukturierung
_ Medienangebot
_ Umsetzungsqualitäten
_ Zielgruppen- und Nutzerorientierung
_ Weiterentwicklung

4

  Auswertung
  Erkenntnisse aus der Zusammenschau 
  der Untersuchungsergebnisse
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Als Lesehilfe sind an zentralen Stellen der Auswertung 
Querbezüge zu den Beispielen eingefügt. Mit der Nen-
nung der Orts- beziehungsweise Projektnamen wird 
für die Leser die Rückbindung zu den einzelnen Bei-
spielen erleichtert. Dabei stehen exemplarisch besonde-
re Aspekte der Fallbeispiele im Vordergrund; die Auf-
zählungen erheben nicht den Anspruch der Vollstän-
digkeit.

Einbettung

Die Untersuchung geht der Frage nach, inwieweit die 
jeweiligen Angebote in eine Gesamtstrategie des bür-
gerorientierten Handelns eingebunden sind. In allen 
Beispielen wird – abgesehen vom politikforum – eine 
Einordnung in einen übergeordneten Kontext umge-
setzt oder zumindest angestrebt. Die jeweilige Ausprä-
gung bleibt allerdings recht unterschiedlich.

In einigen Beispielen stand im Vordergrund, konkrete 
Ideen umzusetzen (Königslutter, politikforum, ansatz-
weise Schwerin/see-you.de). Die Rückbindung zu einer 
Strategie der Bürgerorientierung erfolgt hier parallel 
oder nachgeordnet. Von Nachteil ist, dass eine Gesamt-
strategie zur Orientierung fehlt und teilweise auch Sy-
nergieeffekte durch die Abstimmung mit anderen Vor-
haben entfallen. Die Onlinepartizipation läuft in die-
sem Fall Gefahr, ohne eine politisch vereinbarte und 
praktizierte Übertragung als isoliertes Element keine 
Wirkung entfalten zu können. Gleichzeitig ist zu beo-
bachten, dass Onlinepartizipationen die Diskussionen 
um eine notwendige „allgemeine“ Beteiligungskultur 
auch befördern können. Dies ist zum Beispiel der Fall, 
wenn an einem konkreten Projekt Inhalte, Zielgruppen 
und Ziele definiert und daraus resultierend ein abge-
stimmtes Set von miteinander verzahnten Offline- und 
Onlineangeboten entwickelt wird. Die eintretenden 
sichtbaren und für die Akteure erlebbaren Resultate 
können den Gesamtprozess bürgerschaftlichen Han-
delns befördern (Königslutter, Schwerin).

Eine Gesamtstrategie beansprucht Zeit, politischen 
Willen und Geld. Eine „Kultur“ hinsichtlich Betei-
ligung und/oder des Einsatzes Neuer Medien kann 
sich nur langsam vor dem Hintergrund des jeweiligen 
spezifischen Kontextes entwickeln (Münster, Wein-
stadt). In diesem Kontext ist zu beachten, dass eine 

Gesamtstrategie auch konkrete Ziele des Angebotes be-
inhaltet. Die Beispiele verdeutlichen, dass Aktivierung 
und Beteiligung von Akteuren positiv beeinflusst wer-
den , wenn klar formulierte und artikulierte Ziele exis-
tieren (Münster, Gütersloh, Weinstadt, Esslingen). Zu-
dem sind die Kommunikationsangebote den Zielen ent-
sprechend einzusetzen und zu gestalten.

Die Ziele einer Bürgerorientierung sind bei Politik und 
Verwaltung zu verankern (Weinstadt). Praxiserfahrun-
gen zeigen, dass mit der Einbettung in die Politik eine 
wichtige Anschubkraft einhergeht. In anderen Beispie-
len wird dagegen deutlich, dass das Fehlen einer poli-
tischen Unterstützung von Vorteil sein kann, wenn mit 
dem Beteiligungsangebot explizit keine politisch legi-
mitierten Entscheidungen herbeigeführt werden sol-
len. Im Beispiel vom publikom Münster erwächst dar-
aus eine große inhaltliche Gestaltungsfreiheit im Sinne 
einer „Alternativen“ Öffentlichkeit.

Die Untersuchung der Beispiele zeigt, dass die Medien-
angebote an das formale Verfahren hinreichend ange-
bunden sein müssen. Je besser dieser Zusammenhang 
erläutert und nachvollziehbar ist, desto sinnvoller fü-
gen sich Onlineangebote in den Gesamtkontext des Be-
teiligungsverfahrens ein. Für privat initiierte Angebo-
te entstehen ggf. Schwierigkeiten, da die Anbindung 
an die Verwaltung nur auf freiwilliger Basis geschieht 
und somit keine Verantwortung oder Verbindlichkeit 
hinsichtlich der Ergebnisverwertung besteht.

Klassische Beteiligungsstandards, wie eine frühst 
mögliche Beteiligung zur konkreten Klärung der In-
halte und Ziele, gelten uneingeschränkt auch für die 
Onlineangebote. Die Praxisbeispiele zeigen darüber hi-
naus, dass bereits erste Inhalte als Diskussionsgrund-
lage vorhanden sein sollten, um das Beteiligungsange-
bot hinreichend konkret formulieren zu können (Kö-
nigslutter, Gütersloh, Esslingen). Bei formellen Verfah-
ren zur frühzeitigen Beteiligung dient der Onlineauf-
tritt vor allem der gründlichen Vorinformation zu dem 
Anliegen, mit dem Effekt, dass Bürger gut informiert 
zu Veranstaltungen kommen (Königslutter, Gütersloh).

Forschungsgestützte Projekte (Königslutter, Esslingen) 
erfahren durch die externe Mitwirkung eine starke 
Förderung bei der Entwicklung und Umsetzung. Pa-
rallel dazu bedarf es weiterhin der Anstrengung der 

Auswertung – Erkenntnisse aus der Zusammenschau der Untersuchungsergebnisse 4
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zuständigen Verwaltungsstellen, um die Ansätze der 
mediengestützten Bürgerorientierung in eine kommu-
nale Gesamtstrategie zu integrieren.

Externe Unterstützung geht jedoch mit zusätzlichen 
Interessen einher. Bestimmte Forschungsanliegen 
können die kommunalen Anliegen mit weiteren Zie-
len überlagern (zum Beispiel: technische Innovation). 
Die wissenschaftliche Begleitung ermöglicht Vortei-
le wie Wissen, Ideen, Innovation, technische Ausstat-
tung. Nachteile entstehen, wenn sich zum Beispiel das 
technische Interesse verselbstständigt oder das eigene 
Fachpersonal nicht optimal eingebunden und somit der 
Zugewinn an Know-how nicht in die eigenen Struktu-
ren rückgekoppelt wird – eine Gefahr, insbesondere 
hinsichtlich der Weiterführung des Angebotes.

HEMMNISSE

_ Unklare oder nicht vorhandene Gesamtstrategie 

 zum Kommunikationsangebot

_ Unklare Zieldefinitionen

_ Fehlende politische Einbindung des Beteiligungs-

 angebotes

_ Fehlende Unterstützung der Verwaltung

_ Akteure (Bürger, Verwaltung, Politik) nicht 

 gleichberechtigt einbezogen

ERFOLGSFAKTOREN

_  Ausrichtung von Politik und Verwaltung an der 

  Bürgerorientierung

_  Verankerung des Onlineangebotes in einer 

  bestehenden Beteiligungskultur

_  Politisch-administrative Unterstützung durch Entschei-

dungsträger

_  Klare Definition von Inhalten, Zielen und Zielgruppen

_  Verständigung über Mehrwert und Mehraufwand 

  einer Gesamtstrategie vor Projektbeginn

_ Prioritätensetzung hinsichtlich des Angebotes

_ Langer Atem und langfristiges Denken 

Organisation und Strukturierung

Bei der organisatorischen Umsetzung spiegeln die Bei-
spiele eine breite Palette unterschiedlicher Ansätze wi-
der. Das bestätigt die These, dass es weder allgemein-
gültige Regeln noch Patentlösungen zur Einführung 
von Onlinepartizipation gibt. Vielmehr sind die Kom-
munikationsangebote an die jeweiligen Ziele, den Kon-
text, die organisatorischen und strukturellen Voraus-
setzungen und die zur Verfügung stehenden Ressour-
cen anzupassen.

Entsprechend der Verzahnung mit Politik und Verwal-
tung im Rahmen einer Gesamtstrategie, spiegeln sich 
diese Anforderungen auch bei organisatorischen As-
pekten wider. Politische Entscheidungsträger und die 
Verwaltungsspitze sind gefragt, sich einzubringen. Ne-
ben der ideellen Unterstützung, ist die Möglichkeit der 
aktiven Teilnahme auch von Politikern im Sinne einer 
„Entscheiderbeteiligung“ zu betonen (Weinstadt).

Insbesondere bei kommunalen Projekten ist es von Be-
deutung, dass Politik und Verwaltung sich organisa-
torisch und inhaltlich abstimmen. Der Stellenwert ei-
nes Vorhabens gewinnt (nach innen und außen), wenn 
die Bürgerorientierung und der diesbezügliche Me-
dieneinsatz durch die Verwaltungsspitze konsequent 
unterstützt wird. Bei den untersuchten kommunalen 
Beispielen ist auffällig, dass charismatische Perso-
nen in einer Gemeinde, wie zum Beispiel der Bürger-
meister, durch die Erklärung der Internetaktivität zur 
„Chefsache“, den Erfolg maßgeblich positiv beeinflus-
sen (Weinstadt, Gütersloh, Esslingen, Schwerin). Kla-
re und verbindliche Anweisungen von oben bezüglich 
der Handhabung des Medienangebotes haben sich als 
durchaus förderlich erwiesen, um das Internet in den 
alltäglichen Arbeitsablauf der Verwaltung zu integrie-
ren und die Betreuung als selbstverständliche Aufgabe 
zu etablieren (Weinstadt).

Wird der Umbau von Verwaltungsabläufen (wie Zu-
ständigkeiten oder ämterübergreifende Zusammenar-
beit) angestrebt, so wird aus vielen Städten berichtet, 
dass es hierfür eines „langen Atems“ bedarf. 

In der Verwaltung bestehen häufig Vorbehalte gegen-
über dem Einsatz Neuer Medien und in einigen Fällen 
auch die Angst vor Mehrarbeit. Soll die Verwaltung in 
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der Breite eingebunden werden, bietet es sich an, früh-
zeitig und schrittweise vorzugehen, so dass Verwal-
tungsmitarbeiter Zeit haben, sich an das Verfahren 
zu gewöhnen und die Vorteile kennen zu lernen. Sie 
lassen sich besser einbinden – ähnlich wie die Bürger-
schaft -, wenn Anerkennung und Beachtung aus ihrem 
Onlineengagement folgen (Esslingen, Weinstadt).

Auch die Beispiele, die nicht kommunal organisiert 
sind, zeigen, dass sowohl mentale Hemmnisse (Vor-
behalte gegenüber Neuen Medien oder Innovationen) 
als auch technische Restriktionen (fehlende Hardware 
oder mangelnder Onlinezugang) als Hemmnisse für 
Akteure bzw. die einzubindenden Bürger auszumachen 
sind. Diese Barrieren liegen somit in der Breite vor.

Die Grenzen für den professionellen Einsatz Neuer Me-
dien können demnach in mentalen Vorbehalten, Tech-
nikskepsis, fehlender Qualifizierung oder Zugangs-
möglichkeiten liegen. Auf organisatorischer Ebene 
kann eine unzureichende Medienkompetenz der Ver-
waltungsmitarbeiter die Umsetzung und Sicherstel-
lung des Medienangebotes erschweren. In der empiri-
schen Untersuchung sind beispielsweise Engpässe bei 
der Umprogrammierung von Foren-Software deutlich 
geworden. Eine Fortbildung oder die Neueinstellung 
von Mitarbeitern sollte jeweils von dem vorhande-
nen (technischen) Know-how abhängig gemacht wer-
den. Über die kontinuierliche Abstimmung zwischen 
Fachressorts wird bei den kommunalen Beispielen er-
folgreich Wissen aus verschiedenen Bereichen mitein-
ander verknüpft. So können Synergieeffekte genutzt 
werden. Auch die Verzahnung von Online- und Off-
lineelementen erweist sich als hilfreich und notwen-
dig.

Um ein Medienangebot langfristig aufrecht zu erhal-
ten, ist zum einen die Kontinuität der Mitarbeiter und 
zum anderen ein gutes Arbeitsklima gefragt. Treiben-
de Faktoren sind das persönliche Engagement ein-
zelner Mitarbeiter: „ein Team sein“ sowie „Spaß und 
Herzblut in der Sache“. Darüber hinaus gehendes eh-
renamtliches Engagement befördert und unterstützt 
zusätzlich die Projekte (Schwerin, politikforum, Müns-
ter). Ein reibungsloser und professioneller Umgang 
mit den Medien und dem Input der User (insbesondere 
bei Beteiligungsangeboten) erfordert klare Zuständig-
keiten und Spielregeln. Hier zeigt sich, dass kleinere 

Kommunen beziehungsweise private NGO-Ansätze 
(wie das politikforum) durch die Überschaubarkeit 
der inneradministrativen Vorgänge und des Rücklaufs 
Vorteile in der organisatorischen Handhabung haben. 
Allerdings ist es gerade in kleineren Kommunen not-
wendig, den Arbeitsaufwand sowie die vorhandenen 
Ressourcen realistisch abzuschätzen und ein gutes 
Zeit- und Personalmanagement anzuwenden.

Unter Umständen bietet es sich an, externen Sachver-
stand heranzuziehen und den Einsatz Neuer Medien 
beispielsweise im Rahmen einer PPP (public-private-
partnership) zu realisieren. In einigen Beispielen wird 
die technische Betreuung komplett ausgelagert (Gü-
tersloh), in anderen Fällen zeichnet sich ab, dass es 
sinnvoll sein kann, die Kompetenzen mittel- bis lang-
fristig in den eigenen Strukturen zu verankern, um 
nicht dauerhaft auf Externe angewiesen zu sein (Ess-
lingen, Münster, Weinstadt). 

Letztendlich ist ein gelungener Einsatz Neuer Medien 
auch von den finanziellen Rahmenbedingungen abhän-
gig. Während einzelne Beispiele über umfangreiche fi-
nanzielle Ressourcen verfügen (STEP 21, Futurum), 
zeigen andere Vorhaben, dass auch mit geringem Mit-
telaufwand ein ansprechendes Angebot realisiert wer-
den kann (politikforum). Das politikforum zeigt, dass 
unzureichende finanzielle Ressourcen durch gute Or-
ganisationsstrukturen und einen effizienten Mittelein-
satz kompensiert werden können. Reichen die eigenen 
Mittel nicht aus, so kommen neben öffentlicher Förde-
rung auch Open-Source-Software und Sponsoring als 
Finanzierungsalternativen in Frage.

Vorhaben, die an Forschungsprojekte geknüpft sind, 
haben oftmals eine eigene Struktur und Organisations-
logik. Aufgrund des Forschungskontextes sind weite-
re Akteure einzubinden und andere Zeitfenster zu be-
rücksichtigen, so dass der Aufwand steigen kann. Wird 
nicht rechtzeitig die personelle und finanzielle Weiter-
führung nach Ende des Förderzeitraumes geklärt, so 
ist ein qualitativer und/oder quantitativer Bruch nach 
der Forschungsphase absehbar.

Auswertung – Erkenntnisse aus der Zusammenschau der Untersuchungsergebnisse 4
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HEMMNISSE

_ Fehlende oder erschwerte Abstimmung durch 

 Ressortdenken 

_ Finanzknappheit erschwert Optimierung des Angebotes

_ Neue Medien als zusätzliche Arbeitsbelastung

_ Kosten durch Medieneinsatz

_ Skepsis und fehlende Akzeptanz bei den Akteuren, 

 insbesondere bei Entscheidungsträgern

_ Mangelhafte Qualifikation und eingeschränkter 

 Medienzugang

ERFOLGSFAKTOREN

_ Klare Verfahrensstrukturen und Transparenz in 

 den Abläufen

_ Umsetzung neuer Organisationsformen bzw. 

 Optimierung vorhandener Strukturen 

_ Eindeutige (und konsequent verfolgte) Zuständigkeiten

_ Synergien organisatorisch nutzen, Rückkopplungen 

 herstellen 

_ Externe Kompetenz nutzen, ggf. temporär 

 oder punktuell

_ Transparenz des Projektes (auch der Vor- und 

 Nachteile sowie der Handlungsspielräume)

_ Gesicherte und ausreichende Finanzierung

_ Anerkennungskultur (ggf. motiviert durch Anreize)

_ Gewährleistung technischen Know-hows 

_ Gutes Zeit- und Personalmanagement

_ Persönliches Engagement der Beteiligten, 

 ggf. Ehrenamt

_ Charismatische Person, die das Vorhaben protegiert

Medienangebot

In den untersuchten Fällen werden verschiedene Me-
dien eingesetzt. Die Palette reicht von einfachen, text-
basierten html-Seiten zur Information, über Newslet-
ter und Visualisierungstools bis zu Foren-Angeboten. 
Informationsangebote bedienen sich beispielsweise 
Maildiensten, Info-Briefen, Newsgroups, Downloads, 
Fachlexika, FAQs und Links zu weiteren (externen) 
Dokumenten. Bei einer Fülle von Informationen ist für 

den Erfolg des Angebotes ausschlaggebend, die Inhal-
te gut zu strukturieren und übersichtlich zu gestalten. 
Ein Angebot ist für die Nutzer brauchbar, wenn die-
se durch das Internet geleitet werden. Gegebenenfalls 
bietet es sich an, einzelne Angebotssparten nach Ziel-
gruppen zu sortieren. Hilfe-, Such- und Glossarfunkti-
onen erleichtern es, einzelne Angebote zu handhaben. 
Teilweise werden die Informationen in den untersuch-
ten Beispielen durch Abbildungen, Fotos, Simulationen 
oder Karten visualisiert oder mit anderen Medienan-
geboten wie E-Voting oder Diskussionsforen verknüpft. 
Lernmodule können ein Angebot ergänzen und ggf. 
Dritten zur Verfügung gestellt werden (zum Beispiel 
für den Einsatz im Schulunterricht).

In Vorhaben, die ihren Nutzern Artikulationsmöglich-
keiten eröffnen, werden Foren, Chats, E-Voting oder 
Online-Fragebogen  eingesetzt. Foren dienen darüber 
hinaus dem Meinungsaustausch und Beschwerdema-
nagement. Sie eignen sich gut für eine zielgruppenspe-
zifischeAnsprache.

In den vorliegenden Untersuchungsbeispielen werden 
unterschiedliche Foren angewendet. Sie sind entwe-
der themenoffen oder themenspezifisch gestaltet. In 
den Beispielen werden die Foren von Moderatoren ent-
weder betreut, mit dem Ziel einen fairen und sachge-
rechten Umgang zu gewährleisten, oder aktiv von den 
Moderatoren gestaltet und strukturiert.

Festzustellen ist, dass das Forum ein internetgerechtes 
und in vielfacher Weise verwendetes Medienangebot 
ist. Es wird entsprechend der jeweiligen Projektstruk-
tur unterschiedlich eingesetzt. Wird beispielsweise 
das Ziel verfolgt, die Kommunikation zwischen Poli-
tik und/oder Verwaltung mit den Bürgern zu verbes-
sern, so ermöglicht die direkte Unterstützung durch 
politische Entscheidungsträger einen fruchtbaren Aus-
tausch zwischen Bürger und Verwaltung (Weinstadt).
Foren lassen sich als Dauerangebot eher etablieren, 
wenn sie in eine Gesamtstrategie der Bürgerbeteili-
gung eingebettet und entsprechend der Projektziele 
ausgerichtet werden.

Registrierung und Passwortgestützte Anmeldung schüt-
zen vor Missbrauch, stellen aber auch eine Zugangsbar-
riere dar. Foren, die einer Registrierung bedürfen, wer-
den nach den vorliegenden Projekterfahrungen weniger 
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frequentiert (Königslutter). Vor die-
sem Hintergrund sind Registrierun-
gen eher hinderlich, wenn Foren zeit-
lich begrenzt sind. Bei langfristigen 
Angeboten haben sie sich durchaus 
als sinnvoll erwiesen (politikforum). 
Foren für Jugendliche sind der Ge-
fahr ausgesetzt, dass nicht jugend-
freie und „rechte“ Inhalte“ von au-
ßen in das Angebot eindringen.

Der Chat1 hat sich, zumindest in den 
vorliegenden Beispielen, nur einge-
schränkt bewährt. Ein Hemmnis besteht in dem gro-
ßen Betreuungs- und Zeitaufwand. Einige Chats sind 
unstrukturiert und damit nicht nachvollziehbar. Für 
einzelne Events können Chats jedoch eine zielführen-
de Plattform darstellen (STEP 21, Münster, Esslingen). 
Allerdings muss ihr Einsatz beworben werden. Auch 
wenn Erfahrungen zeigen, dass der „Aufmerksam-
keits-Effekt schnell verpufft“, so ist der Chat eine at-
traktive Möglichkeit, auf ein Gesamtangebot aufmerk-
sam zu machen. In jedem Fall ist zu prüfen, ob Auf-
wand und Nutzen in einem angemessenen Verhältnis 
stehen.

Bei der Auswahl der Themen ist zu beachten, dass die-
se den Interessen und dem Diskussionsbedarf der Nut-
zer entsprechen. Erfahrungen 
zeigen, dass es zielführend 
ist, Themen nicht zu offen, 
sondern konkret zu formu-
lieren. (Weinstadt, Esslingen, 
Münster).

Vor diesem Hintergrund soll-
ten bei der Auswahl der The-
men – je nach Projektkontext 
– verschiedene Akteure ein-
bezogen werden, wie Politiker, 
Verwaltung, private Nutzer, 
Interessengemeinschaften, 
Forscher etc. (Königslutter).

Zudem ist im Vorfeld zu über-
legen, welche Angebote und 

Themen welche Reaktionen und Er-
wartungen bei den Teilnehmern aus-
lösen können.

Die kommunalen Untersuchungsbei-
spiele zeigen, dass Neue Medien ein-
gesetzt werden, um andere Informa-
tions- und Beteiligungsangebote zu 
ergänzen. Partizipationsangebote 
(beispielsweise in der räumlichen 
Planung) können durch graphisch-
visuelle Elemente attraktiver und 
lesbarer werden (zum Beispiel: in-

teraktive Karten, Simulationen). Sachverhalte oder 
Entwicklungsmöglichkeiten können mit Hilfe digita-
ler Möglichkeiten verständlich und anschaulich visu-
alisiert werden. Königslutter nutzt diese Chance, um 
räumliche Aspekte der Landschaftsplanung visuell 
darzustellen und dem Betrachter Interaktion anzubie-
ten. Um administrative und politische Vorgänge und 
Entscheidungen für ein breiteres Publikum  nachvoll-
ziehbar zu machen, bietet es sich an, Sitzungsunterla-
gen aus Gremien und Räten in einem Informationssys-
tem online bereit zu stellen (Weinstadt, Futurum).

Die Beispiele, die durch Forschungsprojekte unter-
stützt werden, verwenden zahlreiche multimediale 
und interaktive Elemente. Die anwendungsorientierte 

Abb. 42: Gestaltungsmöglichkeiten von Foren

F O R U M

themen-
spezif isch

themen-
offen

moderiertbetreut

1 Chat wird in den Beispielen im Chatroom angeboten oder über die Forensoftware als „online-Gespräch“ zu einem bestimmten Zeitpunkt realisiert

Visuali-
sierung

Hilfe-
funktionen

Maildienste/
Newsletter

Chat Forum E-Voting Daten-
banken

Esslingen x x

Gütersloh x

Königslutter x x x

Münster x x x x

Weinstadt x x

Schwerin x x x

STEP 21 x x x

Futurum x x

politikforum x x x

Abb. 43: Übersicht über Medienangebote der Untersuchungsbeispiele

4Auswertung – Erkenntnisse aus der Zusammenschau der Untersuchungsergebnisse
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Forschung greift auf die Praxis zurück, um technische 
Tools zu erproben und weiter zu entwickeln. Allerdings 
besteht die Gefahr, dass das Angebot in seiner Funkti-
on als Service-Instrument an Bedeutung verliert und 
vielmehr die Möglichkeiten des neuen Mediums ausge-
reizt werden, d.h. statt der benutzerfreundlichen eher 
die technisch elegantesten Lösungen realisiert werden 
(Königslutter).

HEMMNISSE

_ Fehlende Abstimmung der eingesetzten Medienangebote

 auf die eigentliche Zielsetzung

_ Komplizierte, aufwändige Technik (v.a. bei 

 Visualisierungen)

_ Unspezifische technische Angebote wie offene 

 Chats oder unmoderierte Foren 

_ Unübersichtlichkeit der einzelnen Funktionen 

_ Fehlende Bezüge zwischen den Angeboten

_ Großer Betreuungsaufwand des Angebotes

ERFOLGSFAKTOREN

_ Anpassung des Medienangebots an Ziele und Zielgruppen

_ Angemessenheit des Mediums

_ Betreuung des Angebotes, zum Beispiel: 

 Moderation der Foren, kurze Reaktionszeit auf Anfragen 

Umsetzungsqualitäten

Die Beispiele zeichnen sich durch hohe Umsetzungs-
qualitäten aus, sowohl bezogen auf das Onlineangebot 
als auch hinsichtlich der Verzahnung von Offline- und 
Onlineangeboten. Neue Medien werden komplementär 
zu bestehenden Angeboten eingesetzt (Königslutter, 
Weinstadt) oder unterstützen reale Projekte (STEP 21, 
Futurum).

Die Onlineangebote der Beispiele sind an die jewei-
ligen Zielsetzungen angepasst. Abgestimmt auf das 
Kommunikationsanliegen, wird der Schwerpunkt auf 
das Informationsmanagement, die Strukturierung 
von Diskussionsforen oder die Visualisierung von 

Sachverhalten gelegt. Die unterschiedlichen Ansätze 
verdeutlichen einen aktuell sinnvollen und qualitativ 
hochwertigen Medieneinsatz. Dabei stehen bei allen 
Projekten die jeweiligen Inhalte und Informationen im 
Vordergrund. Die Aktualität ist unabhängig vom Medi-
um sichergestellt. Technische Spielereien sind nur Zu-
satzangebote, die zumeist der Aktivierung von neuen 
Nutzern oder als „Spaßfaktor“ dienen (Schwerin, poli-
tikforum).

Die Umsetzungsqualität wird stark davon geprägt, wie 
mit Feedback- und Beteiligungsbeiträgen umgegan-
gen wird.  Nutzer werden ggf. irritiert bzw. enttäuscht, 
wenn ihnen nicht transparent vermittelt wird, wie ihre 
Vorschläge oder Beteiligungsergebnisse verwertet wer-
den. Ein verantwortungsvoller Umgang, beispielsweise 
mit Foren, zeichnet sich durch die schnelle, kompeten-
te Beantwortung von Anfragen aus (Weinstadt, Esslin-
gen).

Einzelne Beispiele zeigen jedoch, dass es teilweise 
schwierig ist, die Beteiligungsbeiträge der Bürger zu 
verwerten. Auch wenn eine große Offenheit besteht, 
alle eingehenden Kommentare zu berücksichtigen, so 
gibt es fachliche und qualitative Grenzen. Es gibt be-
stimmte Sachverhalte, die nicht diskutierbar sind bzw. 
Gründe (Schutz der Privatsphäre, Datenschutz), die 
einer öffentlichen Diskussion im Wege stehen. Diese 
Grenzen der Beteiligung und die Abgrenzung der Be-
reiche, die den Experten vorbehalten sind, müssen – 
gleichermaßen wie bei der Offlinepartizipation – her-
ausgestellt und vermittelt werden.

Werden die eingesetzten Medien ansprechend gestal-
tet, so steigt auch deren Qualität. Eine strukturierte, 
übersichtliche Internetseite, die sich auch graphischer 
Elemente bedient, ermöglicht den Nutzern, Inhalte und 
Ziele nachzuvollziehen. Texte sollten sowohl im Um-
fang als auch im Stil den Medien entsprechend aufbe-
reitet werden (Königslutter, Esslingen). Praxiserfah-
rungen zeigen, dass sich Qualität und damit auch Nut-
zerfreundlichkeit insbesondere durch den einfachen 
Zugang zu Informationen bzw. unkomplizierte Betei-
ligungsmöglichkeiten ausdrücken (Gütersloh, Esslin-
gen, STEP 21).
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Bei den untersuchten deutschsprachigen Angeboten 
wurden die Internetseiten nicht mehrsprachig gestal-
tet. Bei einigen Angeboten wird es von den Projektträ-
gern angesichts der deutschsprachigen Zielgruppe (po-
litikforum) nicht angeboten; die kommunalen Beispiele 
verzichten zumeist auf das Angebot mit dem Hinweis 
des Mehraufwandes. Die europäische Plattform Futu-
rum gestaltet ihre Medien, wie sämtliche Angebote der 
Europäischen Gemeinschaft, mehrsprachig. 

Zahlreiche Beispiele verdeutlichen den hohen Stel-
lenwert von Öffentlichkeitsarbeit. Eine angemessene 
Außendarstellung fordert entsprechende Zeit- und Fi-
nanzressourcen (Gütersloh, Königslutter, Schwerin, 
Esslingen, Münster, STEP 21).

Es gilt, bestehende Onlineaktivitäten sowie Angebote, 
die einer digitalen Spaltung entgegenwirken (dezentra-
le, bewachte Angebote in öffentlichen Einrichtungen) 
auf vielfältigem Weg (Cross-Media) zu bewerben und 
öffentlichkeitswirksam zu präsentieren. Verschiedene 
Beispiele greifen auf einen Mix an Medien zur Öffent-
lichkeitsarbeit zurück:
_ Einsatz von Print-Medien wie Broschüren, Info-
 Briefe, Pressemitteilungen, Visitenkarten etc.
_ Werbung auf Veranstaltungen, zum Beispiel bei 
 Bürgerversammlungen, Stadtfesten, Tagungen etc. 
_ Platzierung strategisch wichtiger Links in 
 anderen Internetangeboten 

Es hat sich zudem als förderlich erwiesen, bei kommu-
nalen Angeboten die allgemeine Öffentlichkeitsarbeit 
der Kommune zu integrieren. Die lokale Presse spielt 
eine wichtige Rolle. Die Zusammenarbeit mit der loka-
len Presse kann unter Umständen beeinträchtigt wer-
den, wenn beispielsweise Zeitungen die Onlineseiten 
der Stadt als Konkurrenz zum eigenen Angebot wahr-
nehmen. Hier sind frühzeitige Kooperationen gefragt.

Erfolgreich hat sich auch erwiesen, zentrale Akteure 
(Politik, Verwaltung) und Multiplikatoren (Schulen, 
Verbände, Interessengruppen) in die Öffentlichkeitsar-
beit einzubinden, um die Bekanntheit, Verbreitung und 
Akzeptanz zu steigern (Futurum, Schwerin). 

Onlinebeteiligungsmodule können in ihrer Qualität ge-
fördert werden, wenn netzbasierte Technologien und 
notwendige Transferraten zur Verfügung stehen. Die 

Vereinheitlichung von Softwarestandards, die weitge-
hend internetbasierten Dienste und die Verwendung 
von Austauschformaten (wie das PDF-Format) erleich-
tern den bidirektionalen Datenaustausch zwischen den 
Akteuren erheblich. Die untersuchten Beispiele passen 
den notwendigen technischen Aufwand (Datentrans-
ferrate, Plug-Ins) den jeweiligen Bedürfnissen und 
Standards an. 

HEMMNISSE

_ Zu allgemeines und abstraktes Beteiligungs-/

 Diskussionsthema

_ Aufwändige Pflege des Angebotes

_ Komplizierte technische Handhabung für die Nutzer

_ Schwerfälligkeit des Angebotes durch große Datenmengen

_ Textlastigkeit

_ Verwendung von Fachsprachen

_ Fehlende Mehrsprachigkeit zur Beteiligung 

 ausländischer Mitbürger

_ Unklarer bzw. nicht definierter Umgang mit 

 Kommunikationsbeiträgen

_ Keine Einbindung des Beteiligungsangebotes in das 

 formale Verfahren

ERFOLGSFAKTOREN

_ Klare Formulierung von Themen, Zielen und 

 Handlungsspielräumen 

_ Verknüpfungen von Medien (Multi-Channel-Strategie)

_ Innerhalb der Onlineangebote: Inhalte und Funktionen 

 abstimmen (Hinweise, Texte, Links)

_ Ansprechender und ergonomischer Aufbau des Angebotes

_ Aktualität (Inhalte, Verfahrensstand, Termine)

_ Transparenter Umgang mit Beiträgen

_ Umfassende und kontinuierliche Öffentlichkeitsarbeit

Zielgruppen- und Nutzerorientierung

Die Einbindung der Nutzer und die Abstimmung der 
Kommunikationsangebote auf die Zielgruppen erfol-
gen bei den Beispielen mit verschiedenen Schwerpunk-
ten.

Auswertung – Erkenntnisse aus der Zusammenschau der Untersuchungsergebnisse 4
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Bei den einzelnen Plattformen sind – analog zu den je-
weiligen Ausrichtungen und Verankerungen – die Ziel-
gruppen sehr heterogen (politikforum, Futurum). In ei-
nigen Beispielen werden innerhalb des Projektverlau-
fes unterschiedliche Gruppen angesprochen, je nach 
Thema und aktuellem Anlass (Königslutter, Futurum). 
Greifen verschiedene Personengruppen auf dieselbe 
Plattform zu, so ist es hilfreich die verschiedenen Nut-
zerströme frühzeitig und gezielt zu „ihrem“ Bereich zu 
führen und so die Orientierung zu erleichtern (STEP 
21, Gütersloh, Münster).

Insbesondere die untersuchten Jugendprojekte orien-
tieren sich klar an den Nutzerinteressen. Die Ausprä-
gungen der Angebote spiegeln verschiedene Konzepti-
onsmöglichkeiten wider. Der eher nüchtern und seriös 
wirkende Auftritt von STEP 21 ist mit seiner Kombina-
tion zielgruppenspezifischer Angebote ebenso nutzer-
gerecht, wie die Seiten des Jugendservers Schwerin, die 
abwechslungsreicher und bunter wirken – getreu dem 
Motto: „die Zielgruppe dort abholen, wo sie steht“.
Nicht nur für Jugendprojekte eignen sich Anreizstruk-
turen, wie Events, Preise, Quiz, Veröffentlichung von 
Bildern von Akteuren im Internet etc., um die Seiten 
zielgruppengerecht zu gestalten (Schwerin, politikfo-
rum, Münster).

Die Zielgruppenorientierung muss sich nicht zwangs-
läufig online widerspiegeln, sondern kann beispiels-
weise auch dadurch umgesetzt werden, dass in Veran-
staltungen das Onlineangebot zielgruppengerecht be-
worben wird (Futurum).

Werden potenzielle Nutzer frühzeitig in die Entwick-
lung und Gestaltung einbezogen, können einerseits 
(anwendungsbezogene) Anregungen aufgegriffen wer-
den und andererseits identifizierte Zielgruppen auf 
das Angebot aufmerksam gemacht werden (Schwerin, 
Weinstadt).

Schulungsangebote und Maßnahmen gegen Digitale 
Spaltung sind unterschiedlich ausgeprägt. Insbeson-
dere auf kommunaler Ebene werden öffentliche Termi-
nals oder Internetzugänge geschaffen. Angebote zur 
Förderung der Medienkompetenz (Schulungen, Work-
shops) werden auch und gerade in Kombination mit 
Schulen, VHS oder freien Bildungsträgern angeboten 
(Münster).

Nutzerorientierung manifestiert sich auch indem die 
technische Ausstattung der Anwender berücksichtigt 
wird. Diesem Anspruch wird in den vorliegenden Bei-
spielen nicht durchgängig nachgekommen (STEP 21, 
Königslutter). Das Internetangebot sollte ohne techni-
schen Aufwand für den Großteil der Nutzer mit norma-
ler Computerausstattung in guter Qualität nutzbar sein 
(politikforum).

Werden Karten- und Bildmaterialien eingebunden, die 
auf größeren Datenmengen basieren, sollte parallel 
eine abgespeckte Variante, für weniger gut ausgestat-
tete Nutzer, bereitgestellt werden.

HEMMNISSE

_ Fehlende Onlinezugangsmöglichkeiten (Stichwort: 

 Digitale Spaltung)

_ Mangelnde Kenntnis über die Wünsche und Interessen 

 der Bürger

_ Fehlende Berücksichtigung von Kommunikations-

 gewohnheiten

ERFOLGSFAKTOREN

_ Nutzer- und bedienungsfreundliches Angebot

_ Usability von Software und Downloadmöglichkeiten

_ Abstimmung der Angebote mit den Bedürfnissen 

 aller Akteure

_ Anreize und Anerkennungen

_ Förderung der Medienkompetenz

_ Nachvollziehbare Darstellung des Angebotes und 

 des Beteiligungsverfahrens

Weiterentwicklung

Die Untersuchungsbeispiele zeigen, dass alle Angebote 
ständig weiter entwickelt und verbessert werden müs-
sen.  Digitale Medien und ihr jeweiliger Gebrauch ver-
langen, kontinuierlich gepflegt und angepasst zu wer-
den. Damit dies strukturiert und – entsprechend den 
Zielsetzungen zur Bürgerorientierung – gewinnbrin-
gend verläuft, müssen Angebote permanent evaluiert 
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werden. Demnach sind auch Wünsche und Änderungs-
bedürfnisse der Nutzer regelmäßig abzufragen.

Bei den vorliegenden Projekten sind diese Bestrebun-
gen erkennbar. Es unterscheiden sich jedoch die Metho-
den zur Weiterentwicklung und Evaluation sowie de-
ren Umfang und Tiefe. Die Umsetzung hängt stark von 
den jeweils zur Verfügung stehenden Ressourcen ab. 
Eine strukturierte und teilweise prozessbegleitende 
Evaluierung findet nur bei den Beispielen mit externen 
Partnern aus Wissenschaft und Forschung statt (Kö-
nigslutter, Esslingen). Zumeist erfolgt eine weitgehend 
unstrukturierte, interne Überprüfung des Angebotes 
(STEP 21), oftmals auch nur quantitativ (Futurum, Gü-
tersloh). Werden Nutzer- bzw. Besucherzahlen der In-
ternetseite rein quantitativ erfasst, so werden keine Er-
kenntnisse zu der tatsächlichen Nutzung und Verwert-
barkeit des Angebotes gewonnen. 

Erkenntnisse und Optimierungspotenziale, die aus der 
Evaluierung hervorgehen, sollten an die Nutzer rück-
gekoppelt werden. Auf diese Weise kann den Usern ver-
mittelt werden, dass ein Interesse besteht, das Ange-
bot zu verbessern (Weinstadt). Dementsprechend soll-
ten insbesondere kleinere Mängel umgehend behoben 
werden.

Zentrale Erkenntnisse sollten auch anderen, ähnlichen 
Projekten vermittelt werden. Im Rahmen von Evaluie-
rungsbemühungen können Erfahrungsaustausch und 
Lernprozesse initiiert werden.

Beteiligungsverfahren über das Internet müssen erst 
erlernt werden. Vor diesem Hintergrund sind auch 
Lernprozesse und die Bereitschaft, aus Fehlern zu ler-
nen, innerhalb einer Kommune gefragt. 

HEMMNISSE

_ Fehlende personelle und finanzielle Ressourcen

_ Indifferente Zielführung in der Evaluation

_ Fehlende Umsetzung der Ergebnisse

_ Geringer Bekanntheitsgrad des Angebotes

ERFOLGSFAKTOREN

_ Forschung und Wissenschaft zur externen 

 Evaluation einsetzbar

_ Forum zur (Selbst-)Evaluation einsetzbar

_ Erfahrungsaustausch mit vergleichbaren Projekten

Auswertung – Erkenntnisse aus der Zusammenschau der Untersuchungsergebnisse 4
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Die Beispiele geben in ihrer Unterschiedlichkeit ein 
Bild der heutigen Situation wieder: Onlinebeteiligung 
ist einerseits seit Jahren im Gespräch und in Erpro-
bung, andererseits ist die praktische Umsetzung in 
der Breite noch nicht vorhanden. Onlinebeteiligung ist 
im E-Government-Zeitalter längst kein Selbstläufer ge-
worden, doch es gibt viele Beispiele, die in sehr unter-
schiedlicher Weise und mit unterschiedlichem Erfolg 
die Neuen Medien für die Bürgerorientierung einset-
zen. Die exemplarisch untersuchten Angebote stehen 
für die Vielfalt der Möglichkeiten, wie digitale Medien 
gewinnbringend auf dem Weg zur Bürgergesellschaft 
eingesetzt werden können. 

Mehr Beteiligung durch Onlinepartizipation?

Bürgerorientiertes Handeln ist vielfach nicht eingeübt 
oder stößt auf unterschiedliche Widerstände. Grundle-
gend werden die Möglichkeiten der Neuen Medien an 
dieser Tatsache nichts ändern. Die für die konventio-
nellen, analogen Beteiligungsverfahren geltenden Er-
fahrungen hinsichtlich der Vorbehalte und Grenzen 
sind durch die digitalen Medien nicht aufgehoben. Vo-
raussetzung eines jeden Beteiligungsverfahrens bleibt 
somit die sorgfältige Planung und Durchführung des 
Kommunikationsangebotes.

Gleichzeitig zeigen die untersuchten Beispielen, dass 
Beteiligungsverfahren durch den Einsatz digitaler Me-
dien neue interessante Impulse erfahren. Verschiedene 
Akteure – privat oder öffentlich – aus Politik, Verwal-
tung oder Forschung nehmen sich des Themas an, en-
gagieren sich und tragen stückweise zu einem Mehr an 
demokratischer Kultur bei.

Aktivierung neuer Bevölkerungsgruppen

Abhängig von der Konzeption gelingt es, neue Bevöl-
kerungsschichten anzusprechen und auf unterschied-
liche Weise einzubinden. Allerdings fehlt bei den 
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Beispielen eine systematische Auswertung der Nutzer, 
die von den Angeboten Gebrauch machen. 

Insbesondere zielgruppenspezifischen Angeboten und 
konkreten Projekten mit präzisen Fragestellungen ge-
lingt es, Menschen anzusprechen und zu aktivieren.
Ein sprunghafter Anstieg der Beteiligung oder die sozi-
ale Repräsentanz durch neu hinzukommende Bevölke-
rungsgruppen ist nicht auszumachen. Vor allem ist die 
Aktivierung kein Selbstläufer, sondern bedarf der ge-
nauen Planung eines nutzergerechten Angebotes und 
eines entsprechenden Marketings. Anerkennung und 
Anreize sind ebenso wichtig, wie die Transparenz des 
Verfahrens. So können die Beteiligten individuell be-
urteilen und entscheiden, wie sie sich beteiligen und 
nachvollziehen, was mit ihren Beiträgen geschieht. 
Erst so gelingt es, interessierte Bürger über die neu-
en Kommunikationsmittel anzusprechen und einzu-
binden.

Informieren, Beteiligen, Kooperieren

Unbestritten wird die Bedeutung der Neuen Medien 
im gesellschaftlichen Handeln weiter zunehmen. Al-
lein schon deshalb, weil nicht mehr auf die Technologie 
verzichtet werden kann, der Alltag und die Kommuni-
kation sich daran anpassen und zukünftige Generatio-
nen immer unbefangener damit umgehen werden. Für 
die Onlineangebote stellt sich die Frage, ob sich hin-
sichtlich der Funktionen Informieren, Beteiligen und 
Kooperieren zukünftig klare Prioritäten abzeichnen 
werden. Die Interviewpartner betonen in diesem Zu-
sammenhang, dass die Neuen Medien zunehmend für 
Informationszwecke eingesetzt werden und dass die 
Entwicklung von Interaktivität und Beteiligungsange-
boten noch nicht absehbar ist.

Der Schwerpunkt heutiger partizipativer Angebote 
liegt bereits in den Bereichen Informationsbereitstel-
lung und -management. Politische Entscheidungen 
werden transparenter und besser nachvollziehbar. Ak-
teure können sich – vorausgesetzt sie haben die Mög-
lichkeit eines Internetzugangs – zeit- und raumunab-
hängig individuell informieren. Die Kommunikations-
angebote über E-Mail, Newsletter und vor allem über 
Foren bieten verschiedene Möglichkeiten, eine digita-
le Kommunikation mit dem Ziel der Onlinebeteiligung 
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aufzubauen. Die Ausgestaltung ist vielfältig und die 
Technik stellt dazu mittlerweile hinreichend Angebote 
zur Verfügung. Interaktive Visualisierungen oder mo-
derierte Foren können sinnvoll in einem Beteiligungs-
verfahren eingesetzt werden. Tatsächliche Kooperati-
onen über internetbasierte Dienste bleiben aber nach 
wie vor die Ausnahme. Internetgestützte Beteiligungs-
angebote in den politischen Entscheidungsprozess ein-
zubinden wird – wie oftmals auch bei traditionellen Be-
teiligungsverfahren – noch unzureichend umgesetzt.

Neue Organisationsstrukturen

So vielfältig die unterschiedlichen Handlungsebenen 
und Zielsetzungen der Beispiele sind, so unterschied-
lich sind auch die dahinter stehenden Organisations-
strukturen. Sie erwachsen jeweils aus dem projektspe-
zifischen Kontext. Bei den Projekten werden bestehen-
de Strukturen sowie daraus resultierende Synergien 
genutzt. Soweit es sinnvoll ist, werden die digitalen 
Dienste effizient in den Gesamtablauf integriert. Vor-
aussetzung dafür ist die enge Verzahnung von techni-
schem Know-how mit der inhaltlichen Verantwortlich-
keit. Gleichzeitig werden neue Organisationsstruktu-
ren und neue Allianzen benötigt, um angestrebte Ziele 
zu erreichen. Dabei sind überzeugte Führungsperso-
nen beziehungsweise charismatische Persönlichkeiten 
als treibende Kraft ebenso wichtig, wie der lange Atem 
und die Motivation der Beteiligten. Kleine, schlanke 
Organisationseinheiten haben – aufgrund ihrer flache-
ren Hierarchie – gewisse Vorzüge bei der Umsetzung 
neuer Angebote. Darüber hinaus sind Kooperationen 
mit unterschiedlichen Institutionen und Trägern sinn-
voll. PPP-Modelle können für den Wissenstransfer und 
die notwendigen technischen, personellen und finanzi-
ellen Ressourcen sorgen. Unabhängig von der Organi-
sationsform sind die notwendige Qualifikation und der 
Onlinezugang für die unterschiedlichen Beteiligten si-
cherzustellen.

Effizienz

Die Studie macht deutlich, dass ein quantitativ umfas-
sendes und qualitativ hochwertiges Medienangebot 
mit einem entsprechenden Aufwand an Zeit, Personal, 
Technik und Kosten einhergeht. 

Allerdings entstehen neben den primären Projekt-
wirkungen zum Teil weitere „Mehrwerte“. So können 
Kommunen beispielsweise ihr Image durch einen at-
traktiven Internetauftritt verbessern. Über die Nut-
zung digitaler Medien wird die Archivierung von Do-
kumenten erleichtert und eine unmittelbare digitale 
Weiterverarbeitung von Informationen und Daten mög-
lich. Ein ökonomischer Vorteil wird von den Projektträ-
gern bei Partizipationsangeboten im Gegensatz zu an-
deren E-Government-Leistungen nicht genannt, denn 
der monetäre Nutzen lässt sich bei E-Democracy-Ele-
menten schwer quantifizieren. Unter Umständen las-
sen sich durch Internetplattformen mit Informationen 
und Downloadmöglichkeiten an anderer Stelle Gelder 
einsparen, zum Beispiel durch die Reduzierung von 
Druck- und Versandkosten.

Eindeutig erkennbar ist, dass Wettbewerbe und För-
derprogramme als Impulsgeber für Onlineangebote 
unverzichtbar sind. Wesentliche Aspekte resultieren 
auch bei den untersuchten Beispielen aus der externen 
Unterstützung und Beratung. Beteiligte Forschungsin-
stitutionen geben wichtige Impulse für die Praxis wie 
auch für die Weiterentwicklung der Forschung selbst.

Technische Möglichkeiten

Die neun Beispiele verdeutlichen die technischen Mög-
lichkeiten heutiger Internetangebote. Der derzeitige 
Entwicklungsstand ist bereits für die Anwendungsbe-
reiche in der Bürgerorientierung ausreichend. Engstel-
le ist nach wie vor die Datentransfer-Rate, die je nach 
Zugang die Nutzung einschränkt. 

Die festgestellten Umsetzungsqualitäten der Weban-
gebote zeugen von einer gewachsenen Erfahrung im 
Umgang mit dem Internet auf Basis solider techni-
scher Voraussetzungen.Die Realisierung von Beteili-
gungsangeboten ist somit weit weniger eine Frage der 
technischen Möglichkeiten, als vielmehr eine Frage der 
vorhandenen Qualifikationen der Nutzer und ihrer Zu-
gangsmöglichkeiten. Auch ist die vorhandene Skepsis 
gegenüber der digitalen Technologie ist nicht grund-
sätzlich ausgeräumt. Eine Technologie, die im Übrigen 
als „Neue Medien“ firmiert, aber längst aufgrund ihrer 
Omnipräsenz im beruflichen und privaten Alltag nicht 
mehr wirklich neu ist.

5Fazit
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Die digitale Bürgergesellschaft ist Zukunft und Ge-
genwart zugleich. Die Studie zeigt vielschichtige An-
sätze aus der Praxis auf. Diese weisen darauf hin, wel-
che Möglichkeiten es heute gibt und wie sie – je nach 
Kontext – unterschiedlich eingesetzt werden können. 
Computergestützte Medien werden zukünftig für die 
meisten Menschen noch alltäglicher werden. Die tech-
nische Entwicklung wird vorhandene Engstellen, wie 
unzureichende Kompatibilität und Transferraten, mini-
mieren. Inwiefern in Zukunft die Erwartungen an eine 
transparente und lebendige Demokratie durch Online-
medien eingelöst werden können, bleibt abzuwarten. 
Die Gegenwart zeigt bereits Möglichkeiten und kreati-
ve Anwendungen auf, um den neuen Kommunikations-
gewohnheiten gerecht zu werden. Patentrezepte sind 
nicht zu erwarten. Es gibt jedoch eine Fülle an beispiel-
haften Teillösungen, die übertragenswert sind und auf 
den jeweiligen Einzelfall angepasst werden können. 
Die in dieser Veröffentlichung dargestellten Beispiele 
sollen anregen und Mut machen, neben den bewährten 
Kommunikationsstrategien bewusst Elemente der On-
linebeteiligung zu erproben und zu etablieren. Denn:
_ Vieles ist schon erdacht und erprobt und wartet auf 

den weiteren Praxiseinsatz;
_ oftmals sind es nicht die großen, aufwändigen Pro-

jekte, sondern die kleinen Bausteine, die Bürgerori-
entierung auch im Netz beflügeln können und

_ Onlinebeteiligung ist nicht vordringlich eine Frage 
des Geldes, sondern des Willens und der Ausdauer.

Abschließend seien, ergänzend zu den im vorhergehen-
den Kapitel aufgezeigten Hemmnissen und Erfolgsfakto-
ren, einige zentrale Umsetzungsaspekte hervorgehoben:

Gesamtstrategie und Leitbild

Leitbild und Gesamtstrategie sind, wie es im Kontext 
der E-Government Studien immer wieder betont wird1, 
unverzichtbar. Auf diesem Weg kann ein Standard der 
Bürgerorientierung gesichert werden, der alle Beteili-
gungs- und Kooperationsansätze – ob offline oder onli-
ne – sinnvoll zu einem tragfähigen Ganzen macht.

Zentrale Anforderungen an 
das Kommunikationsangebot

Bei der Ausgestaltung solcher Angebote gelten die bei-
den Prinzipien „Transparenz herstellen“ und „Beteili-
gung ermöglichen“2. Insbesondere für kommunal an-
gesiedelte Projekte liefern die, in der CIVITAS-Netz-
werkarbeit entstandenen, 10 Anforderungen zum Ein-
satz neuer Medien für die Bürgerorientierung wichtige 
Hinweise zum Aufbau und zur Durchführung von On-
lineangeboten. 

Austausch und Kooperation

Das Lernen aus anderen Projekten und/oder die Koope-
ration mit anderen Kommunen sind hinsichtlich einer 
Weiterentwicklung und Qualitätssicherung sinnvoll. 
Auch wenn Vorhaben nicht 1:1 übertragen werden kön-
nen, sondern einer kontextspezifischen Ausformung 
bedürfen, sind der Erfahrungsaustausch und die Koo-
peration mit anderen Projektträgern zu suchen und zu 

6

  Empfehlungen | Ausblick

1 siehe z.B. in: Friedrichs, Stefan; Hart, Thomas; Schmidt, Oliver (Hrsg.) (2002): E-Government, Effizient verwalten – demokratisch regieren, Gütersloh;
 Grabow et al. (2002): Erfolgsfaktoren – was bei der Gestaltung virtueller Rathäuser zu beachten ist. Berlin; 
 CIVITAS-Netzwerk (2003): 10 Anforderungen zum Einsatz neuer Medien für die Bürgerorientierung, Gütersloh. In: Pflüger, Frank; Selle, Klaus; Sinning, 

Heidi (Hrsg.) (2003): Neue Medien und Bürgerorientierung. Gütersloh
2 siehe auch Fazit der Studie „Balanced E-Government“. In: Friedrichs, Stefan; Hart, Thomas; Schmidt, Oliver (Hrsg.) (2002): E-Government, Effizient 

verwalten – demokratisch regieren, S. 145 ff., Gütersloh
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pflegen. Das Projekt „CIVITAS – Netzwerk bürgerori-
entierter Kommunen in Deutschland“ stellt mit seinen 
unterschiedlichen Themenschwerpunkten eine tragfä-
hige Plattform dar. Die kontinuierliche Dokumentation 
von „good practices“ und der Aufbau projektbezogener 
Datenbanken können den notwendigen Wissenstrans-
fer unterstützen.

Synergien nutzen

In der Regel sind die zur Verfügung stehenden Mittel 
der jeweiligen Projektträger begrenzt. 
Vor diesem Hintergrund ist der Aufwand realistisch ab-
zuschätzen und von Fall zu Fall mit den vorhandenen 
Ressourcen abzugleichen. Soweit es möglich ist, sind 
beim Einsatz von Personal und Technik Synergieeffek-
te zu nutzen, sowohl innerhalb als auch außerhalb der 
eigenen Organisation (zum Beispiel Bündelung vorhan-
dener Kompetenzen, Verzahnung weiterer digitaler An-
gebote, Nutzung vorhandener Infrastrukturen). Förder-
möglichkeiten, Sponsoring und die Nutzung „anderer“ 
sektoraler Fördertöpfe haben sich bei den untersuchten 
Beispielen bewährt, um den Einsatz Neuer Medien in 
Kommunen zur Bürgerorientierung zu fördern.

Beratung und Forschung für die Praxis 

Werden Onlineangebote aufgebaut, so gilt es, neben 
der Netzwerkbildung das dezentral vorhandene Know-
how zu erschließen. Externe Beratung kann helfen, in-
terne Prozesse zu optimieren und zu effektiveren. Dies 
ist insbesondere von Interesse, wenn durch ein gegen-
seitiges Geben und Nehmen für alle Beteiligten Vortei-
le entstehen. Die Kooperation mit Forschungsinstituti-
onen ist – dies zeigt die Praxis – in vielerlei Hinsicht 
lohnend. Zum einen werden zusätzliche Ressourcen ge-
sichert und der Wissenstransfer beschleunigt, zum an-
deren können „theoretische“ Überlegungen und Model-
le in der Praxis erprobt und überprüft werden. Gelingt 
eine enge Verzahnung zwischen Forschungsanliegen 
und Praxisrealität, kann ein erheblicher Mehrwert rea-
lisiert werden.

Spezifische Stärken erkennen und nutzen

Nicht das „entweder – oder“ darf zukünftig gelten, son-
dern das „sowohl – als auch“. Die enge Verzahnung von 
Onlineangeboten mit bewährten „realen“ Angeboten 
ist Schlüssel für die lebendige Ausgestaltung bürger-
orientierter Politik. Es zeichnet sich ab, dass die Zu-
kunft im Medienmix liegt. Dabei gilt es, verschiede-
ne Medien zu kombinieren und die jeweiligen Vorteile 
auszunutzen. Bei der Konzeption der Angebote sind die 
spezifischen Chancen und Qualitäten der Neuen Medi-
en herauszuarbeiten und sinnvoll umzusetzen. Bei der 
Auswahl und Gestaltung der Medien sollten die Betei-
ligungsziele nicht aus dem Blick geraten. Genannt sei-
en an dieser Stelle die Möglichkeiten des datenbankge-
stützten Informationsmanagements und die interakti-
ve Visualisierung von Themen und Inhalten. Verschie-
dene Grade der Interaktivität sollten, dem Gegenstand 
und der Zielgruppe entsprechend, abgewogen werden.
Diese spezifischen Chancen gilt es in der Praxis zu er-
proben. Dabei sollte jeweils der Inhalt im Vordergrund 
stehen und die Technik dienend und nutzerfreundlich 
eingesetzt werden.

Die Chancen und Grenzen der Neuen Medien für die 
Bürgerorientierung sind in der täglichen Praxis zu 
erproben. Unter Beachtung der bereits gemachten Er-
fahrungen kann ein „learning by doing“ ein hilfrei-
cher Weg sein, sich zukünftigen Herausforderungen 
zu stellen.

Empfehlungen 6
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Warnfried Dettling
Die Stadt und ihre Bürger
Neue Wege in der kommunalen Sozialpolitik
Grundlagen, Perspektiven, Beispiele
Verlag Bertelsmann Stiftung 
2001, 440 Seiten, Broschur
EUR 20,- / sFR. 35,10

Marga Pröhl, Andreas Osner (Hrsg.)
Ratsarbeit besser machen
Ein Handbuch für kommunale Mandatsträger, 
sachkundige Bürger und Verwaltungschefs
Verlag Bertelsmann Stiftung
3. überarbeitete Auflage 2004
168 Seiten, Broschur
EUR 15,- / sFR. 26,90

Bertelsmann Stiftung (Hrsg.)
Ratsarbeit besser machen 2
Rechtliche Aspekte
Ländervergleich der Kommunalverfassungen 
von Walter Unger
Verlag Bertelsmann Stiftung 
2004, 112 Seiten, Broschur
EUR 10,- / sFR. 18,30

Bertelsmann Stiftung, Städte- und Gemeindebund 
NRW (Hrsg.)
Ratsinformationssysteme erfolgreich einführen
Ein Leitfaden für Politik und Verwaltung
Verlag Bertelsmann Stiftung 
2004, 136 Seiten, Broschur
EUR 10,- / sFr. 18,30

Marga Pröhl, Andreas Osner (Hrsg.)
Personalarbeit in der Politik
Mandatsträger qualifizieren – Nachwuchs fördern
Verlag Bertelsmann Stiftung 
2003, ca. 200 Seiten, Broschur
ca. EUR 30,- / sFr. 52,40

Stefan Friedrichs, Thomas Hart, Oliver Schmidt (Hrsg.)
E-Government
Effizient verwalten – demokratisch regieren
Verlag Bertelsmann Stiftung
2002, 296 Seiten, Broschur
Verlag Bertelsmann Stiftung
EUR 18,- / sFR. 31,90

Marga Pröhl (Hrsg.)
Good Governance für Lebensqualität vor Ort
Internationale Praxisbeispiele für Kommunen
Verlag Bertelsmann Stiftung 
2003, 134 Seiten, Broschur
EUR 11,- / sFR. 19,80

Herrmann Hill
Indikator Lebensqualität
Internationale Recherche zur kommunalen Steuerung
Verlag Bertelsmann Stiftung 
2002, 112 Seiten, Broschur
EUR 11,- / sFR. 19,80

Thomas Hart, Carolin Welzel, Hansjürgen Garstka (Hrsg.)
Informationsfreiheit
Die „gläserne Bürokratie“ als Bürgerrecht
Verlag Bertelsmann Stiftung 
2003, ca. 300 Seiten, Broschur
ca. EUR 15,- / sFR. 26,90

Literatur 7
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Bernd Adamaschek, Marga Pröhl (Hrsg.)
Regionen erfolgreich steuern
Regional Governance – von der kommunalen 
zur regionalen Strategie
Verlag Bertelsmann Stiftung 
2003, 214 Seiten, Broschur
EUR 13,- / sFr. 23,60

Bertelsmann Stiftung (Hrsg.)
Reform Know-how für Kommunen
Kompakte Lösungen für kommunale Entscheider
2003
erhältlich bei: alexandra.dordevic@bertelsmann.de

Heidi Sinning, Klaus Stelle, Frank Pflüger (Hrsg.)
Neue Medien und Bürgerorientierung
Anforderungen, Strategien, und Praxisbeispiele
Dokumentation des Netzwerkes CIVITAS
2003, 116 Seiten
EUR 8,- (plus Versand)

Lokale Demokratiebilanz
Kommunale Zukunft gemeinsam gestalten
Dokumentation des Netzwerkes CIVITAS
Als Download unter: 
www.buergerorientierte–kommune.de

Bertelsmann Stiftung (Hrsg.)
Bürgerbeteiligung stärken
In: Forum – Das Magazin der Bertelsmann Stiftung
Ausgabe 2/2003
Als Download unter: www.bertelsmann-stiftung.de/
Publikationen/Infomaterial

Marga Pröhl, Heidi Sinnig, Stefan Nährlich (Hrsg.)
Bürgerorientierte Kommune in Deutschland – 
Anforderungen und Qualitätsbausteine
Band 3: Ergebnisse und Perspektive des Netzwerkes 
CIVITAS
2. Aufl. 2003, 396 Seiten, Broschur
EUR 15,- / sFr. 26,90

Bertelsmann Stiftung, The World Bank (Hrsg.)
Strategic Management and Good Local Governance: 
Common Responsibility for Democracy and the 
Quality of Life
Cities of Change Knowledge Product Series Vol. 1 
City of Change-Ordner 1
erhältlich bei: gabriele.schoeler@bertelsmann.de

Sigrid Meinhold-Henschel, Anja Beisenkamp, 
Annett Menge (Hrsg.)
Entwicklungsperspektiven für die 
kommunale Schullandschaft
Wie zufrieden sind  Schüler, Eltern, Lehrer 
und Schulleiter?
2003, 80 Seiten, Broschur
EUR 10,- / sFr. 18,30

Marga Pröhl, Sigrid Meinhold-Henschel
Stadt macht Schule
Entwicklungsperspektiven für die 
kommunale Schullandschaft
Broschüre, 
erhältlich bei: nicole.henrichfreise@bertelsmann.de

Oliver Haubner, Walter Stach 
Der Bürgerhaushalt
Den Bürgern den Haushalt transparent machen 
In: Handbuch Erfolgreiche Kommunalpolitik, 14.
Raabe Fachverlag,
Ergänzungslieferung April 2004
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1 | Interviewpartner

ESSLINGEN

Anja Scholz und Erika Zavasnik, 
Büro des Oberbürgermeisters, Stadt Esslingen
Oliver Märker, 
Fraunhofer Institut für Autonome Intelligente Systeme 
(AIS), Sankt Augustin

GÜTERSLOH

Michael Zirbel, 
Fachbereich Stadtplanung, Stadt Gütersloh
Stephan Wilforth, 
tetraeder.com GmbH, Dortmund

KÖ NIGSLUT TER

Jutta Meiforth, 
Stadt Königslutter am Elm
Prof. Dr. Bettina Oppermann und Simone Tiedtke,
Institut für Freiraumplanung und planungsbezogene
Soziologie, Universität Hannover

MÜNSTER

Eva Emskoetter,
Presse- und Informationsamt der Stadt Münster
Dr. Susanne Goetz,
büne e.V. 

WEINSTADT

Kai-Uwe Müller, 
Stadtverwaltung Weinstadt

SCHWERIN

Andreas Ruhl, 
Büro des Oberbürgermeisters, Stadt Schwerin
Marieke Sobiech, 
MANDARIN medienpool und 
Regina Villwock, 
Schweriner Jugendring

STEP 21

Henning Fietze, 
Projektleitung Pädagogik Team STEP 21, Hamburg

FUTURUM

Gérard Legris und Ariane Moret, 
Task Force, Future of the Union and Institutitonal 
Questions, Public Debate and Forum Future of 
Europe, Europäische Kommission – 
Generalssekretariat, Brüssel

POLITIKFORUM.DE

Sebastian Hermann und Sven Wiebold, 
Redaktion politikforum.de Berlin

Anhang  |  Interviewpartner 8
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BEISPIEL INTERESSANTE ASPEKTE
KATEGORIE /  
BETREIBER /
REICHWEITE

01. PUBLIKOM
MÜNSTER

_ Klare Gesamtstrategie /Vision

_ Einbindung der Bürger 

_ Anreize zur Nutzung 

_ Förderung und Anerkennung von bürgerschaftlichem Engagement

_ Maßnahmen gegen digitale Spaltung

_ Zusammenarbeit unterschiedlicher kommunaler Akteure

_ Organisationsfunktion des Internets

Kommunal

http://www.publikom.de

02. DOL2DAY _ Politische Bildung (spielerisch vermittelt) 

_ Förderung der Medien- und politischen Kompetenz

_ Zielgruppenorientierung (für Jugendliche) 

Jugend/
NGO/

bundesweit

http://www.dol2day.de

03. STUTTGART _ Regionalpolitisches Informationsangebot

_ Artikulations- und Beteiligungsmöglichkeiten

_ Im Forenbereich: Kluge Kooperation zwischen Stadt und lokalen Medien (PPP) 

_ Ratsinfosystem 

_ Gute E-Mail-Erreichbarkeit

Kommunal

http://www.stuttgart.de

04. JUGENDSERVER 
SCHWERIN

SEE-YOU.DE

_ Gesamtstrategie / Vision 

_ Einbindung der Nutzer (Jugendliche) schon bei der Planung

_ Anreize zur Beteiligung/Aktivierung von Jugendlichen 

_ Klare Zielgruppenorientierung eines Angebotes 

_ Neuer Stil der Politik(mit)gestaltung/politischen Bildung

_ Eine Beteiligungsaktion, die ohne die Neuen Medien kaum denkbar wäre

Jugend/
Kommunal

http://www.see-you.de

05. POLITIKFORUM _ Breites und gut genutztes Angebot zur Meinungsäußerung

_ Gute Verknüpfung aus Information und Artikulationschancen 

_ Ein Projekt, das mit geringsten finanziellen Ressourcen und v.a. 

 durch die Nutzer selbst betrieben wird. 

Jugend / 
privat /

bundesweit

http://www.politikforum.de

2 | Vorauswahl von Beispiel-Projekten
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BEISPIEL INTERESSANTE ASPEKTE
KATEGORIE /  
BETREIBER /
REICHWEITE

06. NGO-ONLINE _ Eine alternative Form der Öffentlichkeit bzw. der  Informationsbereitstellung 

_ Die zur Verfügung Stellung von Artikulationschancen für Bürger, 

 regionale Gruppen oder Gruppen mit bestimmten Einzelinteressen.

NGO/
international

http://www.ngo-online.de

07. WIESBADEN _ (Nahezu) geschlossenes Konzept aus Informations- und Artikulationsangebot 

_ Durch Zusatzinformationen gut abgestützte Foren 

 (Ermöglichung qualifizierter Teilnahme) 

_ Klar formuliertes Ziel /Vision bei der Fortentwicklung des Internetauftritts 

_ Gute E-Mail-Erreichbarkeit

Kommunal

http://www.wiesbaden.de

08. DÜSSELDORF/ 
STADT-

PLANUNGSAMT 
DÜSSELDORF

_ Sehr gutes Informationsangebot (politisches System und Inhalte) 

_ Bürgerbeteiligung in der Bauleitplanung: Durchdachtes Konzept, einfache

 Navigation bzw. Nutzerfreundlichkeit, hohe Aktualität. Beispiel für eine gesetzlich

 vorgeschriebene (formelle) Beteiligung

_ Verankerung des E-Government-Projekts in die allgemeine Stadtpolitik

_ Gute E-Mail-Erreichbarkeit

Kommunal

http://www.duesseldorf.de

09. ESSLINGEN 
ALLGEMEIN

_ Formelle Beteiligung über das Internet (Jugendgemeinderatswahl 2001) 

_ Bürgerpartizipation bei der Bauleitplanung

_ Maßnahmen gegen digitale Spaltung (Bürger-PCs, Mentorenprogramme) 

_ Klare langfristige (Online)-Vision 

_ Gut dokumentiert / erforscht 

Kommunal

http://www.esslingen.de

10. ESSLINGEN: 
HAUSHALT IM 

DIALOG

_ Gelungenes Beispiel der Bürgerbeteiligung zu einem frühen Zeitpunkt 

_ Doppelt innovatives Projekt: Bürgerdialog zu Haushaltsfragen und über das Internet 

_ Begleitende Maßnahmen zur Einbindung/Fortbildung der Bürger 

_ Redaktionelle Aufbereitung der begleitenden Informationen 

_ Redaktionelle Aufbereitung der Beiträge des Diskurses 

Kommunal

http://www.haushalt.esslingen.de

8Anhang  |  Vorauswahl von Beispiel-Projekten
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BEISPIEL INTERESSANTE ASPEKTE
KATEGORIE /  
BETREIBER /
REICHWEITE

11. ONLINE-
BETEILIGUNG

_ Kombination aus kommunaler Praxis mit wissenschaftlicher Begleitung

_ Umfassendes Gesamtkonzept

_ Gezielte Förderung kleiner Kommunen und Orte 

_ Orientierung an den Bedürfnissen der Nutzer

Kommunal /wissenschaftlich

http://www.online-beteiligung.de

12. AALEN _ Detaillösung: Transparenz des Handelns und der Agenda des Stadtrates 

 (Ratsinformationssystem) 

_ Plandarstellung im Internet 

Kommunal

http://www.aalen.de  |  http://aalen.allris.net/allris.net.asp  |  http://www.gisserver.de/aalen/start.htm

13. BERLIN
ALEXANDERPLATZ 

_ Qualitativ hochwertige und aufwändig moderierte Beteiligungsplattform 

_ Speziell dafür (weiter)entwickelte Software 

_ Kombination aus online- und klassischen Verfahren (Integrierte Online/Offlinestrategie) 

_ Sehr gut dokumentiert 

_ Gezielte Motivationsversuche zur Beteiligung 

Kommunal

http://alex.cityandbits.de  |  http://alex.ais.fraunhofer.de/zeno/forum/?action=editJournal&id=3&view=struct

14. BÜRGER-
KONVENT

_ Eine umfassende Gesamtstrategie /Vision 

_ Ein Angebot das mit „hohem Aufwand“ betrieben wird  

_ Hohe Resonanz 

_ Verwendung des Internets zur internen Organisation und 

 zur Kommunikation/Artikulation nach außen

NGO/ 
bundesweit 

http://www.buergerkonvent.de

15. STEP 21 _ Aktuelle Foren 

_ Mischung aus „Fun“ und „ernsten“ Elementen

_ Förderung/Aktivierung von Jugendlichen 

_ Integrierte Online/Offlinestrategie

_ Versuch, die Ergebnisse der Beteiligung an eine breite Öffentlichkeit zu bringen

_ Bewusst gesetzte Anreize zur Beteiligung

Jugend/
NGO/

bundesweit

http://www.step21.de
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BEISPIEL INTERESSANTE ASPEKTE
KATEGORIE /  
BETREIBER /
REICHWEITE

16. DORTMUND _ Einbindung der Bürger über Foren

_ Spezielle Beteiligungsangebote für Jugendliche 

_ Transparenz des Ratshandelns / Ratsunterlangen im Netz 

Kommunal 

http://www.dortmund.de  |  http://www.do4u.de

17. QUARTERNET – 
GEMEINWESEN-
ARBEIT IM NETZ 

_ Nutzung der Organisationsfunktion des Internets bzw. für Kooperationen

_ Maßnahmenpaket gegen digitale Spaltung 

Regional 
NGO 

http://www.gemeinwesenarbeit.de  |  http://www.quarternet.de  |  http://www.gugg-emol.de

18. BREMEN
HORN-LEHE

_ Kombination von Information und Diskussion

_ „Polling“ in der Bauplanung (Online-Meinungsumfrage zur Verkehrsberuhigung) 

_ Konstruktive Debatte 

_ Begleitung der Aktion durch andere Medien 

_ Wissenschaftliche Begleitung 

Kommunal

http://www.horn-lehe.de

19. BREMEN 
WALLER

HEERSTRASSE

_ Kombination von Informationen und Diskussion

_ „Polling“ in der Bauplanung (Online-Meinungsumfrage zur Verkehrsberuhigung“) 

_ Begleitung der Aktion durch andere Medien 

Kommunal

http://www.waller-heerstrasse.de  |  http://www.fgtk.informatik.uni-bremen.de/walle

20. PERSPEKTIVE 
DEUTSCHLAND 

_ „Betreiber Wirtschaft“ mit entsprechend finanzieller Ausstattung 

_ Hoher Marketingaufwand/hohe Beteiligung

_ Maßnahmen gegen „digitale Verzerrung“ 

_ Kein diskursives Forum sondern reine Umfrage 

Bundesweit

http://www.perspektive-deutschland.de

21. ELEKTRONISCHE 
DEMOKRATIE 

_ Einbindung von Bürgern „von Anfang an“ in den politischen (Gesetzgebungs-)Prozess 

_ Transparente Einscheidungsfindung 

Bundesweit

http://www.bundestag.de/edemokratie  |  http://www.elektronische-demokratie.de

Anhang  |  Vorauswahl von Beispiel-Projekten 8
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BEISPIEL INTERESSANTE ASPEKTE
KATEGORIE /  
BETREIBER /
REICHWEITE

22. FUTURUM 
(EUROPÄISCHEN 

KOMMISSION) 

_ Hochfrequentierte transnationale Debatten

_ Einbindung von Entscheidungsträgern in das Forum 

_ Ermöglichung von Kooperationen durch Ankündigung von Treffen und Veranstaltungen

Europaweit

http://europa.eu.int/futurum/index_de.htm

23. IHRE STIMME
IN EUROPA 

(EUROPÄISCHE 
KOMMISSION)

_ Konsultation durch Online-Fragebögen (vor und/oder nach Entscheidungen) 

_ Diskussionen/Chats mit Entscheidungsträgern

_ Gleichstellung von E-Mail und Post in einem „Kodex für gute Verwaltungspraxis“

_ Intelligenter Adressauskunftsdienst

Europaweit

http://europa.eu.int/yourvoice/index_de.htm

24. INDYMEDIA 
UND MAILBOX 

NADESHDA

_ Organisations- und Netzwerkfunktion des Internet (auch über Ländergrenzen) 

_ Binnenorganisation über das Internet 

_ Idee eines politischen Korrektivs durch „alternative Öffentlichkeit“

_ Eine sich selbst organisierende „responsive community“. 

_ Hohe Nutzung auch ohne Marketing- oder Anreizstrategie 

NGO 

http://de.indymedia.org  |  http://www.nadeshda.org

25. INTERNET-
ANGEBOT DES 
BUNDESTAGES

_ Online-Konferenzen zwischen Bürgern und Parlamentariern 

_ Technische Abbildung von politischen Ereignissen 

_ E-Mail-Erreichbarkeit

Bundesweit 

http://www.bundestag.de  |  http://www.bundestag.de/forum

26. PARCHIM _ Kombination aus online- und klassischen Verfahren (Integrierte Online/Offlinestrategie)

_ Problem: Gutes und preisgekröntes Beispiel, aber nicht mehr aktuell und 

 kaum dokumentiert 

Kommunal

http://www.parchim.de

27.  „MUT ZUR 
VERÄNDERUNG“ 

(DER BUNDES-
REGIERUNG) 

_ Online-Debatte auf Bundesebene, die parallel zum parlamentarischen

 Diskussionsprozess geführt wurde

_ Chats mit Entscheidern

_ Problem: Das Beispiel ist grundsätzlich interessant, 

 aber als best practice kaum geeignet

Bundesweit 

http://www.mut-zur-veraenderung.de
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Anhang  |  Vorauswahl von Beispiel-Projekten 8

BEISPIEL INTERESSANTE ASPEKTE
KATEGORIE /  
BETREIBER /
REICHWEITE

28. BAMBERG _ Beteiligung in der Bauleitplanung

_ Frauennetzwerke 

Kommunal

http://www.bamberg.de  |  http://www.bamberg.de/stadtplanungsamt  |  http://frauennet.bamberg.de

29. HANAU _ Gesamtkonzept zur Bürgerbeteiligung mit integrierter  Online/Offlinestrategie Kommunal 

http://www.modell-hanau.de

30. WEINSTADT _ Nutzung digitaler Bürgerbeteiligung in einer kleinen Stadt

_ Vorbildliche Artikulations- und Informationselemente mit verhältnismäßig 

 geringem Aufwand realisiert

_ Schon seit 2001 aktiv in der Bürgerbeteiligung durch das Internet (Beteiligungskultur) 

Kommunal

http://www.weinstadt.de

31. WEYARN _ Civitas Gemeinde

_ Leitbild der Bürgerorientierung das gezielt durch das Internet unterstützt werden soll 

Kommunal

http://www.weyarn.de

32. LIZZYNET _ Angebot für Mädchen und junge Frauen Jugend / 
bundesweit 

http://www.lizzynet.de

33. KÖNIGSLUTTER _ Interaktivität einzelner Medienangebote

_ Visualisierungen von Inhalten

_ Verknüpfung von Online- und Offlineangeboten

Kommunal

http://www.koenigslutter.de/landschaftsplan.php

34. GÜTERSLOH _ Information und Beteiligung in der Bauleitplanung für Bürger und Träger 

 öffentlicher Belange

_ Praxisnahe Software

_ Interkommunale Kooperation bei Softwareentwicklung und 

 Verfahrensstandardisierungen

Kommunal

http://stadtplanung.guetersloh.de
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3 | Checkliste Deskription

Name des Fallbeispiels

Infos nicht relevant Einbettung Infos vorhanden Keine Infos Sonstiges

_ Kurzbeschreibung

_ Hintergründe

_ Thema, Inhalte

_ Vorhandensein einer Gesamtstrategie 
 der Institution zur Bürgerorientierung

_ Konzept, Handlungsansatz

_ Ziele des Beteiligungsvorhabens/
 des Internetvorhabens

_ Klärung des Verfahrens der Beteiligung/
 des demokratischen Prozesses

_ Erläuterung der Anbindung an 
 formales Verfahren

_ Möglichkeiten der Beteiligung

_ Existenz von Handlungsspielräumen

Infos nicht relevant Organisation und Strukturierung Infos vorhanden Keine Infos Sonstiges

_ Ort, räumlicher Bezug, Ebene 
 (EU, Nation, Regional, Kommunal...)

_ Laufzeit /Verfahrensstand

_ Initiatoren bzw. Anbieter 
 (Betreibermodell)

_ Weitere involvierte Akteure (Politik, 
 Verwaltung, Einbindung Externer)

_ Zuständigkeiten intern

_ Zuständigkeiten extern

_ Finanzierung
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Medienangebot Ja Nein Sonstiges

_ Zugriff auf allgemeine, Grund legende Informationen 
 (Gesetze, Auflagen, Erlasse etc.)

_ Verweise auf externe Informationen (links, Quellen)

_ Verweis auf weiteres internes Angebot (Veranstaltungen, 
 Sprechstunden etc.)

_ Newsletter (allgemein oder anhand vorher eingegebenen 
 Profils) als pro-aktive Form ohne Aufforderung

_ Befragungen

_ Beschwerdemanagement

Offene Kommunikation

_ Benennung von Ansprechpartnern

_ Bekanntgabe von E-Mail-Adressen 
 (Frage-Antwort-Möglichkeiten)

_ Foren: über längeren Zeitraum Möglichkeit zur 
 Meinungsabgabe und Reaktion auf Äußerungen (asynchron)

_ Chats: unmittelbare Frage-Antwortfolge für begrenzten Zeitraum, 
 z.B. Sprechstunden (synchron)

_ Sonstiges

Anhang  |  Checkliste Deskription 8
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Infos nicht relevant Umsetzungsqualitäten Infos vorhanden Keine Infos Sonstiges

_ Werden Ziele des 
 Kommunikationsangebotes genannt?

_ Werden Handlungsspielräume benannt?

_ Zeitpunkt der Bürgerbeteiligung 
 (Laufzeit, Verfahrensstand)

_ Abbildung/Nachvollziehbarkeit 
 des Gesamtverfahrens

_ Verweis auf Offline-Angebote

_ Aufbereitung/Dokumentation 
 von Ergebnissen im Netz

_ Aktualität der Informationen bzw. 
 des Angebotes

_ Visualisierung: Karten, Abbildungen, 
 Fotos, Skizzen

_ Mehrsprachigkeit

_ Verknüpfung verschiedener Medien-
 angebote (loses Verweisen – abgestimmt)

_ Erschließungsmöglichkeiten von des Inter-
 netangebots: Hilfefunkttion, Kataloge, 
 Thesaurus, Glossar, Suche etc

_ Hinweise zur Datensicherheit
 (Private Policy)

_ Nachvollziehbarkeit der Bearbeitung 
 einer Anfrage

_ Einfluss der Beteiligungsergebnisse 
 auf den eigentlichen Entscheidungsprozess
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Infos nicht relevant Weiterentwicklung Infos vorhanden Keine Infos Sonstiges

_ Frequentierung des Angebotes

_ Feedback-Möglichkeiten für Nutzer

_ Einbezug der Nutzer bei 
 Konzeption des Angebotes

_ Einbezug der Nutzer bei 
 Weiterentwicklung des Angebotes

Weitere Fragen

Infos nicht relevant Zielgruppen- und Nutzerorientierung Infos vorhanden Keine Infos Sonstiges

_ Adressaten/Zielgruppe/n
 („persönliche Ansprache“)

_ Identifizierung der „Teilnehmer“ 
 mit Namen (anonym oder nicht)

_ Identifizierung der „Teilnehmer“ in ihrer 
 Funktion (Bürger, Eigentümer, Pächter o.ä.)

_ Zielgruppenspezifische Beteiligungsformen

_ (Zielgruppenspezifische) Beteiligungs-
 anreize (Gewinnspiele etc.)

_ Maßnahmen gegen digitale Spaltung

_ Angebote zur Stärkung der 
 Medienkompetenz

_ Marketing/Öffentlichkeitsarbeit (Bewer-
 bung, Verweis auf öffentliche Zugänge)

_ Berücksichtigung der technischen 
 Voraussetzungen der Anwender

Bilder/Abbildungen Genehmigung eingeholt? Ansprechpartner URLs, Quelle

Thema/Name des Bildes URL oder Literaturangabe/Seitenzahl

Anhang  |  Checkliste Deskription 8
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 Allgemeine Angaben 
  (zum Verfahren, zur Person)

_ Welche Funktion/Aufgaben nehmen Sie in dem 
 Prozess ein?
_ Seit wann sind Sie in den Prozess eingebunden?

 Einbettung

_ Wie schätzen Sie persönlich den Stellenwert von Bür-
gerbeteiligung in Ihrer bzw. der Feder führenden Insti-
tution ein? (Beteiligungskultur)

_ Besteht eine Gesamtstrategie zur Bürgerorientie-
rung? Wenn ja, welche Elemente umfasst sie (z.B. 
Themen, Visionen, Ziele, Zeitpunkt der Einbindung)? 
Welche Bedeutung hat die Gesamtstrategie in der 
Praxis? (...)

_ Welche Ziele werden durch das Internetangebot ver-
folgt?

_ Gab es einen bestimmten Auslöser für die Initiierung 
dieses Angebotes?

_ Bestehen reale Handlungsspielräume? Welche? Wel-
che Einflussmöglichkeiten haben die Beteiligten auf 
das Ausfüllen dieser Spielräume?

_ Wie ist die Anbindung an das formale Verfahren ausge-
staltet?

_ […]

 Organisation und Strukturierung

_ Sind die Zuständigkeiten und Verantwortlichkeiten 
intern festgelegt? 

 Welche gibt es? Werden sie eingehalten?

4 | Interviewleitfaden

nicht kursive Fragen: in jedem Interview gestellte Fragen
kursive Fragen: abhängig vom Fallbeispiel

_ Besteht bei der Angebotserstellung eine enge Zusam-
menarbeit zwischen „Fachleuten für Beteiligung“ 
und „Fachleuten für die technische Umsetzung/neue 
Medien“? Welche Chancen und welche Probleme sehen 
Sie bei der Zusammenarbeit? (Probleme z.B. verschie-
dene Fachsprachen, ungesicherter Informationsfluss)

_ Steht ausreichend Arbeitskraft zur Verfügung, um ein 
qualitätsvolles Angebot aufrecht erhalten zu können? 
– und mittel- und langfristig?

_ Sind Entscheidungsträger eingebunden?
 Wenn ja, in welcher Form und in welchem Ausmaß?
_ Werden externe Stellen einbezogen? 
 Wenn ja, in welcher Form und in welchem Ausmaß?
_ Wie wird das Angebot finanziert?
_ Sind die zur Verfügung stehenden Mittel Ihrer Mei-

nung nach ausreichend? 
 – und mittel- und langfristig?
_ Verfügen Sie über die notwendigen technischen Res-

sourcen für ihr Angebot oder gibt es Engpässe?
_ […]

 Medienangebot

_ Nachfragen zum Angebot – abhängig von der Analyse 
Internet/Sekundärmaterial

 Umsetzungsqualitäten

_ Zu welchem Zeitpunkt haben Sie die Beteiligung ge-
startet? 

 Warum haben Sie diesen Zeitpunkt gewählt?
_ Warum werden explizit Neue Medien eingesetzt? 

(Mehrwert gegenüber Offline-Maßnahmen?)



116

Neue Medien und Bürgerorientierung

117

_ Welche Offline-Angebote bieten Sie parallel an?
_ Welche Funktion erfüllen die Online-Angebote in Be-

zug auf die Offline-Angebote?
_ Sie erhalten Feedback von den Nutzern (e-mails, An-

fragen etc.) – wie gehen Sie damit um?
 Intern und gegenüber dem Nutzer?
_ Werden Beteiligungsergebnisse gesichert und doku-

mentiert? (Rückkopplung zu den Beteiligten)
_ Gibt es klare und allen kommunizierten Regeln wie die 

Beiträge im Gesamtverfahren verwendet werden? 
_ Welchen Einfluss haben die Beteiligungsergebnisse auf 

den eigentlichen Entscheidungsprozess?

 Zielgruppen- und Nutzerorientierung

_ Wen wollen Sie durch ihr Internetangebot anspre-
chen? 

_ Welche Vorteile haben Ihrer Meinung nach die Nut-
zer von dem Angebot? 

 Welche Zielgruppen profitieren in besonderem Maße?
_ Wird Ihrer Meinung nach durch den Einsatz des In-

ternets die Transparenz des Vorhabens erhöht?
_ Haben Sie im Rahmen ihres Angebotes den Aspekt der 

„Medienkompetenz“ thematisiert? Stellen Sie Angebote 
zur Förderung dieser zur Verfügung? 

_ Wurde das Problem der digitalen Spaltung im Rah-
men der Konzeption berücksichtigt? Bieten Sie für 
Menschen ohne Online-Möglichleiten alternative Zu-
gangsmöglichkeiten an? Wenn ja, wo und wie viele? 
Werden die genutzt? Wenn nein, warum nicht? 

_ Welche Maßnahmen werden ergriffen, um das Ange-
bot bekannt zu machen? Sind die Maßnahmen Ihrer 
Meinung nach ausreichend? Wo sehen Sie Ergänzungs-
bedarf?

_ [...]

 Weiterentwicklung

 (Soweit nicht durch Sekundärrecherche geklärt bzw. 
 Überprüfung der Recherche)
_ Evaluieren Sie das Angebot? Wenn ja, werden die Eva-

luationsergebnisse konsequent berücksichtigt? Gibt 
es hierfür Verantwortlichkeiten/Verbindlichkeiten?

_ Wurden die Nutzer bei der Konzeption und bei der 
Weiterentwicklung des Angebotes beteiligt? Wenn 
ja, in welcher Form?

_ Welches waren Ihrer Meinung die zentralen Hemm-
nisse bei der Umsetzung des Angebotes (Ressourcen-
mangel, administrative Abstimmungsprobleme o.ä.)?

_ Was waren Ihrer Meinung nach zentrale Erfolgsfak-
toren im Umsetzungsprozess (z.B. Öffentlichkeitsar-
beit, Reputation wichtiger Akteure etc.)? 

_ […]

 Folgeabschätzungen

_ Worin bestehen die Chancen und die Restriktionen 
für „Neue Medien“ für die Bürgerorientierung/demo-
kratische Prozesse?

 • Mehr Demokratie?
 • Mehr Transparenz?
 • [. ? .]
_ Was stellt für Sie der Mehrwert des gewählten Ange-

botes dar?
_ Was ist Ihrer Meinung nach das „besondere Merk-

mal“ Ihres Angebotes? (ggf. Alleinstellungsmerkmal)
_ […]

 Einschätzung zukünftiger Entwicklungen

_ Ist es geplant, dass bestehende Angebot aufrecht zu 
halten? Sind Erweiterungen geplant? 

 Wenn ja, welche?
_ Wie schätzen Sie den zukünftigen Stellenwert neuer 

Medien in der Bürgerbeteiligung / in Bezug auf de-
mokratische Prozesse ein?

 (Gleich – höher – viel höher)
_ Wie sieht Ihrer Meinung nach eine wünschenswerte 

Weiterentwicklung aus?
_ Welche Schritte und Maßnahmen sind dafür notwen-

dig und sinnvoll? (Voraussetzungen)
_ Welche zentralen Ratschläge würden Sie Personen 

mit auf den Weg geben, die ein vergleichbares Ange-
bot anbieten wollen?

_ […]

Anhang  |  Interviewleitfaden 8
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5 | Kriterienkatalog

TOOL PRÜFKRITERIUM AUSPRÄGUNGEN DES KRITERIUMS

Level  1 Level  3 Level  5

Einbettung

Interview „Beteiligungskultur“ in der Institution 
(hier: kognitiv-mentale Einstellung gegenüber 
Beteiligung an demokratischen Prozessen)

eine Beteiligungskultur besteht nicht Beteiligungen gibt es punktuell, eine 
institutionale Gesamtausrichtung gibt es 
nicht

die Beteiligung aller Akteure ist politisch 
vereinbartes Ziel, allerdings nur punktuell im 
praktischen Handeln umgesetzt.

eine Beteiligungskultur ist fester Bestandteil bei 
jedem Handeln

das kommunale / institutionelle Handeln ist 
stark an dem Leitbild der „Bürgerorientierung” 
ausgerichtet und von der Überzeugung geleitet, 
dass es ohne BürgerInnen und Bürger nicht geht 

Interview/ Internet Vorhandensein einer Gesamtstrategie (zur 
Bürgerorientierung)

Gesamtstrategie liegt nicht vor. Gesamtstrategie exisitiert, wird in der Praxis 
aber unzureichend berücksichtigt

Gesamtstrategie liegt vor und wird 
berücksichtigt (Einbindung aller Schritte).

Interview langfristige Planung für das 
Beteiligungsangebot 

besteht nicht nicht systematisch aber wird versucht das Beteiligungsangebot ist durch eine 
langfritige Planung verankert

Internet Abgrenzung des Gegenstandes der 
Kommunikation

Thema, Hintergründe und 
Entscheidungssituation sind unscharf

Thema, Hintergründe und 
Entscheidungssituation werden teilweise geklärt

Thema, Hintergründe und 
Entscheidungssituation werden klar formuliert

Interview Bestehen von Handlungsspielräumen Handlungsspielräume bestehen nicht geringe Handlungsspielräume bestehen Es bestehen klare Handlungsspielräume

Internet / Interview Festlegung von Zielen des Angebotes Ziele werden nicht formuliert Ziele werden unscharf formuliert, aber nicht 
aufeinander abgestimmt (ggf. Zielkonflikte)

Ziele werden konkretisiert, aber nicht auf 
einander abgestimmt (ggf. Zielkonflikte)

Ziele werden formuliert und größtenteils 
aufeinander abgestimmt (keine Zielkonflikte

die konkreten Einzelziele ergänzen sich und 
werden miteinander verknüpft (Zielekatalog)

Internet / Interview Identifizierung von Zielgruppen keine ungefähre Benennung konkrete Benennung und Abgrenzung der 
Zielgruppen

Organisation und
Strukturierung

Internet Abstimmung der Kommunikationsangebote 
hinsichtlich Zielen

Kommunikationsangebote werden nicht auf 
Ziele abgestimmt

Kommunikationsangebote werden teilweise 
bzw. auf einzelne Ziele abgestimmt.

Kommunikationsangebote sind vollständig auf 
Ziele abgestimmt

Interview Zeitpunkt der Wahl von Medium und Methode 
für das vorliegende Kommunikationsangebot

das Medium und die Methode für ein 
Kommunikationsangebot steht von vorne 
herein fest

das einzusetzende Medium und die Methoden 
entwickeln sich im Laufe der Konkretisierung 
des Kommunikationsangebots

das eingesetzte Medium und die Methoden 
orientieren sich an der Beantwortung 
inhaltlicher Fragen

Internet / Interview Verknüpfung Online- und Offline-Angebote Angebote werden nicht verknüpft Angebote verweisen lose aufeinander (keine 
Verknüpfung)

Angebote nehmen aufeinander Bezug Angebote werden größtenteils miteinander 
verknüpft

Angebote werden konsequent miteinander 
verknüpft und abgestimmt (Online als 
Ergänzung zu Offline)

Interview Finanzierung für Aufbau und Pflege des 
Angebotes

Aufbau der Seite wurde finanziert. Keine Mittel 
für weitere Pflege vorhanden

Finanzierung von Aufbau und Pflege 
teilweise geklärt

die kurzsfristige Finanzierung ist gesichert die mittelfristige Finanzierung des Angebotes 
ist gesichert

eine langfristige Finanzierung ist abgesichert

Interview Personalplanung Arbeitskraft für Pflege des Angebotes steht nicht 
zur Verfügung

Arbeitskraft für Pflege des Angebotes steht 
teilweise zur Verfügung, wurde aber nicht 
kalkuliert

Ausreichend Arbeitskraft für Pflege steht zur 
Verfügung und wurde kalkuliert

Interview Zusammenarbeit Zuständiger aus analogem u. 
digitalem Bereich

Know How aus verschiedenen Bereichen wird 
nicht miteinander verknüpft

Know How aus verschiedenen Bereichen wird 
punktuell zusammengeführt

Know How aus verschiedenen Bereichen wird im 
Rahmen einer kontinuierlichen Zusammenarbeit 
miteinander verknüpft (Synergieeffekte)

Interview Informationsfluss zwischen den 
Projektbeteiligten/Zuständigen

einfacher Informationsfluss nicht sicher gestellt punktuell werden Informationen weiter 
gegeben

für Teilbereiche ist ein einfacher 
Informationsfluss gesichert

Informationsfluss ist gesichert, hat aber 
Optimierungsbedarf

optimale, transparante und effiziente 
Organisation des Informationsflusses in allen 
Bereichen
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TOOL PRÜFKRITERIUM AUSPRÄGUNGEN DES KRITERIUMS

Level  1 Level  3 Level  5

Einbettung

Interview „Beteiligungskultur“ in der Institution 
(hier: kognitiv-mentale Einstellung gegenüber 
Beteiligung an demokratischen Prozessen)

eine Beteiligungskultur besteht nicht Beteiligungen gibt es punktuell, eine 
institutionale Gesamtausrichtung gibt es 
nicht

die Beteiligung aller Akteure ist politisch 
vereinbartes Ziel, allerdings nur punktuell im 
praktischen Handeln umgesetzt.

eine Beteiligungskultur ist fester Bestandteil bei 
jedem Handeln

das kommunale / institutionelle Handeln ist 
stark an dem Leitbild der „Bürgerorientierung” 
ausgerichtet und von der Überzeugung geleitet, 
dass es ohne BürgerInnen und Bürger nicht geht 

Interview/ Internet Vorhandensein einer Gesamtstrategie (zur 
Bürgerorientierung)

Gesamtstrategie liegt nicht vor. Gesamtstrategie exisitiert, wird in der Praxis 
aber unzureichend berücksichtigt

Gesamtstrategie liegt vor und wird 
berücksichtigt (Einbindung aller Schritte).

Interview langfristige Planung für das 
Beteiligungsangebot 

besteht nicht nicht systematisch aber wird versucht das Beteiligungsangebot ist durch eine 
langfritige Planung verankert

Internet Abgrenzung des Gegenstandes der 
Kommunikation

Thema, Hintergründe und 
Entscheidungssituation sind unscharf

Thema, Hintergründe und 
Entscheidungssituation werden teilweise geklärt

Thema, Hintergründe und 
Entscheidungssituation werden klar formuliert

Interview Bestehen von Handlungsspielräumen Handlungsspielräume bestehen nicht geringe Handlungsspielräume bestehen Es bestehen klare Handlungsspielräume

Internet / Interview Festlegung von Zielen des Angebotes Ziele werden nicht formuliert Ziele werden unscharf formuliert, aber nicht 
aufeinander abgestimmt (ggf. Zielkonflikte)

Ziele werden konkretisiert, aber nicht auf 
einander abgestimmt (ggf. Zielkonflikte)

Ziele werden formuliert und größtenteils 
aufeinander abgestimmt (keine Zielkonflikte

die konkreten Einzelziele ergänzen sich und 
werden miteinander verknüpft (Zielekatalog)

Internet / Interview Identifizierung von Zielgruppen keine ungefähre Benennung konkrete Benennung und Abgrenzung der 
Zielgruppen

Organisation und
Strukturierung

Internet Abstimmung der Kommunikationsangebote 
hinsichtlich Zielen

Kommunikationsangebote werden nicht auf 
Ziele abgestimmt

Kommunikationsangebote werden teilweise 
bzw. auf einzelne Ziele abgestimmt.

Kommunikationsangebote sind vollständig auf 
Ziele abgestimmt

Interview Zeitpunkt der Wahl von Medium und Methode 
für das vorliegende Kommunikationsangebot

das Medium und die Methode für ein 
Kommunikationsangebot steht von vorne 
herein fest

das einzusetzende Medium und die Methoden 
entwickeln sich im Laufe der Konkretisierung 
des Kommunikationsangebots

das eingesetzte Medium und die Methoden 
orientieren sich an der Beantwortung 
inhaltlicher Fragen

Internet / Interview Verknüpfung Online- und Offline-Angebote Angebote werden nicht verknüpft Angebote verweisen lose aufeinander (keine 
Verknüpfung)

Angebote nehmen aufeinander Bezug Angebote werden größtenteils miteinander 
verknüpft

Angebote werden konsequent miteinander 
verknüpft und abgestimmt (Online als 
Ergänzung zu Offline)

Interview Finanzierung für Aufbau und Pflege des 
Angebotes

Aufbau der Seite wurde finanziert. Keine Mittel 
für weitere Pflege vorhanden

Finanzierung von Aufbau und Pflege 
teilweise geklärt

die kurzsfristige Finanzierung ist gesichert die mittelfristige Finanzierung des Angebotes 
ist gesichert

eine langfristige Finanzierung ist abgesichert

Interview Personalplanung Arbeitskraft für Pflege des Angebotes steht nicht 
zur Verfügung

Arbeitskraft für Pflege des Angebotes steht 
teilweise zur Verfügung, wurde aber nicht 
kalkuliert

Ausreichend Arbeitskraft für Pflege steht zur 
Verfügung und wurde kalkuliert

Interview Zusammenarbeit Zuständiger aus analogem u. 
digitalem Bereich

Know How aus verschiedenen Bereichen wird 
nicht miteinander verknüpft

Know How aus verschiedenen Bereichen wird 
punktuell zusammengeführt

Know How aus verschiedenen Bereichen wird im 
Rahmen einer kontinuierlichen Zusammenarbeit 
miteinander verknüpft (Synergieeffekte)

Interview Informationsfluss zwischen den 
Projektbeteiligten/Zuständigen

einfacher Informationsfluss nicht sicher gestellt punktuell werden Informationen weiter 
gegeben

für Teilbereiche ist ein einfacher 
Informationsfluss gesichert

Informationsfluss ist gesichert, hat aber 
Optimierungsbedarf

optimale, transparante und effiziente 
Organisation des Informationsflusses in allen 
Bereichen

Anhang  |  Kriterienkatalog 8



120

Neue Medien und Bürgerorientierung

121

TOOL PRÜFKRITERIUM AUSPRÄGUNGEN DES KRITERIUMS

Level  1 Level  3 Level  5

Interview Zuständigkeiten und Verantwortlichkeiten für 
das Angebot

Zuständigkeiten/Verantwortlichkeiten sind 
nicht geklärt

Zuständigkeiten/Verantwortlichkeiten 
ergeben sich von Fall zu Fall.

Zuständigkeiten/Verantwortlichkeiten sind 
teilweise geklärt

Zuständigkeiten/Verantwortlichkeiten 
sind geklärt und werden größtenteils 
dementsprechend wahrgenommen

eindeutige Zuständigkeiten/Verant-
wortlichkeiten liegen vor und werden 
konsequent verfolgt.

Internet / Interview Einbindung Entscheidungsträger (z.B. Politik) keine Einbindung von Entscheidungsträgern Entscheidungsträger sind passiv involviert Entscheidungsträger werden punktuell aktiv 
eingebunden 

Entscheidungsträger sind größtenteils aktiv 
eingebunden

Entscheidungsträger nehmen kontinuierlich eine 
zentrale aktive Rolle ein

Interview Einbindung externe Stellen/Kompetenz 
(fallbezogen)

keine expliziten oder impliziten 
Abstimmungsprozesse mit externen 
Institutionen bei Strategieentwicklung

punktuell, ad hoc, anlassgetriebene 
Abstimmungsbemühungen

regelmäßige Teilnahme an Koordinationstreffen 
und punktuelles Einfließenlassen in den eigenen 
Planungsprozess; punktuelle Konsultation 
externer Kompetenz

wie 3, jedoch regelmäßiges und systematisches 
Zurückspielen der Erkenntnisse in den 
Planungsprozess

aktives Steuern und Betreiben von 
Koordinationsforen (z.B. im Web) und 
redaktionelle Aufbereitung für interne 
Strategieentwicklung; externe Kompetenz wird 
systematisch abgefragt und bei Bedarf für 
Erstellung der Gesamtstrategie eingebunden; 
Externe Parti

Interview technische Voraussetzungen des Anbieters notwendige technische Voraussetzungen für 
einen qualitätsvollen Einsatz der Neuen Medien 
sind nicht vorhanden

die technischen Rahmenbedingungen sind in 
Teilbereichen erfüllt

Optimale technische Rahmenbedingungen 
ermöglichen ein qualitätsvolles Angebot

Medienangebot

Internet Verfügbarkeit von Informationsmaterial nein zum Teil verfügbar, aber nicht umfassend und 
kontinuierlich

ja, umfassend und kontinuierlich

Internet Verweis auf weiteres internes Angebot 
(Sprechstunden, Veranstaltungen)

nein zum Teil verfügbar, aber nicht umfassend und 
kontinuierlich

ja

Internet Newsletter nein zum Teil verfügbar, aber nicht umfassend und 
kontinuierlich

regelmäßig in proaktiver Form 
(ohne Aufforderung)

Internet Befragung nein ja

Internet Beschwerdemanagement nein ja

Internet technische Abbildung von relevanten 
Ereignissen im Netz

keine Aufbereitung/Dokumentation zeitnahe Darstellung von Sitzungsinhalten, 
Abstimmungsergebnissen oder ähnlichem

Live-Übertragung von Sitzungen/Debatten zum 
Thema

Live-Übertragung von polit. Sitzungen/
Debatten, dauerhafte Dokumentation und 
Aufbereitung

wie 3, aber inkl. Live-Dokumentation (stream, 
eigener TV-Channel, o.ä.), Tischvorlagen sofort 
verfügbar

Internet Bekanntgabe E-Mail-Kontakte nein Benennung einer allgemeinen 
E-Mail-Adresse

E-Mail-Adressen teilweise zu bestimmten 
Themen/Informationen

E-Mail-Adressen in den meisten Sparten  
vorhanden

Aktuelles, umfassendes E-Mail-Verzeichnis mit 
Nennung konkreter Ansprechpartner

Internet Foren nein zum Teil verfügbar, aber nicht umfassend und 
kontinuierlich

ja

Internet Chats nein zum Teil verfügbar, aber nicht umfassend und 
kontinuierlich

ja

sonstige Angebote nein ja

Umsetzungsqualitäten

Internet / Interview Zeitpunkt der Beteiligung Einbindung findet zu einem Zeitpunkt statt, 
wo die Ergebnisse bereits erarbeitet sind

die Einbindung findet  statt, wenn 
die wesentlichen Grundzüge des 
Beteiligungsgegenstandes vorgeklärt sind

alle Beteiligten werden zu dem 
frühestmöglichen Termin ins Verfahren 
eingebunden

Internet Nennung von Handlungsspielräumen in der 
Beteiligungssituation

Handlungsspielräume werden nicht benannt 
bzw. dem Nutzer vermittelt

Handlungsspielräume werden zum Teil 
transportiert

bestehende Handlungsspielräume werden dem 
Nutzer vermittelt

Internet Nachvollziehbarkeit des politischen/ 
administrativen Verfahrens, zu dem Beteiligung 
stattfinden soll

keine Abbildung online nur die Ergebnisse werden online gestellt die Verfahren sind vollständig online abgebildet 
und vom Nutzer mit Ansprechpartner 
nachvollziehbar

konkrete Einzelprozesse können nachvollzogen 
werden; der Status wird real-time abgebildet

proaktive Information über Fortschritt zu 
Themen, für die sich der Nutzer interessiert 
hatte



120

Neue Medien und Bürgerorientierung

121

TOOL PRÜFKRITERIUM AUSPRÄGUNGEN DES KRITERIUMS

Level  1 Level  3 Level  5

Interview Zuständigkeiten und Verantwortlichkeiten für 
das Angebot

Zuständigkeiten/Verantwortlichkeiten sind 
nicht geklärt

Zuständigkeiten/Verantwortlichkeiten 
ergeben sich von Fall zu Fall.

Zuständigkeiten/Verantwortlichkeiten sind 
teilweise geklärt

Zuständigkeiten/Verantwortlichkeiten 
sind geklärt und werden größtenteils 
dementsprechend wahrgenommen

eindeutige Zuständigkeiten/Verant-
wortlichkeiten liegen vor und werden 
konsequent verfolgt.

Internet / Interview Einbindung Entscheidungsträger (z.B. Politik) keine Einbindung von Entscheidungsträgern Entscheidungsträger sind passiv involviert Entscheidungsträger werden punktuell aktiv 
eingebunden 

Entscheidungsträger sind größtenteils aktiv 
eingebunden

Entscheidungsträger nehmen kontinuierlich eine 
zentrale aktive Rolle ein

Interview Einbindung externe Stellen/Kompetenz 
(fallbezogen)

keine expliziten oder impliziten 
Abstimmungsprozesse mit externen 
Institutionen bei Strategieentwicklung

punktuell, ad hoc, anlassgetriebene 
Abstimmungsbemühungen

regelmäßige Teilnahme an Koordinationstreffen 
und punktuelles Einfließenlassen in den eigenen 
Planungsprozess; punktuelle Konsultation 
externer Kompetenz

wie 3, jedoch regelmäßiges und systematisches 
Zurückspielen der Erkenntnisse in den 
Planungsprozess

aktives Steuern und Betreiben von 
Koordinationsforen (z.B. im Web) und 
redaktionelle Aufbereitung für interne 
Strategieentwicklung; externe Kompetenz wird 
systematisch abgefragt und bei Bedarf für 
Erstellung der Gesamtstrategie eingebunden; 
Externe Parti

Interview technische Voraussetzungen des Anbieters notwendige technische Voraussetzungen für 
einen qualitätsvollen Einsatz der Neuen Medien 
sind nicht vorhanden

die technischen Rahmenbedingungen sind in 
Teilbereichen erfüllt

Optimale technische Rahmenbedingungen 
ermöglichen ein qualitätsvolles Angebot

Medienangebot

Internet Verfügbarkeit von Informationsmaterial nein zum Teil verfügbar, aber nicht umfassend und 
kontinuierlich

ja, umfassend und kontinuierlich

Internet Verweis auf weiteres internes Angebot 
(Sprechstunden, Veranstaltungen)

nein zum Teil verfügbar, aber nicht umfassend und 
kontinuierlich

ja

Internet Newsletter nein zum Teil verfügbar, aber nicht umfassend und 
kontinuierlich

regelmäßig in proaktiver Form 
(ohne Aufforderung)

Internet Befragung nein ja

Internet Beschwerdemanagement nein ja

Internet technische Abbildung von relevanten 
Ereignissen im Netz

keine Aufbereitung/Dokumentation zeitnahe Darstellung von Sitzungsinhalten, 
Abstimmungsergebnissen oder ähnlichem

Live-Übertragung von Sitzungen/Debatten zum 
Thema

Live-Übertragung von polit. Sitzungen/
Debatten, dauerhafte Dokumentation und 
Aufbereitung

wie 3, aber inkl. Live-Dokumentation (stream, 
eigener TV-Channel, o.ä.), Tischvorlagen sofort 
verfügbar

Internet Bekanntgabe E-Mail-Kontakte nein Benennung einer allgemeinen 
E-Mail-Adresse

E-Mail-Adressen teilweise zu bestimmten 
Themen/Informationen

E-Mail-Adressen in den meisten Sparten  
vorhanden

Aktuelles, umfassendes E-Mail-Verzeichnis mit 
Nennung konkreter Ansprechpartner

Internet Foren nein zum Teil verfügbar, aber nicht umfassend und 
kontinuierlich

ja

Internet Chats nein zum Teil verfügbar, aber nicht umfassend und 
kontinuierlich

ja

sonstige Angebote nein ja

Umsetzungsqualitäten

Internet / Interview Zeitpunkt der Beteiligung Einbindung findet zu einem Zeitpunkt statt, 
wo die Ergebnisse bereits erarbeitet sind

die Einbindung findet  statt, wenn 
die wesentlichen Grundzüge des 
Beteiligungsgegenstandes vorgeklärt sind

alle Beteiligten werden zu dem 
frühestmöglichen Termin ins Verfahren 
eingebunden

Internet Nennung von Handlungsspielräumen in der 
Beteiligungssituation

Handlungsspielräume werden nicht benannt 
bzw. dem Nutzer vermittelt

Handlungsspielräume werden zum Teil 
transportiert

bestehende Handlungsspielräume werden dem 
Nutzer vermittelt

Internet Nachvollziehbarkeit des politischen/ 
administrativen Verfahrens, zu dem Beteiligung 
stattfinden soll

keine Abbildung online nur die Ergebnisse werden online gestellt die Verfahren sind vollständig online abgebildet 
und vom Nutzer mit Ansprechpartner 
nachvollziehbar

konkrete Einzelprozesse können nachvollzogen 
werden; der Status wird real-time abgebildet

proaktive Information über Fortschritt zu 
Themen, für die sich der Nutzer interessiert 
hatte

Anhang  |  Kriterienkatalog 8
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TOOL PRÜFKRITERIUM AUSPRÄGUNGEN DES KRITERIUMS

Level  1 Level  3 Level  5

Internet Aufbereitung und Dokumentation von 
Ergebnissen im Netz

nein teilweise ja

Internet Aktualität der Informationen Informationen sind auf dem Stand ihrer 
Einstellung auf die Seite; keine Pflege

sehr unregelmäßige Aktualisierung einzelner 
Informationen

Informationen werden weitgehend 
aktualisiert, allerdings kein festgeschriebenes, 
standardisiertes Verfahren; nur vereinzelt wird 
redaktionelle Verantwortlichkeit festgelegt

wie 3; jedoch ist ein Aktualisierungs-
mechanismus mit festen redaktionellen 
Verantwortlichkeiten definiert, der aber nur 
sporadisch beachtet wird

alle Informationen werden zeitnah zu 
Veränderungen von redaktionell Zuständigen 
aktualisiert; definierter Mechanismus wird 
vollständig eingehalten

Internet Visualisierung eine graphische Visualisierung existiert nicht neben der textlichen Darstellung werden 
auch einzelne Aspekte graphisch dargestellt 

die analogen graphischen Darstellungen werden 
auch online zur Verfügung gestellt 

die Möglichkeiten der digitalen Visualisierung 
werden über das Maß der Printdarstellungen 
hinaus genutzt

komplexe Sachverhalte und räumliche Aspekte 
werden umfassend aber angemessen visualisiert 

Internet Verknüpfung verschiedener Internet-Angebote Angebote werden nicht verknüpft Angebote verweisen lose aufeinandern 
(keine Verknüpfung

Angebote nehmen aufeinander Bezug Angebote werden größtenteils miteinander 
verknüpft

Angebote werden konsequent miteinander 
verknüpft und abgestimmt

Internet Übersichtlichkeit und Benutzerfreundlichkeit kein Helpdesk; keine Hilfefunktion; unklarer und 
unübersichtlicher Zugriff und Strukturierung 
des Beteiligungsangebots (nur für erfahrene 
Internet-Nutzer geeignet)

erste rudimentäre Hilfsfunktionalitäten; nicht 
problemspezifisch (z.B. einfaches PDF für 
alle Fragen)

ausgeprägte Hilfsfunktionalitäten auf 
Basis typischer Problemstellungen mit 
nutzerorientierter Aufbereitung

Support mit „Eskalationsstrategien“
(Online-Hilfe ››› Hotline ››› Vor-Ort-Hilfe); 
Content-Managementsystem zur dynamischen 
Pflege; Suchmaschinen

auch für Internet-Neulinge uneingeschränkt 
nutzbar: einfache Web-Adresse; sicherer Zugang; 
einfache Navigation; keine umfangreiche 
Zusatztechnologie; einfach geschriebene 
Hilfsanweisungen; Support 24/7 verfügbar; 
Innovative Strukturierungstools (Avatare) 

Schutz der Privatsphäre bei 
Internetanwendungen (Privacy Policy)

keine Vorstellungen zur Behandlung des Themas Privacy Policy verabschiedet, zumeist in Linie 
mit übergeordneten zwingenden gesetzlichen 
Vorschriften, jedoch nicht oder ungenügend 
kommuniziert bzw. umgesetzt

klar kommunizierte Policy vorhanden und 
beachtet sowie den Einzelnen transparent 
gemacht, technische Vorkehrungen vollständig 
umgesetzt

Interview Verbindlichkeit /Feedback-Handling Beantwortung von Fragen nicht gewährleistet adressatengerichtete oder 
adressatenspezifische Anfrage werden 
gleichermassen unspezifisch behandelt und 
lediglich allgemein beantwortet 

adressatengerichtete Anfrage wird ohne 
Rücksprache weitergeleitet und durch Vertreter 
beantwortet ODER bei adressatenunspezifische 
Anfrage wird weitergeleitet, es fehlt jedoch 
Information über den zuständigen Bearbeiter

wird persönlich und kompetent beantwortet, 
innerhalb eines angemessenen Zeitrahmens; 
Anfrage wird gegebenenfalls weitergeleitet an 
zuständige Stelle

wie 4; Kunde wird jedoch jederzeit über Status 
von Weiterleitung und Beantwortung informiert.

Verbindlichkeit /Einfluss der Beteiligungs-
ergebnisse auf den Entscheidungsprozess

keine Anbindung an den formalen 
Entscheidungsprozess, kein Einfluss

Beteiligungsergebnisse werden von den 
Entscheidungsträgern wahrgenommen, 
gesichtet und diskutiert

Verbindlichkeit /Einfluss auf den formalen 
Entscheidungsprozess ist im Vorfeld geklärt, 
Handlungsspielräume ausgenutzt 

Internet Nachvollziehbarkeit bei der Bearbeitung einer 
Anfrage

keine Rückmeldung keine Eingangsbestätigung, lediglich 
Nachricht über das Ergebnis am Ende

auf Anfrage erhält der Anfragende eine Auskunft 
über die bearbeitende Stelle; nach Bearbeitung 
erhält er Bescheid

Information Desk informiert Anfragenden 
jederzeit über den Status der Bearbeitung und 
den Bearbeiter

Nutzer hat über das Internet Zugriff auf Status 
und Verbleib seiner Anfrage („track and trace“)

Zielgruppen- und 
Nutzerorientierung

Internet / Interview Formulierung von Nutzen und Mehrwert der 
Beteiligung im Internet für Akteure

Nutzen und Mehrwert für verschiedene Akteure 
werden nicht formuliert.

Nutzen und Mehrwert werden für einzelne 
Akteure formuliert.

Nutzen und Mehrwert werden für alle Akteure 
formuliert.

Internet zielgruppenspezifische Beteiligungsformen eine zielgruppenorientierte Strukturierung und 
Präsentation ist nicht vorgesehen

in einzelnen Berechen gibt es 
zielgruppenorientierte online-Angebote 
und -darbietungen 

zielgruppenorientierte Angebote, die vollständig, 
verständlich und umfassend sind, gibt es gezielt 
für einzelne online-Angebote

das online-Angebot ist soweit möglich an die 
jeweiligen Zielgruppen angepasst

eine zielgruppenorientierte Darbietung steht 
im Vordergrund des online-Angebotes, das 
flexibel an die jeweiligen Zielgruppen und ihre 
Bedürfnisse angepasst ist (z.B. durch Sprache, 
Tiefe der Information, Möglichkeiten der 
Interaktion...) 

Internet zielgruppenspezifische Anreize zur Teilnahme bei den Angeboten nicht vorgesehen in Ausnahmefällen vorhanden für einzelne Zielgruppenangebote (z.B. 
Jugendliche) werden Anreize zur Mitwirkung 
angeboten

einzelne Anreize bei den online-Angeboten 
motivieren zur Mitwirkung 

im Sinne einer Anerkennungskultur bestehen 
vielfältige Anreize (z.B. Preise, Quiz, 
Veröffentlichung von Bildern von Akteuren 
im Internet etc.) die zielgruppenspezifisch zur 
Teilnahme motivieren

Internet / Interview Maßnahmen gegen digitale Spaltung keine Berücksichtigung. von „havenots“ Behandlung des Digital Devide-Aspekts (DD) 
auf reiner Zugangs-Ebene

vereinzelte Angebote spezifisch für DD-
Betroffene; erste Ansätze einer Multi-Channel-
Strategie, allerdings noch kein ausgewogenes 
Verhältnis zwischen den Zugangswegen

spezielle Angebote für DD-Betroffene; Multi-
Channel-Strategie vorhanden, aber noch nicht 
vollständig realisiert

nutzergruppenspezifischer Multi-Channel-
Zugang (persönlich, telefonisch, online, 
Internet-Kiosk, I-TV) zu Angeboten unter 
Berücksichtigung der DD-Betroffenen, 
der technischen Machbarkeit und der 
wirtschaftlichen Sinnhaftigkeit
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TOOL PRÜFKRITERIUM AUSPRÄGUNGEN DES KRITERIUMS

Level  1 Level  3 Level  5

Internet Aufbereitung und Dokumentation von 
Ergebnissen im Netz

nein teilweise ja

Internet Aktualität der Informationen Informationen sind auf dem Stand ihrer 
Einstellung auf die Seite; keine Pflege

sehr unregelmäßige Aktualisierung einzelner 
Informationen

Informationen werden weitgehend 
aktualisiert, allerdings kein festgeschriebenes, 
standardisiertes Verfahren; nur vereinzelt wird 
redaktionelle Verantwortlichkeit festgelegt

wie 3; jedoch ist ein Aktualisierungs-
mechanismus mit festen redaktionellen 
Verantwortlichkeiten definiert, der aber nur 
sporadisch beachtet wird

alle Informationen werden zeitnah zu 
Veränderungen von redaktionell Zuständigen 
aktualisiert; definierter Mechanismus wird 
vollständig eingehalten

Internet Visualisierung eine graphische Visualisierung existiert nicht neben der textlichen Darstellung werden 
auch einzelne Aspekte graphisch dargestellt 

die analogen graphischen Darstellungen werden 
auch online zur Verfügung gestellt 

die Möglichkeiten der digitalen Visualisierung 
werden über das Maß der Printdarstellungen 
hinaus genutzt

komplexe Sachverhalte und räumliche Aspekte 
werden umfassend aber angemessen visualisiert 

Internet Verknüpfung verschiedener Internet-Angebote Angebote werden nicht verknüpft Angebote verweisen lose aufeinandern 
(keine Verknüpfung

Angebote nehmen aufeinander Bezug Angebote werden größtenteils miteinander 
verknüpft

Angebote werden konsequent miteinander 
verknüpft und abgestimmt

Internet Übersichtlichkeit und Benutzerfreundlichkeit kein Helpdesk; keine Hilfefunktion; unklarer und 
unübersichtlicher Zugriff und Strukturierung 
des Beteiligungsangebots (nur für erfahrene 
Internet-Nutzer geeignet)

erste rudimentäre Hilfsfunktionalitäten; nicht 
problemspezifisch (z.B. einfaches PDF für 
alle Fragen)

ausgeprägte Hilfsfunktionalitäten auf 
Basis typischer Problemstellungen mit 
nutzerorientierter Aufbereitung

Support mit „Eskalationsstrategien“
(Online-Hilfe ››› Hotline ››› Vor-Ort-Hilfe); 
Content-Managementsystem zur dynamischen 
Pflege; Suchmaschinen

auch für Internet-Neulinge uneingeschränkt 
nutzbar: einfache Web-Adresse; sicherer Zugang; 
einfache Navigation; keine umfangreiche 
Zusatztechnologie; einfach geschriebene 
Hilfsanweisungen; Support 24/7 verfügbar; 
Innovative Strukturierungstools (Avatare) 

Schutz der Privatsphäre bei 
Internetanwendungen (Privacy Policy)

keine Vorstellungen zur Behandlung des Themas Privacy Policy verabschiedet, zumeist in Linie 
mit übergeordneten zwingenden gesetzlichen 
Vorschriften, jedoch nicht oder ungenügend 
kommuniziert bzw. umgesetzt

klar kommunizierte Policy vorhanden und 
beachtet sowie den Einzelnen transparent 
gemacht, technische Vorkehrungen vollständig 
umgesetzt

Interview Verbindlichkeit /Feedback-Handling Beantwortung von Fragen nicht gewährleistet adressatengerichtete oder 
adressatenspezifische Anfrage werden 
gleichermassen unspezifisch behandelt und 
lediglich allgemein beantwortet 

adressatengerichtete Anfrage wird ohne 
Rücksprache weitergeleitet und durch Vertreter 
beantwortet ODER bei adressatenunspezifische 
Anfrage wird weitergeleitet, es fehlt jedoch 
Information über den zuständigen Bearbeiter

wird persönlich und kompetent beantwortet, 
innerhalb eines angemessenen Zeitrahmens; 
Anfrage wird gegebenenfalls weitergeleitet an 
zuständige Stelle

wie 4; Kunde wird jedoch jederzeit über Status 
von Weiterleitung und Beantwortung informiert.

Verbindlichkeit /Einfluss der Beteiligungs-
ergebnisse auf den Entscheidungsprozess

keine Anbindung an den formalen 
Entscheidungsprozess, kein Einfluss

Beteiligungsergebnisse werden von den 
Entscheidungsträgern wahrgenommen, 
gesichtet und diskutiert

Verbindlichkeit /Einfluss auf den formalen 
Entscheidungsprozess ist im Vorfeld geklärt, 
Handlungsspielräume ausgenutzt 

Internet Nachvollziehbarkeit bei der Bearbeitung einer 
Anfrage

keine Rückmeldung keine Eingangsbestätigung, lediglich 
Nachricht über das Ergebnis am Ende

auf Anfrage erhält der Anfragende eine Auskunft 
über die bearbeitende Stelle; nach Bearbeitung 
erhält er Bescheid

Information Desk informiert Anfragenden 
jederzeit über den Status der Bearbeitung und 
den Bearbeiter

Nutzer hat über das Internet Zugriff auf Status 
und Verbleib seiner Anfrage („track and trace“)

Zielgruppen- und 
Nutzerorientierung

Internet / Interview Formulierung von Nutzen und Mehrwert der 
Beteiligung im Internet für Akteure

Nutzen und Mehrwert für verschiedene Akteure 
werden nicht formuliert.

Nutzen und Mehrwert werden für einzelne 
Akteure formuliert.

Nutzen und Mehrwert werden für alle Akteure 
formuliert.

Internet zielgruppenspezifische Beteiligungsformen eine zielgruppenorientierte Strukturierung und 
Präsentation ist nicht vorgesehen

in einzelnen Berechen gibt es 
zielgruppenorientierte online-Angebote 
und -darbietungen 

zielgruppenorientierte Angebote, die vollständig, 
verständlich und umfassend sind, gibt es gezielt 
für einzelne online-Angebote

das online-Angebot ist soweit möglich an die 
jeweiligen Zielgruppen angepasst

eine zielgruppenorientierte Darbietung steht 
im Vordergrund des online-Angebotes, das 
flexibel an die jeweiligen Zielgruppen und ihre 
Bedürfnisse angepasst ist (z.B. durch Sprache, 
Tiefe der Information, Möglichkeiten der 
Interaktion...) 

Internet zielgruppenspezifische Anreize zur Teilnahme bei den Angeboten nicht vorgesehen in Ausnahmefällen vorhanden für einzelne Zielgruppenangebote (z.B. 
Jugendliche) werden Anreize zur Mitwirkung 
angeboten

einzelne Anreize bei den online-Angeboten 
motivieren zur Mitwirkung 

im Sinne einer Anerkennungskultur bestehen 
vielfältige Anreize (z.B. Preise, Quiz, 
Veröffentlichung von Bildern von Akteuren 
im Internet etc.) die zielgruppenspezifisch zur 
Teilnahme motivieren

Internet / Interview Maßnahmen gegen digitale Spaltung keine Berücksichtigung. von „havenots“ Behandlung des Digital Devide-Aspekts (DD) 
auf reiner Zugangs-Ebene

vereinzelte Angebote spezifisch für DD-
Betroffene; erste Ansätze einer Multi-Channel-
Strategie, allerdings noch kein ausgewogenes 
Verhältnis zwischen den Zugangswegen

spezielle Angebote für DD-Betroffene; Multi-
Channel-Strategie vorhanden, aber noch nicht 
vollständig realisiert

nutzergruppenspezifischer Multi-Channel-
Zugang (persönlich, telefonisch, online, 
Internet-Kiosk, I-TV) zu Angeboten unter 
Berücksichtigung der DD-Betroffenen, 
der technischen Machbarkeit und der 
wirtschaftlichen Sinnhaftigkeit

8Anhang  |  Kriterienkatalog
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TOOL PRÜFKRITERIUM AUSPRÄGUNGEN DES KRITERIUMS

Level  1 Level  3 Level  5

Internet / Interview begleitende Maßnahmen zur Stärkung der 
Medienkompetenz

keine Angebote einzelne Angebote sind ohne direktem 
Bezug zum Kommunikationsangebot in der 
Kommune/Institution vorhanden

Angebote zur Erhöhung der Medienkompetenz 
für alle Beteiligte im Kommunikationsprozess 
vorhanden

Angebote zur Erhöhung der Medienkompetenz 
als fester Baustein des Online-Angebotes 
vorhanden

zielgruppenspezifisches Begleit- /Schulungs- / 
Mentoring-Programm

Internet / Interview Berücksichtigung technischer Voraussetzungen 
der Anwender

das Angebot ist für Home-User generell schlecht 
geeignet (lange Download-Zeiten) 

das Angebot ist für Home-User in weiten 
Teilen schlecht geeignet (lange Download-
Zeiten) 

User mit einer „durchschnittlichen 
Austattung“ können das Angebot ohne große 
Reibungsverluste nutzen

das Angebot ist auf die technischen 
Voraussetzung der meisten User abgestimmt

Online- und Offline-Angebot ist ohne 
„Nachrüstung” für die Meisten in guter Qualität 
möglich

Interview Erhöhung der Transparenz eine Erhöhung der Transparenz von Verfahren 
und Inhalt ist nicht vorgesehen

die erhöhte Transparenz ist ein Nebeneffekt 
der Online-Angebote

die Erhöhung der Transparenz wird durch 
einzelne online-Angebote unterstützt

die online-Angebote dienen auch der Erhöhung 
der Transparenz für Einzelne

mit den Online-Angeboten wird gezielt die 
Transparenz von Verfahren und Inhalt für alle 
Beteiligten erhöht bzw. gefördert

Internet / Interview Marketingkonzept digitale Angebote werden durch keine 
Werbemaßnahmen bekannt gemacht

punktuell wird auf digitale Angebote 
hingewiesen

Hinweise auf digitale Angebote bestehen, ohne 
dass für sie direkt geworben wird

auf digitale Angebote wird offensiv hingewiesen zielgruppengerechte, geplante Promotion 
der Beteiligung; Nutzung aller Medien zur 
Steigerung der Bekanntheit und Akzeptanz der 
Angebote 

Weiterentwicklung

Interview klares Evaluationsraster keine Evaluation vorgesehen Evaluation vorgesehen, aber nicht 
konsequent umgesetzt

Evaluation erfolgt, allerdings ohne eine 
zielführende permanente Verbesserung des 
Kommunikationsangebotes

systematische Evaluation (z.B. mit Hilfe der 
lokalen Demokratiebilanz) zur Überprüfung des 
Einsatzes der Neuen Medien

Evaluationskriterien von Anfang an festgelegt, 
werden regelmäßig überprüft und ggf. 
angepasst; sind verbindlich und ggf. auch mit 
klaren Anreiz-/Sanktionselementen für Beteiligte 
verbunden

Internet regelmäßige Nutzer-Feedbacks Beteiligungsverfahren werden isoliert aus der 
Verwaltung/der Politik /der durchführenden 
Institution heraus entwickelt – Nutzerfeedbacks 
nicht vorgesehen

Wünsche und Anregungen werden punktuell 
abgefragt, die Berücksichtigung ist nicht 
gesichert

Wünsche und Anregungen werden kontinuierlich 
abgefragt, die Berücksichtigung ist nicht 
gesichert

Wünsche und Anregungen werden kontinuierlich 
abgefragt und größtenteils berücksichtigt

Wünsche und Anregungen werden kontinuierlich 
abgefragt und konsequent berücksichtigt

Interview Beteiligung der Nutzer bei der Konzeptionsphase nein ja

Internet / Interview Beteiligung der Nutzer bei der 
Weiterentwicklung

nein ja

Interview Verbindlichkeit der Evaluationsergebnisse keine Verbindlichkeit vorgesehen Verbindlichkeit lediglich informell und 
punktuell

Ergebnisse der Evaluation werden aufbereitet. 
Feedback und Anpassung offen

Ergebnisse der Evaluation werden aufbereitet. 
Feedback und Anpassung nicht systematisch 
und verbindlich

Selbstverpflichtung bezüglich des Umgangs mit 
Feedback; Dokumentation der Anpassungen und 
der Nicht-Anpassungen
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TOOL PRÜFKRITERIUM AUSPRÄGUNGEN DES KRITERIUMS

Level  1 Level  3 Level  5

Internet / Interview begleitende Maßnahmen zur Stärkung der 
Medienkompetenz

keine Angebote einzelne Angebote sind ohne direktem 
Bezug zum Kommunikationsangebot in der 
Kommune/Institution vorhanden

Angebote zur Erhöhung der Medienkompetenz 
für alle Beteiligte im Kommunikationsprozess 
vorhanden

Angebote zur Erhöhung der Medienkompetenz 
als fester Baustein des Online-Angebotes 
vorhanden

zielgruppenspezifisches Begleit- /Schulungs- / 
Mentoring-Programm

Internet / Interview Berücksichtigung technischer Voraussetzungen 
der Anwender

das Angebot ist für Home-User generell schlecht 
geeignet (lange Download-Zeiten) 

das Angebot ist für Home-User in weiten 
Teilen schlecht geeignet (lange Download-
Zeiten) 

User mit einer „durchschnittlichen 
Austattung“ können das Angebot ohne große 
Reibungsverluste nutzen

das Angebot ist auf die technischen 
Voraussetzung der meisten User abgestimmt

Online- und Offline-Angebot ist ohne 
„Nachrüstung” für die Meisten in guter Qualität 
möglich

Interview Erhöhung der Transparenz eine Erhöhung der Transparenz von Verfahren 
und Inhalt ist nicht vorgesehen

die erhöhte Transparenz ist ein Nebeneffekt 
der Online-Angebote

die Erhöhung der Transparenz wird durch 
einzelne online-Angebote unterstützt

die online-Angebote dienen auch der Erhöhung 
der Transparenz für Einzelne

mit den Online-Angeboten wird gezielt die 
Transparenz von Verfahren und Inhalt für alle 
Beteiligten erhöht bzw. gefördert

Internet / Interview Marketingkonzept digitale Angebote werden durch keine 
Werbemaßnahmen bekannt gemacht

punktuell wird auf digitale Angebote 
hingewiesen

Hinweise auf digitale Angebote bestehen, ohne 
dass für sie direkt geworben wird

auf digitale Angebote wird offensiv hingewiesen zielgruppengerechte, geplante Promotion 
der Beteiligung; Nutzung aller Medien zur 
Steigerung der Bekanntheit und Akzeptanz der 
Angebote 

Weiterentwicklung

Interview klares Evaluationsraster keine Evaluation vorgesehen Evaluation vorgesehen, aber nicht 
konsequent umgesetzt

Evaluation erfolgt, allerdings ohne eine 
zielführende permanente Verbesserung des 
Kommunikationsangebotes

systematische Evaluation (z.B. mit Hilfe der 
lokalen Demokratiebilanz) zur Überprüfung des 
Einsatzes der Neuen Medien

Evaluationskriterien von Anfang an festgelegt, 
werden regelmäßig überprüft und ggf. 
angepasst; sind verbindlich und ggf. auch mit 
klaren Anreiz-/Sanktionselementen für Beteiligte 
verbunden

Internet regelmäßige Nutzer-Feedbacks Beteiligungsverfahren werden isoliert aus der 
Verwaltung/der Politik /der durchführenden 
Institution heraus entwickelt – Nutzerfeedbacks 
nicht vorgesehen

Wünsche und Anregungen werden punktuell 
abgefragt, die Berücksichtigung ist nicht 
gesichert

Wünsche und Anregungen werden kontinuierlich 
abgefragt, die Berücksichtigung ist nicht 
gesichert

Wünsche und Anregungen werden kontinuierlich 
abgefragt und größtenteils berücksichtigt

Wünsche und Anregungen werden kontinuierlich 
abgefragt und konsequent berücksichtigt

Interview Beteiligung der Nutzer bei der Konzeptionsphase nein ja

Internet / Interview Beteiligung der Nutzer bei der 
Weiterentwicklung

nein ja

Interview Verbindlichkeit der Evaluationsergebnisse keine Verbindlichkeit vorgesehen Verbindlichkeit lediglich informell und 
punktuell

Ergebnisse der Evaluation werden aufbereitet. 
Feedback und Anpassung offen

Ergebnisse der Evaluation werden aufbereitet. 
Feedback und Anpassung nicht systematisch 
und verbindlich

Selbstverpflichtung bezüglich des Umgangs mit 
Feedback; Dokumentation der Anpassungen und 
der Nicht-Anpassungen
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Kontakt

Dr. Thomas Hart

Projektmanager

p  0 52 41 | 81 81 328
f  0 52 41 | 81 6 81 328
e thomas.hart@bertelsmann.de

Zu dem Themen-Schwerpunkt „Strategien für die Zukunft vor Ort“ 
erscheint bis zum Herbst 2004 außerdem:

 Cities of Tomorrow
 International Research and Good Practice in Local Government

 Herausforderungen erkennen – Daten und Fakten zur Lebensqualität

 Innovation gestalten – Handlungskonzepte für Lebensqualität

 kik – Kernkennzahlen in Kommunen. Ein Praxisbericht

 Kommunaler Bürgerhaushalt: Ein Leitfaden für die Praxis

 Lebensqualität messen – Transparenz durch Kennzahlen

 Public Private Partnerships und E-Government

Alle Titel stehen nach Erscheinen auch als Downloads zur Verfügung 
unter: www.zukunftsstrategien-vor-ort.de

www.zukunftsstrategien-vor-ort.de


